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DG 0126/2016 

Begrüssung und Mitteilungen des Kantonsratspräsidenten 

Albert Studer (SVP), Präsident. Herr Landammann, geschätzte Regierung, liebe Kollegen und Kollegin-
nen, guten Morgen. Auf der Traktandenliste stehen mehrere Wahlgeschäfte, mit denen wir auch begin-
nen werden. Die Wahl des Vizepräsidenten oder der Vizepräsidentin der Schätzungskommission, der 
Mitglieder des Schiedsgerichts und die Wahl eines Ersatzmitglieds des Schiedsgerichts befinden sich auf 
einem Wahlzettel. Dieser wird nun ausgeteilt. Danach nehmen wir die Wahl eines Mitglieds des Ju-
gendgerichts vor. Da dies eine Zweierkandidatur ist, kann es möglich sein, dass es mehrere Wahlgänge 
gibt. Am Schluss werden wir die Wahl des Ratssekretärs vornehmen. Für das nun folgende Geschäft 
möchte ich den Kommissionssprecher bitten, nach vorne zu kommen. 

SGB 0096/2016 

Fachhochschule Nordwestschweiz (FHNW): Bericht über die Erfüllung des Leistungsauftrags 

2015; Genehmigung 

Es liegen vor: 

a) Botschaft und Entwurf des Regierungsrats vom 31. Mai 2016: 
 
Der Kantonsrat von Solothurn, gestützt auf § 6 Absatz 5 sowie § 15 Absatz 1 Buchstabe c des Vertrags 
zwischen den Kantonen Aargau, Basel-Landschaft, Basel-Stadt und Solothurn über die Fachhochschule 
Nordwestschweiz (FHNW) vom 9./10. November 2004 (BGS 415.219), nach Kenntnisnahme von Botschaft 
und Entwurf des Regierungsrates vom 31. Mai 2016 
(RRB Nr. 2016/965), beschliesst: 
1. Von der mit dem Jahresbericht 2015 vorgelegten Jahresrechnung der Fachhochschule Nordwest-

schweiz (FHNW) wird Kenntnis genommen. 
2. Der Bericht der FHNW über die Erfüllung des Leistungsauftrags für das Jahr 2015 wird genehmigt. 
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3. Der Beschluss gemäss Ziffer 2 gilt unter dem Vorbehalt, dass die Parlamente der Kantone Aargau, 
Basel-Landschaft und Basel-Stadt gleich lautende Beschlüsse fassen. 

 
b) Zustimmender Antrag der Bildungs- und Kulturkommission vom 29. Juni 2016 zum Beschlussesent-

wurf des Regierungsrats. 
 
c) Zustimmender Antrag der Finanzkommission vom 18. August 2016 zum Beschlussesentwurf des 

Regierungsrats. 

Eintretensfrage 

Urs von Lerber (SP), Sprecher der Bildungs- und Kulturkommission. Der Bericht über die Erfüllung des 
Leistungsauftrags 2015 der Fachhochschule Nordwestschweiz (FHNW) wurde in zwei Fachkommissionen 
diskutiert, in der interkantonalen Kommission der FHNW (IPK FHNW) und in unserer Bildungs- und Kul-
turkommission. Ich erzähle aus beiden Kommissionen. Passend zum Traktandum fand heute Morgen das 
Forum der FHNW statt, welches einige von Ihnen besucht haben. Dort haben Sie auch eine Broschüre 
mit einigen Eckpunkten erhalten, auf die ich hier nun kurz eingehen möchte. Das Jahr 2015 ist das erste 
Jahr der dreijährigen Globalbudgetperiode 2015-2017. Es waren 11'262 Studierende immatrikuliert: 
9'436 in 29 Bachelor-Studiengängen, 1826 in 19 Master-Studiengängen. Besonders markant ist der Zu-
wachs der Einsteiger in der Hochschule für Technik mit plus 18% und in der Hochschule für Wirtschaft 
mit plus 14%. Das sind Zahlen, die wir so auch gewünscht haben und die positiv sind. Bei der Weiterbil-
dung war bei den Erträgen ein leichter Rückgang auf 49 Millionen Franken zu verzeichnen, bei der For-
schung und Entwicklung konnten die Drittmittel leicht gesteigert werden, und zwar ebenfalls auf 
49 Millionen Franken. Der budgetierte Verlust von 4,8 Millionen Franken schrumpfte in der Rechnung 
auf einen Verlust von 1,7 Millionen Franken. Der Gesamtaufwand der FHNW betrug 451 Millionen Fran-
ken. So gesehen sind die 1,7 Millionen Franken sehr wenig. Wichtig für die Zukunft der FHNW und ein 
richtiger Meilenstein ist, dass am 1.1.2015 das neue Hochschulförderungs- und Koordinationsgesetz in 
Kraft getreten ist. Damit erhalten die Fachhochschulen eine neue gesetzliche Grundlage. So viel zu den 
Eckwerten der FHNW. 
Die IPK FHNW nahm das Resultat mit Genugtuung zur Kenntnis. Ein besonderes Augenmerk gab man 
den vier strategischen Initiativen. Die Initiativen sind hochschulübergreifend und interdisziplinär. Heute 
Morgen wurden uns zwei Initiativen vorgestellt, so dass wir einen kleinen Einblick erhalten haben. Der 
Kommission war wichtig, dass das Thema gesamtheitlich behandelt wird, nämlich hochschulübergrei-
fend. Die Initiativen wurden erst im Jahr 2015 lanciert, deswegen lagen auch noch keine Resultate vor. 
Es wurden weniger Ressourcen beansprucht als ursprünglich geplant. Das wird aber auf die aktuellen 
Jahre verschoben. Auch das überdurchschnittliche Wachstum der Studienanfänger wurde bemerkt. Das 
hat aber vor allem mit der wachsenden Anzahl der Teilzeitstudierenden zu tun. Diese bleiben länger 
immatrikuliert und ergeben so mehr Studierende an der FHNW. Die IPK FHNW ist mit der detaillierten 
Berichterstattung sehr zufrieden und stellt fest, dass die Schule auf Kurs ist. Sie hat den Bericht einstim-
mig genehmigt. 
Die Bildungs- und Kulturkommission wurde von Remo Ankli und Eugen Blümli ausführlich informiert. 
Neben den bereits erwähnten Aspekten wurden wir vor allem auf das Monitoring hingewiesen. Dieses 
gibt einen Überblick darüber, was in den letzten fünf Jahren passiert ist. Da ist auch das Wachstum der 
Pädagogischen Hochschule (PH) ersichtlich, welches durchaus gewollt ist. In der Bildungs- und Kultur-
kommission gab es einige kritische Rückfragen zu den Life Sciences. Diese haben weniger Studienanfän-
ger verzeichnet. Dort braucht es vermehrt Anstrengungen, um die Studierendenzahlen und die Auslas-
tung zu erreichen. Mit dem Neubau in Muttenz und einer neu gewählten Person in den 
Fachhochschulrat wurden die Massnahmen in diesem Bereich ergriffen. Bei der PH wurde der Männer-
anteil bemerkt. Dieser liegt auf der Primarstufe bei lediglich 20%, bei den Abschlüssen gar nur bei 12%. 
Der Bildungsdirektor ist sich dieser Tatsache bewusst und Massnahmen, um den Männeranteil zu stei-
gern, wurden geprüft. Eine Frage gab es zur Praxisorientierung der PH. Dazu wurde uns ein Bericht in 
Aussicht gestellt. Eine weitere Frage betraf den Ausländeranteil bei der Musikhochschule. Dieser liegt 
seit Jahren bei rund zwei Drittel der Studierenden. Ein anderes Thema war der Lehrplan 21. Wie könnte 
es auch anders sein? Dazu hat die PH ein Ausbildungskonzept, das auf die Eigenheiten der Kantone 
Rücksicht nimmt, wie die verschiedenen Einführungszeitpläne und ob er überhaupt eingeführt wird 
oder nicht. Dabei geht es aber nicht nur um die Frage des Lehrplans 21, sondern generell um die Eigen-
heiten der einzelnen Kantone, beispielsweise um die Dauer der Sek P, die bei uns nur zwei Jahre dauert 
und nicht drei Jahre wie in den anderen Kantonen. Eine solche Feingliederung und solche kantonalen 
Eigenheiten kosten mehr als eine einheitliche Ausbildung. Wenn alle Kantone ein einheitliches Schulsys-



 V. Session – 12. Sitzung - 31. August 2016 691 

tem hätten, gäbe es hier Sparpotential. Die Kosten, die daraus entstehen, werden von den Kantonen 
gemäss Kostenverteiler getragen. Die Bildungs- und Kulturkommission hat den Bericht einstimmig ge-
nehmigt. 

Albert Studer (SVP), Präsident. Ich danke dem Kommissionssprecher und bitte die Stimmenzähler, die 
Wahlzettel einzuziehen. Es folgen nun die Fraktionssprecher. 

Marie-Theres Widmer (CVP). Die CVP/EVP/glp/BDP-Fraktion begrüsst den vorliegenden Rechnungsab-
schluss. Die Rechnung der FHNW schliesst besser als budgetiert ab. Der budgetierte Aufwandüberschuss 
wurde von 4,8 Millionen Franken auf 1,7 Millionen Franken reduziert. Der Mehrbedarf der Leistungspe-
riode 2015-2017 wird mit 15 Millionen Franken aus dem Eigenkapital finanziert. Bei den Studienrich-
tungen Psychologie, Gestaltung und Kunst und soziale Arbeit wurde eine Zulassungsbeschränkung ein-
geführt. Dafür ist ein Studentenwachstum bei der PH, der Technik und der Wirtschaft festzustellen, was 
auch gewollt war. Der Selbstfinanzierungsgrad liegt bei knapp 50%. Die vier strategischen, interdiszipli-
nären Initiativen sind fachhochschultypisch und sollen der FHNW dabei helfen, sich von den Universitä-
ten abzugrenzen. So weit, so gut, aber der Anteil der Forschung ist in den letzten Jahren stetig gewach-
sen. In der Zwischenzeit liegt er bei 25%, anstatt bei den budgetierten 22%. Auch wenn damit 
Drittmittel generiert werden, fragen wir uns, ob das eine Entwicklung in die richtige und nicht in die 
falsche Richtung ist, nämlich in die Richtung der Universität. Wie erwähnt, will sich die FHNW unbedingt 
von dieser abgrenzen. Wir wollen Fachkräfte ausbilden und nicht zukünftige Forscher und Dozenten. 
Bei der Verabschiedung der Rechnung handelt es sich um Vergangenheitsbewältigung, eine späte sogar, 
wenn man bedenkt, dass morgen der September beginnt. Die CVP/EVP/glp/BDP-Fraktion ist der über-
zeugten Meinung, dass die Sparmassnahmen, die im letzten Jahr umgesetzt wurden, erst ein Anfang 
sind. Die Studentenzahlen stiegen in den letzten Jahren auf rund 11'000, die Subventionen gleichzeitig 
auf jährlich 225 Millionen Franken. So kann das nicht weitergehen. Drei der vier an der FHNW beteilig-
ten Kantone haben finanzielle Schwierigkeiten. Das heisst, dass auch in Zukunft gespart werden muss. 
Es darf kein grösseres Budget mehr geben. Wir können uns das nicht leisten. Die Mitglieder der IPK 
haben richtigerweise zwei Alternativbudgets verlangt, eines mit gleichbleibenden und eines mit tiefe-
ren Subventionsbeiträgen. Wir sind gespannt, wie die Budgets aussehen werden und welches dem Par-
lament vorgelegt wird. 

Felix Lang (Grüne). Als direkte Replik kann ich anbringen, dass wir nicht ganz gleicher Meinung sind, 
denn aus der FHNW müssen auch Dozenten hervorgehen, und zwar solche mit dem Stallgeruch für die 
FHNW. Ansonsten sind die Ziele des dualen Bildungssystems der FHNW nicht zu erreichen. Das ist das 
Problem, das meine Vorrednerin auch indirekt kritisiert, indem sie sagt, dass die FHNW keine Universität 
sein soll. Im Zeitalter der Digitalisierung und enger werdenden finanziellen Rahmenbedingungen be-
grüssen wir Grünen, dass einzelne Berichterstattungen nicht mehr als Broschüre erscheinen, sondern nur 
noch digital veröffentlicht werden. Das vermindert nicht zuletzt auch die Papierflut an die Kantons-
ratsmitglieder. Zum Bericht selber: Der Erfolg der FHNW geht weiter. Die Zuwachsraten der Neueintritte 
betragen in einzelnen Bereichen wie in der Technik, Wirtschaft und beim Bau zwischen 9% und 18%. 
Die wachsende Studierendenzahl hat erfreulicherweise auch zur Folge, dass die Kosten pro Studieren-
den sinken. Das darf aber nicht darüber hinwegtäuschen, dass die Gesamtkosten trotzdem steigen. Der 
Erfolg hat auch hier seinen Preis. Wir Grünen sind aber der Meinung, dass wir das Wachstum aus finan-
ziellen Gründen nicht künstlich senken dürfen, so lange der Markt - Stichwort Mangel an Fachkräften - 
die Wachstumszahlen berechtigten und die entsprechende Infrastruktur vorhanden ist. Im Grunde ge-
nommen handelt es sich hierbei nicht um Ausgaben, sondern um Investitionen in die Zukunft, die in 
verschiedener Hinsicht mehrfach zurückbezahlt werden. Aus Grüner Sicht gilt das nicht nur für die Fach-
bereiche Technik, Wirtschaft, Bau, Life Science und Pädagogik, sondern auch für soziale Arbeit und an-
gewandte Psychologie und für Musik, Gestaltung und Kunst. Ein Blick in die Zukunft: Der Vorschlag, wie 
er gestern in der Presse gelesen werden konnte, dass in den einen Bereichen mit dem Markt weiter ge-
wachsen werden soll und die eventuellen Mehrkosten mit dem Abbau von Studierendenzahlen in einem 
anderen Bereich kompensiert werden sollen, funktioniert kaum. Notwendige Strukturen von dem einen 
in einen anderen Bereich zu transferieren, ist nicht ganz so einfach wie ein Geldtransfer. Wir dürfen auf 
die Weiterentwicklung des Erfolgsmodells Fachhochschule Nordwestschweiz also gespannt sein. Wir 
Grünen genehmigen den insgesamt erfreulichen Bericht einstimmig. 

Claudia Fluri (SVP). Der vorliegende Bericht über die Erfüllung des Leistungsauftrags 2015 wurde in un-
serer Fraktion beleuchtet und diskutiert. Der Kommissionssprecher und meine Vorredner haben bereits 
ausführlich und bestens informiert. Deswegen erspare ich es mir an dieser Stelle, nochmals auf Details 
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einzugehen. Um es kurz auszudrücken: Wir sind mit dem Abschluss bzw. mit dem Bericht des ersten 
Jahres zufrieden. Wir finden den Anstieg der Zahl der Studierenden um 7% erfreulich. Wir haben es 
positiv gewertet, in welchen Studienbereichen die Zunahme zu verzeichnen war. Zudem schätzen wir 
auch die Tatsache, dass im Bereich der anwendungsorientierten Forschung gegenüber dem Vorjahr die 
Drittmittel wiederum um 1 Million Franken gesteigert werden konnten. Summa summarum liegt der 
vorliegende Bericht im grünen Bereich. Man kann es nicht oft genug betonen, deshalb möchte ich an 
dieser Stelle im Namen unserer Fraktion nochmals festhalten, dass unsere Wirtschaft keine Theoretiker, 
sondern Praktiker braucht. Aus diesem Grund ist eine praxisbezogene Ausbildung sehr wertvoll, unbe-
dingt notwendig und weiter auszubauen. Der Peak des Kostenwachstums ist klar erreicht und die kom-
menden Budgets dürfen keinesfalls höher sein, sondern müssen entweder gleichbleibend oder positiv-
erweise tiefer festgelegt werden, vor allem hinsichtlich der aktuellen Finanzlage unseres Kantons. Die 
SVP-Fraktion nimmt den vorliegenden Bericht zur Kenntnis und stimmt dem Beschlussesentwurf ein-
stimmig zu. 

Hubert Bläsi (FDP). Die Schule ist gut unterwegs, was auch die FDP.Die Liberalen-Fraktion freut. Der 
vorliegende Bericht betrifft die Vergangenheit. Den Unterlagen kann viel Positives entnommen werden 
und selbstverständlich ist bei einem so grossen Unternehmen wie der FHNW auch Kritik angebracht. Das 
haben wir letztes Jahr gemacht, als wir die Jahresberichtsmenge resp. -dicke und den Hochglanz ein 
Stück weit kritisiert hatten. Heute haben wir die Reaktion darauf. Der Bericht ist so abgespeckt, dass ich 
ihn einfach hochhalten und zeigen kann. Es ist konstruktiv, wenn etwas angebracht wird und die Um-
setzung sofort zur Kenntnis genommen werden kann. Nichtsdestotrotz stimme ich zu, dass bei den Fi-
nanzen gut hingeschaut werden muss. Auch bei der IPK ist das immer wieder ein Thema und man spürt, 
dass man auf der anderen Seite sehr bemüht ist, jeden Franken umzudrehen. Wir hoffen, dass wir dort 
ein gutes Resultat erzielen. Wir danken für die markant guten Leistungen, die die FHNW erbracht hat, 
werden dem Bericht zustimmen und ihn genehmigen. 

Urs von Lerber (SP). Ich habe vorhin vergessen, die Fraktionsmeinung der SP bekanntzugeben. Wir 
stimmen dem Bericht zu und sind über das gute Abschneiden der FHNW glücklich. 

Marie-Theres Widmer (CVP). Ich möchte zum Votum von Felix Lang sagen, dass mir klar ist, dass ab und 
zu ein Dozent von der FHNW kommen kann. Wahrscheinlich macht es die Mischung aus: Dozenten der 
Universität, die theoretischer sind und Dozenten aus der Praxis. Das Hauptaugenmerk liegt aber trotz-
dem darauf, dass Fachkräfte ausgebildet werden. Das ist auch, was gesucht ist. 
Eintreten wird stillschweigend beschlossen. 

Detailberatung 

Titel und Ingress, Ziffern 1, 2 und 3 Angenommen 

Kein Rückkommen. 

Schlussabstimmung [Details siehe Anhang A, Abstimmung Nr. 10] 
 
Für Annahme des Beschlussesentwurfs  87 Stimmen 
Dagegen 0 Stimmen 
Enthaltungen 0 Stimmen 

SGB 0101/2016 

Geschäftsbericht 2015 der Solothurnischen Gebäudeversicherung 

Es liegen vor: 

a) Botschaft und Entwurf des Regierungsrats vom 14. Juni 2016: 
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Der Kantonsrat von Solothurn, gestützt auf Artikel 37 Absatz 1 Bst. e und 76 Absatz 1 Bst. a der Verfas-
sung des Kantons Solothurn vom 8. Juni 1986 und § 11 des Gesetzes über die Gebäudeversicherung, 
Brandverhütung, Feuerwehr und Elementarschadenhilfe vom 24. September 1972, nach Kenntnisnahme 
von Botschaft und Entwurf des Regierungsrates vom 14. Juni 2016 (RRB Nr. 2016/1057), beschliesst: 
 
Der Geschäftsbericht 2015 der Solothurnischen Gebäudeversicherung wird genehmigt. 
 
b) Zustimmender Antrag der Geschäftsprüfungskommission vom 16. August 2016 zum Beschlusses-

entwurf des Regierungsrats. 

Eintretensfrage 

Rolf Sommer (SVP), Sprecher der Geschäftsprüfungskommission. Die Geschäftsprüfungskommission hat 
den Geschäftsbericht der Solothurnischen Gebäudeversicherung (SGV) am 16. August 2016 beraten. Die 
Rechnungslegung erfolgt nach dem Standard Swiss GAAP FER 41. Alain Rossier, Direktor der SGV, er-
wähnte in der Geschäftsprüfungskommission einige Kennzahlen. Sie können diese im Bericht nachlesen, 
ich werde Ihnen aber die wichtigsten nennen. Der versicherungstechnische Verlust in der Erfolgsrech-
nung beträgt eine halbe Million Franken. Trotz weniger Prämieneinnahmen in der Höhe von 1,5 Millio-
nen Franken weist die SGV einen Jahresgewinn von 7,8 Millionen Franken aus. Das Jahr 2015 war eines 
der grössten Schadenjahre. Es gab 458 Brandschäden und 2'786 Elementarschäden mit einer Summe von 
33,5 Millionen Franken. Die grössten Schäden waren 2015 der Aarepark in Olten mit der Explosion von 
Gasflaschen auf dem Dach und einer Schadensumme von 6,3 Millionen Franken und der Brand der Säge-
rei in Balsthal mit einer Schadensumme von 8,1 Millionen Franken. Dies war einer der grössten Schaden-
fälle der SGV. Einer der noch grösser war, hätte man ihn indexiert, liegt bereits 100 Jahre zurück. Dabei 
handelte es sich um einen Elementarschaden mit Wasser. 2015 gab es einen grossen Elementarschaden, 
nämlich ein Hagelgewitter in Breitenbach-Büsserach, welches einen Schaden in der Höhe von 
6,9 Millionen Franken verursachte hatte. 
Die SGV investiert ca. 10,5 Millionen Franken in Präventionsmassnahmen, in die Ausbildung und Materi-
albeschaffungen von Feuerwehren. Die weiteren Details können im Geschäftsbericht nachgelesen wer-
den. An dieser Stelle möchte ich ein Kompliment aussprechen. Es ist kein Amtsgeheimnis und es darf 
durchaus erwähnt werden, dass im Bericht der Finanzkontrolle, den die Geschäftsprüfungskommission 
erhalten hat, geschrieben steht: «Wir gelangen, so weit geprüft, zu einem positiven Gesamteindruck». 
Im Namen des Kantonsrats möchte ich der SGV herzlich für die offene und saubere Rechnungslegung 
danken. Die Geschäftsprüfungskommission empfiehlt dem Kantonsrat, den Geschäftsbericht 2015 der 
SGV zu genehmigen. 

Felix Glatz-Böni (Grüne). Auch aus der Sicht der Grünen Fraktion ist der Geschäftsbericht eine erfreuliche 
Sache. Wir können es kurz halten. Es ist eine gute Performance, zum einen im finanziellen Sektor, zum 
anderen aber auch des Direktors. Alain Rossier hat gemerkt, dass menschliches Verhalten eine Auswir-
kung auf anfallende Kosten hat und deswegen investiert er auch in die Beeinflussung dieses Verhaltens. 
Man nennt dies Matching. Eine solche Haltung würde ich mir auch von anderen kantonalen Ämtern 
wünschen, wenn es beispielsweise darum geht, das menschliche Verhalten im Bereich des Klimawandels 
in eine bessere Richtung anzustossen. Alain Rossier zeigte sich auch in der Mitarbeit in anderen derarti-
gen Gebieten sehr aktiv. Als einziges Haar in der Suppe könnte man orten, dass die Verwaltungskom-
mission stark von einer Partei geprägt ist. Man kann aber auch sagen, dass die Parteizugehörigkeit keine 
grosse Rolle spielt, wenn die Arbeit gut gemacht wird. 

Enzo Cessotto (FDP). Der Geschäftsbericht der SGV für das Jahr 2015 ist trotz grossen Schadenzahlen 
durch Brand- und Elementarereignisse von 33,5 Millionen Franken und rund 1,5 Millionen Franken we-
niger Prämieneinnahmen mit einem Gewinn von 7,8 Millionen Franken sehr positiv ausgefallen. Das war 
unter anderem auch dank einer geschickten Rückversicherungsstrategie möglich. Auch wenn die Brand-
schäden gegenüber dem Vorjahr zahlenmässig tiefer liegen, hat sich die Brandschadensumme aufgrund 
von zwei sehr hohen Brandschäden um 22 Millionen Franken mehr als verdreifacht. Sie liegt damit deut-
lich über dem langjährigen Durchschnitt von 14 Millionen Franken. Vor allem der Brand der Sägerei in 
Balsthal in der Silvesternacht wird mit rund 8,1 Millionen Franken wohl als grösster Einzelschaden in die 
Geschichte der SGV eingehen. Die Elementarschäden, die sich mit rund 11,5 Millionen Franken niederge-
schlagen haben, sind vor allem auf einen Hagelzug vom 27. April 2015, der die beiden Gemeinden Brei-
tenbach und Büsserach traf, zurückzuführen. Auf die unaufhörlichen, jährlich wiederkehrenden Investi-
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tionen im Jahr 2015 waren es 10,9 Millionen Franken, die die SGV wieder in die Prävention investiert 
hat. Das sind langfristige Investitionen zur Sicherheit und zum Wohl der Bevölkerung. Die FDP.Die Libe-
ralen-Fraktion wird den Geschäftsbericht 2015 einstimmig genehmigen. 

Rolf Sommer (SVP). Die SVP-Fraktion nimmt den Geschäftsbericht der SGV zur Kenntnis und wird ihn 
genehmigen. 

Simon Esslinger (SP). Seitens der SP-Fraktion gibt es nichts mehr anzufügen und sie wird den Bericht 
entsprechend genehmigen. 
Eintreten wird stillschweigend beschlossen. 

Detailberatung 

Titel und Ingress Angenommen 

Kein Rückkommen. 

Schlussabstimmung [Details siehe Anhang A, Abstimmung Nr. 11] 
 
Für Annahme des Beschlussesentwurfs 82 Stimmen 
Dagegen 1 Stimme 
Enthaltungen 0 Stimmen 

I 0071/2016 

Interpellation Fraktion SVP: Affäre bei der Pensionskasse Kanton Solothurn 

Es liegt vor: 

Wortlaut der Interpellation vom 10. Mai 2016 und schriftliche Stellungnahme des Regierungsrats vom 
16. August 2016: 
 
1. Interpellationstext: Im Zusammenhang mit der Affäre bei der Pensionskasse Kanton Solothurn (PKSO) 
bitten wir die Regierung um die Beantwortung folgender Fragen: 
1. Im Kalenderjahr 2015 wurden von der PKSO bekanntlich CHF 3,0 Mio. Risikobeiträge zu wenig ein-

gezogen. Die PKSO wird durch Steuergelder ausfinanziert. Wie beurteilt der Regierungsrat dieses 
Versäumnis und was hält er von rückwirkender Einforderung dieser Beiträge? 

2. Wann wurde der Regierungsrat über dieses Versäumnis (1.0 statt 1.5 Prozent) orientiert? 
3. Wie beurteilt der Regierungsrat die erfolgte Lohneinstufung des Direktors der PKSO? Ist diese - auch 

im Vergleich zu anderen Chefbeamten des Kantons Solothurn - aus Sicht des Regierungsrates ge-
rechtfertigt? 

4. Geht der Regierungsrat davon aus, dass der Direktor der PKSO nächstes Jahr in die Lohnklasse 29 
eingestuft werden wird? 

5. Wurden bei der PKSO, abgesehen vom Direktor, noch weitere Personen neu eingestuft? Wenn ja, um 
wie viele Angestellte handelt es sich und wie hoch sind die Lohnerhöhungen - einzeln und insgesamt 
- inkl. Sozialleistungen ausgefallen? 

6. Wie gross ist das Vertrauen des Regierungsrates in die Verantwortungsträger der PKSO? 
7. Wie beurteilt der Regierungsrat die Zusammensetzung des Personalausschusses und der Verwal-

tungskommission der PKSO? 
2. Begründung: Kürzlich wurde bekannt, dass die PKSO im vergangenen Jahr CHF 3,0 Mio. Risikobeiträ-
ge zu wenig eingezogen hat, obwohl die PKSO nach wie vor ein Milliardenloch aufweist, das v.a. von 
den Steuerzahlerinnen und Steuerzahlern gestopft werden muss. Nichtsdestotrotz wurde der Lohn des 
Direktors stark erhöht - und dies offenbar sogar rückwirkend. Nach Ansicht der Interpellanten geht es 
weniger um die Frage, ob diese Erhöhung gerechtfertigt war oder nicht, als vielmehr um die morali-
schen Aspekte, die in dieser ganzen Angelegenheit zum Tragen kommen. Es ist wichtig - und für die 
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Öffentlichkeit von grosser Bedeutung - zu wissen, welche Haltung die Regierung in dieser Affäre ein-
nimmt. Dies auch deshalb, weil im Falle einer neuen Unterdeckung die Politik wieder gefragt sein würde 
und die Bevölkerung zu bezahlen hätte. 
3. Stellungnahme des Regierungsrates 
3.1 Vorbemerkungen. Die Pensionskasse Kanton Solothurn (PKSO) ist eine selbständige öffentlich-
rechtliche Anstalt des Kantons Solothurn. Mit einer Teilrevision des Bundesgesetzes über die berufliche 
Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenvorsorge vom 25. Juni 1982 (BVG; SR 831.40) verlangte der Bun-
desgesetzgeber, dass die öffentlich-rechtlichen Pensionskassen verselbständigt und entpolitisiert wer-
den. Das Stimmvolk des Kantons Solothurn hat am 28. September 2014 der Ausfinanzierung der PKSO 
und damit auch der vom Bundesgesetzgeber verlangten Selbstständigkeit der PKSO im Grundsatz zuge-
stimmt. Mit Erlass des Gesetzes über die Pensionskasse Kanton Solothurn (PKG; BGS 126.581) per 1. Ja-
nuar 2015 wurde ein Teil der hierfür notwendigen kantonalen Rechtsgrundlagen geschaffen. Als obers-
tes Organ trägt seither die Verwaltungskommission der PKSO (VK PKSO) die Verantwortung für die 
Pensionskasse. Der Regierungsrat des Kantons Solothurn wählt einzig noch die Vertreter oder Vertrete-
rinnen der Arbeitgeber mit Ausnahme der Vertretung der Träger der Volksschulen und nimmt selber mit 
einem Vertreter oder einer Vertreterin aus dem Regierungsrat Einsitz in der VK PKSO. Die administrative 
Unterstellung der PKSO zum Finanzdepartement des Kantons Solothurn wurde per Ende 2014 aufgeho-
ben. 
Um die Frage der Autonomie der PKSO gegenüber dem Kanton Solothurn, namentlich im Personalrecht, 
weiter zu klären, entschloss sich die PKSO in Zusammenarbeit mit dem Kanton Solothurn verschiedene 
Rechtsgutachten in Auftrag zu geben. Die Gutachten haben dabei aufgezeigt, dass der Wille des Bun-
desgesetzgebers, die Autonomie der Vorsorgeeinrichtung zu stärken und die Rolle des Kantons auf die 
Regelung der Grundzüge zu beschränken, nicht vollständig umgesetzt ist. Als Folge dieser Erkenntnisse 
erarbeitet das Finanzdepartement zurzeit Botschaft und Entwurf über die Änderung von fünf kantona-
len Gesetzen, mit dem Ziel die Entflechtung zwischen PKSO und Kanton Solothurn möglichst vollständig 
zu vollziehen. Die Vorlage mit Änderung des Staatspersonalgesetzes, des Regierungs- und Verwaltungs-
organisationsgesetzes, des Verantwortlichkeitsgesetzes, des Kantonsratsgesetzes sowie des Gesetzes 
über die wirkungsorientierte Verwaltungsführung wird dem Parlament voraussichtlich gegen Ende 2016 
zur Beschlussfassung unterbreitet.  
Als Folge der Unabhängigkeit wurden die nachfolgenden Fragen 1 und 5 von der Verwaltungskommis-
sion PKSO beantwortet und werden nachfolgend unverändert wiedergegeben. 
3.2 Zu den Fragen 
3.2.1 Zu Frage 1: Im Kalenderjahr 2015 wurden von der PKSO bekanntlich CHF 3,0 Mio. Risikobeiträge zu 
wenig eingezogen. Die PKSO wird durch Steuergelder ausfinanziert. Wie beurteilt der Regierungsrat 
dieses Versäumnis und was hält er von rückwirkender Einforderung dieser Beiträge? Die Beurteilung der 
Sachlage steht gemäss BVG alleine der VK PKSO zu. Wir haben keine Aufsichtskompetenzen, folgerich-
tig keinen Einblick in die Unterlagen der PKSO und können uns deshalb auch nicht zu Entscheiden der 
VK PKSO äussern. Wir haben die VK PKSO gebeten, zu dieser Frage Stellung zu nehmen. 
Antwort der VK PKSO: «Das Versäumnis wurde anlässlich der Erstellung des Versicherungstechnischen 
Gutachtens durch den Experten im Juli 2015 festgestellt. Im August 2015, an der ausserordentlichen VK-
Sitzung, konnten die Auswirkungen auf die Risikoschwankungsreserve des Jahres 2015 noch nicht beur-
teilt werden. Die Verwaltungskommission hat im November 2015 erneut eine Beurteilung über die Höhe 
der Risikobeiträge vorgenommen und gelangte im Einvernehmen mit dem Experten und der Revisions-
stelle zum Schluss, die im Jahr 2015 bereits erhobenen Risikobeiträge reichen aus, um die Risikoschwan-
kungsreserve maximal zu äufnen. Diese Annahme bestätigt sich mit der Jahresrechnung 2015. Wie in 
den vergangenen Jahren konnte 2015 der Überschuss aus der Risikoschwankungsreserve der Erfolgs-
rechnung gutgeschrieben werden. Vom Überschuss von CHF 4.9 Mio. profitierte die gesamte Kasse. Die 
Risikobeiträge werden dem Risikoverlauf angepasst. Sowohl das Gesetz über die Pensionskasse (PKG) als 
auch das Vorsorgereglement (VOR) enthalten eine entsprechende Bestimmung, wonach der Risikobei-
trag jederzeit (per Stichtag) erhöht oder reduziert werden kann.»  
3.2.2 Zu Frage 2: Wann wurde der Regierungsrat über dieses Versäumnis (1.0 statt 1.5 Prozent) orien-
tiert? Beat Käch, Präsident der VK PKSO, und Regierungsrat Roland Heim wurden am 7. Juli 2015 per 
E-Mail durch den Versicherungsexperten der PKSO, Christoph Furrer, über die fehlerhafte Erhebung der 
Risikobeiträge orientiert. Es wurde sofort eine ausserordentliche Sitzung der VK PKSO einberufen, um 
die Lage zu beurteilen und eventuelle Sofortmassnahmen anzuordnen. Die VK PKSO musste den Regie-
rungsrat nicht informieren (siehe dazu die Einleitung zur Frage 1). Der Gesamtregierungsrat wurde ge-
gen Ende des Jahres 2015 durch den Finanzdirektor kurz über den Entscheid der Verwaltungskommissi-
on orientiert.  
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3.2.3 Zu Frage 3: Wie beurteilt der Regierungsrat die erfolgte Lohneinstufung des Direktors der PKSO? 
Ist diese - auch im Vergleich zu anderen Chefbeamten des Kantons Solothurn - aus Sicht des Regierungs-
rates gerechtfertigt? Wir können auch dazu keine Antwort geben. Dem Personal- und Organisationsaus-
schuss (POA) steht es frei, eine Empfehlung betreffend Einreihung einer Funktion beim Personalamt 
einzuholen und diese allenfalls umzusetzen. Mit der Frage der Anwendbarkeit des Gesetzes über das 
Staatspersonal (StPG; BGS 126.1) hat sich namentlich das Gutachten von Prof. Gächter, Universität Zü-
rich, befasst. Dieses kommt klar zum Schluss, dass das StPG in weiten Teilen vom übergeordneten BVG 
verdrängt wird, weil es in unzulässiger Weise in den Kompetenzbereich des Bundesgesetzgebers ein-
greift, weshalb wichtige Kompetenzen des StPG nicht mehr beim Regierungsrat liegen. So ist der Regie-
rungsrat namentlich nicht mehr Anstellungsbehörde (§ 19 Abs. 2 StPG), vielmehr kommt diese Befugnis 
inklusive Lohneinstufung des Personals der PKSO einzig noch der Verwaltungskommission der PKSO 
oder einer von diesem berufenen Ausschuss zu. Bei der PKSO ist für diese Aufgaben grundsätzlich der 
POA zuständig, welcher allenfalls auch einen Vergleich mit der Verwaltung vornehmen müsste und für 
die Beantwortung der vorliegenden Fragen zuständig wäre. 
3.2.4 Zu Frage 4: Geht der Regierungsrat davon aus, dass der Direktor der PKSO nächstes Jahr in die 
Lohnklasse 29 eingestuft werden wird? Gemäss Aussagen der VK PKSO anlässlich der Medienorientie-
rung gehen wir davon aus, dass in nächster Zeit keine weitere Neueinreihung des Direktors geplant ist. 
Wie aber unter Frage 3 erläutert, ist für eine allfällige Neueinstufung des Direktors der PKSO einzig die 
VK PKSO bzw. der POA und nicht der Regierungsrat zuständig.  
3.2.5 Zu Frage 5: Wurden bei der PKSO, abgesehen vom Direktor, noch weitere Personen neu einge-
stuft? Wenn ja, um wie viele Angestellte handelt es sich und wie hoch sind die Lohnerhöhungen - ein-
zeln und insgesamt - inkl. Sozialleistungen ausgefallen? Aus bekannten Gründen wurde auch diese Fra-
ge der VK PKSO vorgelegt. 
Antwort der VK PKSO: «In Artikel 86 Bundesgesetz über die berufliche Alters-, Hinterlassenen- und Inva-
lidenvorsorge (BVG) ist der Umfang der Schweigepflicht geregelt. Die PKSO gibt deshalb keine verwal-
tungsinternen Geschäftsfälle bekannt. Überprüfungen von Lohneinstufungen werden generell perio-
disch durchgeführt. Aufgrund der neuen Zuständigkeiten wurden die Lohneinreihungen vom Personal- 
und Organisationsausschuss der Verwaltungskommission einer Überprüfung unterzogen. Diese erfolgte 
nach der Bereso-Systematik in Zusammenarbeit mit dem Personalamt. Dabei wurde festgestellt, dass 
insgesamt fünf Funktionen zu tief eingereiht sind, unter anderem der Direktor. Die Lohnanpassungen 
führten insgesamt zu einer Erhöhung der Verwaltungskosten um rund 2 Franken pro Destinatär. Damit 
liegen sie weiterhin deutlich unter dem Durchschnitt der anderen Kassen. Sie haben weder einen Ein-
fluss auf die finanzielle Lage der Kasse noch auf die Höhe der Renten. Die Rechnungslegung der PKSO 
erfolgt nach Swiss GAAP FER Nr. 26. Eine Offenlegung der Gehälter und Entschädigungen ist in diesem 
Standard nicht vorgesehen. Da die PKSO Wert auf Transparenz legt, werden im nächsten Geschäftsbe-
richt die Entschädigungen summarisch offen dargelegt.»  
3.2.6 Zu Frage 6: Wie gross ist das Vertrauen des Regierungsrates in die Verantwortungsträger der 
PKSO? Der Regierungsrat wählt gemäss § 16 Abs. 4 PKG die Vertreter oder Vertreterinnen der Arbeitge-
ber der VK PKSO, ausgenommen die Vertreter oder Vertreterinnen der Träger der Volksschulen. Der 
Regierungsrat spricht den von ihm gewählten Vertretern oder Vertreterinnen der Arbeitgeber weiterhin 
sein Vertrauen aus.  
3.2.7 Zu Frage 7: Wie beurteilt der Regierungsrat die Zusammensetzung des Personalausschusses und 
der Verwaltungskommission der PKSO? Die paritätische Zusammensetzung der VK PKSO ergibt sich aus 
Art. 51 BVG. Die Mitglieder des POA werden von der VK PKSO gewählt. Wir haben mit Ausnahme der 
von uns gewählten fünf Vertreter oder Vertreterinnen der Arbeitgeber der VK PKSO (zwei Vertreter 
oder Vertreterinnen werden von den Trägern der Volksschule gewählt) keinen Einfluss auf die Zusam-
mensetzung der VK PKSO oder des POA. 
Die Vertreter oder Vertreterinnen der Arbeitnehmer wurden bislang von der Delegiertenversammlung 
und diejenige der Arbeitgeber durch den Regierungsrat gewählt. Ein neues Wahlreglement für die Ver-
treter oder Vertreterinnen der Arbeitnehmer ist zurzeit bei der VK PKSO in Bearbeitung. Neu werden 
die Arbeitnehmervertretungen voraussichtlich durch die Verbände beziehungsweise direkt durch die 
Versicherten zur Wahl vorgeschlagen. Übertrifft die Anzahl der Wahlvorschläge die Zahl der zu beset-
zenden Sitze der Arbeitnehmer findet in Zukunft voraussichtlich eine schriftliche Wahl durch die versi-
cherten Personen der PKSO statt. 

Albert Studer (SVP), Präsident. Obwohl sich die beiden folgenden Vorstösse mit dem gleichen Thema 
befassen, muss ich sie einzeln behandeln. Sie können sich aber selbstverständlich zu beiden gleichzeitig 
äussern. 
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Felix Glatz-Böni (Grüne). In den Augen der Fraktion kommt die Antwort des Regierungsrats einer Ar-
beitsverweigerung gleich. Es gab 1971 einen Schlager von Chris Roberts - Regierungsrat Remo Ankli war 
zu dieser Zeit noch nicht auf der Welt, man kann es sich auf YouTube aber noch immer anschauen: 
«Mein Name ist Hase, ich weiss von nichts, ich habe nichts gesehen. Ist hier was geschehen?» Wir Grü-
nen sagen, dass der Regierungsrat endlich hinsehen und sagen soll, was er von dem Geschehenen hält. 
Er soll sagen, dass politische Fehler gemacht wurden und dass er sich dafür einsetzt, dass so etwas nicht 
mehr vorkommt. Das wäre eine Antwort, die Vertrauen schaffen würde - wenn den Worten auch Taten 
folgen würden. Menschen machen Fehler. Das ist in der Natur der Menschen. Es ist aber auch mensch-
lich, aus Fehlern zu lernen. Das geht aber nur, wenn man die Verantwortung für den Fehler übernimmt, 
hinschaut, zu dem Geschehenen steht und es nachher anders macht. Der Regierungsrat, die Geschäfts-
führer und die Mitglieder der Verwaltungskommissionen machen per Definition offenbar keine Fehler, 
es gibt höchstens Versäumnisse. Mit einer solchen Unschuldskommunikation gelingt die Entpolitisierung 
der Pensionskasse nicht, bestimmt nicht im gleichen Jahr, in welchem ausfinanziert wurde. Der Regie-
rungsrat sagt: «Der Regierungsrat wählt einzig noch die Vertreter der Arbeitgeber... » - immerhin ist das 
fast die Hälfte der Verwaltungskommission - «... hat zudem einen eigenen Vertreter in der Verwal-
tungskommission... » - eben, und auch im Organisations- und Personalausschuss. Deshalb habe ich eine 
Bitte an den Finanzdirektor, der Mitglied all der involvierten Gremien ist: Sagen Sie doch, wie es wirklich 
war, wie ein solcher Entscheid zustande kommt und wie Sie das Ganze einschätzen. «Die geplante Ent-
flechtung hat eben noch nicht ganz stattgefunden». Genau deshalb gehört die Verantwortung dazu. Es 
geht schliesslich um inhaltliche Entscheidungen betreffend unterlassenen Forderungen in Millionenhö-
he, um eine freiwillige Lohnerhöhung ohne Not und es geht nicht nur um administrative Unterstellung. 
Es war weder Not, noch gab es einen gesetzlichen Auftrag, die Lohnstruktur anzupassen. Wenn man 
nun Angst hat, dass der aktuelle Direktor sofort kündigen würde, wenn er diesen Lohn nicht erhalten 
würde: Auf jemanden, der seinen Laden nicht im Griff hat und nicht hinstehen kann, kann man verzich-
ten. Aus diesem Grund haben wir Grünen bereits im Januar in einer Medienmitteilung geschrieben: 
«Eine Neubeurteilung von Grund auf tut Not und gelingt wohl nur mit neuen Köpfen». 
Zur Frage 1 schreibt der Regierungsrat: «Wir haben keine Aufsichtskompetenzen, keinen Einblick in die 
Unterlagen und können uns nicht zu Entscheiden der Verwaltungskommission äussern.» Hat der Regie-
rungsrat den Finanzdirektor denn nicht gefragt? Er ist doch Mitglied der Verwaltungskommission und 
des Personal- und Organisationsausschusses (POA). Oder ist er bei der Beantwortung der Fragen sogar in 
den Ausstand getreten? Oder hat der Finanzdirektor nicht in die Unterlagen geschaut: «... kein Einblick 
in die Unterlagen genommen... »? Das kann ich mir nun wirklich nicht vorstellen. Oder wollte er sich 
einfach solidarisch kollegial verhalten? Dies würde zum jetzigen Zeitpunkt bestimmt nicht zur Entpoliti-
sierung beitragen. Ich frage den Gesamtregierungsrat, ob er der Meinung ist, dass es der Sache hilft, 
wenn er nur die Verwaltungskommission reden lässt. Zur Frage 2, Zitat: «Die Verwaltungskommission 
musste den Regierungsrat nicht orientieren». Man darf aber, im Sinne einer präventiven Kommunikati-
on. Frage 3: «Wir können keine Antwort geben» und es folgen elf Zeilen als und Antwort, warum man 
keine Meinung haben darf. Trotzdem kann sich der Regierungsrat doch ein Urteil bilden, ob es in einem 
solchen Jahr politisch clever war, den Lohn des Chefs zu erhöhen. Dem Vernehmen nach hatte doch 
zumindest der Finanzdirektor eine eigene Meinung. Von dieser lese ich nun aber nichts. Die Hälfte des 
Personalausschusses sitzt in diesem Saal und wir sollen glauben, dass man uns auf die Frage 3 keine 
Antwort geben kann. 
Der Regierungsrat beruft sich auf seine formale Unschuld: «...dem POA steht es frei... ». Das entspricht in 
etwa der Aussage von Pontius Pilatus: «Ich wasche meine Hände in Unschuld», obwohl jeder weiss, dass 
die Mitglieder des Regierungsrats eine eigene Meinung haben. Bei der Frage 4 ist hingegen wieder klar, 
dass sich der Regierungsrat nicht nur auf eine Medienorientierung der Pensionskasse Kanton Solothurn 
(PKSO) stützen muss, da der Finanzdirektor ja schliesslich Mitglied war. Die Frage 5 zur Transparenz bei 
den Besoldungen und Lohnerhöhungen: Freiwillig hat man die Lohneinreihungen einer Prüfung unter-
zogen. Dazu wurde ein System ausgewählt, das nicht zwingend vorgeschrieben war und obwohl der 
Geschäftsgang schlecht und die Aussichten miserabel sind, wurde der Lohn erhöht. In anderen Betrieben 
mit solch schlechten Aussichten arbeitet die Belegschaft mehr und länger zum gleichen Lohn. Und hier 
verzichtet der Betrieb auf Geld, das ihm zusteht und will dem Chef gleichzeitig drei Lohnklassen mehr 
bezahlen. So wird Vertrauen zerstört. Wenn die PKSO Wert auf Transparenz legt und ankündigt, dass 
dies nächstes Jahr geschehen wird, so fragen wir uns, warum es nicht gerade jetzt offengelegt wird. So 
kommen wir mit der Frage 6 definitiv zur Vertrauensfrage. Vertrauen gibt man, schenkt man, Verant-
wortung nimmt man. In unseren Augen übernimmt der Regierungsrat die Verantwortung nicht. Ein 
solches Verstecken hinter Formalitäten finden wir für einen Regierungsrat unwürdig. So schadet er dem 
höchsten Gut, von dem eine Versicherung wie die Altersvorsorge lebt: dem Vertrauen der Bevölkerung 
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in die Institutionen der Vorsorge. Auf diese Art wird mehr Vertrauen zerstört als gewonnen. Oder wie es 
Büne Huber singt: «I ha meh Gschirr verschlage, als i je Gschirr ha ka». 

Albert Studer (SVP), Präsident. Ich bitte die Stimmenzähler, die Wahlzettel einzuziehen. Wir fahren mit 
der CVP/EVP/glp/BDP-Fraktion weiter. 

Alois Christ (CVP). Mit der Einführung des neuen Pensionskassengesetzes wurde die Verwaltungskom-
mission das oberste Organ der PKSO. Der Regierungsrat ist folglich nicht mehr für die PKSO zuständig 
und kann so nicht alle gestellten Fragen selbständig beantworten. Felix Glatz-Böni möchte ich sagen, 
dass es richtig ist, dass unser Finanzdirektor zwar in der Verwaltungskommission sitzt. Er hat aber ledig-
lich eine Stimme und auch er darf nicht sagen, wie die Abstimmungen vonstatten gegangen sind. Der 
Finanzdirektor wird sich bestimmt noch dazu äussern. Inhaltlich arbeiten wir heute hier im Kantonsrat 
ein Thema auf, über das die Verwaltungskommission der PKSO im Vorfeld der Interpellationen bereits 
informiert hatte. Aus heutiger Sicht kennen wir keine neuen Fakten. Die PKSO ihrerseits hat Fehler ein-
gestanden und zugesichert, in Zukunft eine bessere Kommunikation zu gewähren. Unsere Fraktion 
steht diesen Vorfällen sehr kritisch gegenüber. Aus unserer Sicht hatten weder die Verwaltungskommis-
sion noch die Geschäftsleitung der PKSO das nötige Fingerspitzengefühl. Ein Grossteil der Bevölkerung, 
der notabene dem neuen Pensionskassengesetz und auch der Ausfinanzierung der PKSO zugestimmt 
hat, bekundet Mühe mit der Führung der PKSO. Das Volk versteht so etwas kaum. Die CVP/EVP/glp/BDP-
Fraktion ist mit den sachlich und inhaltlich korrekt abgefassten Antworten des Regierungsrats mehrheit-
lich zufrieden, aber nicht mit dem Verhalten der Verwaltungskommission und der Geschäftsleitung der 
PKSO. 

Thomas Eberhard (SVP). Der Fraktionssprecher der Grünen hat mir aus dem Herzen gesprochen. Dem 
gibt es im Grunde genommen nicht mehr viel hinzuzufügen. Gleichwohl möchte ich zu beiden Interpel-
lationen Stellung beziehen. Zuerst möchte ich den Medien ein Kränzchen winden, denn nur ihretwegen 
kam die ganze Sache an die Öffentlichkeit. Deswegen kann man nicht wie mein Vorredner sagen, dass 
vorgängig bereits alles gemacht wurde und man alles schon wusste. Diese Aussage hat mich überrascht. 
Das Verhalten der Führung und der Verwaltungskommission der PKSO in Bezug auf die Vorkommnisse 
ist unglaublich und befremdlich. Uns ist bewusst, dass rechtlich gesehen wohl alles korrekt erfolgt ist 
bzw. dass die PKSO eine selbständige öffentlich-rechtliche Anstalt ist. Im Nachhinein kann man sagen, 
dass die Bundesgesetzgebung zur Entpolitisierung ein Fehler war. Auch war uns bewusst, dass die Ver-
waltungskommission der PKSO die Vorgänge, inkl. Lohnerhöhungen, in den höchsten Tönen schönge-
redet hat. Das wurde uns auch genüsslich präsentiert und wir alle haben die Gründe dafür aus der Pres-
se erfahren können. Man hat sich gefragt, ob es sich dabei um Glasnost der PKSO handelt oder um das 
Zerbröckeln des Eisernen Vorhangs. 
Auf die konkreten Fragen muss man nicht mehr eingehen. Die Antworten wurden gegeben oder eben 
nicht. Eines kann aber bei beiden Interpellationen grundsätzlich festgehalten werden und das ist auch 
ein besorgniserregendes Fazit: Der Regierungsrat kann selber keine Meinung mehr wiedergeben und 
verweist immer und immer wieder auf die Verwaltungskommission oder auf die operative Führung. 
Gemäss § 37 des Kantonsratsgesetzes wird der Regierungsrat mit einer Interpellation aufgefordert, über 
einen kantonale Interessen betreffenden Gegenstand Auskunft zu erteilen. Das ist hier nicht so her-
übergekommen. Mit der Antwort auf die Frage 2 der Interpellation der SVP kommt deutlich zum Aus-
druck, dass es die Verwaltungskommission nicht für nötig befand, über den falschen Prozentsatz zu 
orientieren. Lediglich der Gesamtregierungsrat wurde gegen Ende des Jahres 2015 durch den Finanzdi-
rektor kurz über den Entscheid der Verwaltungskommission orientiert. Die Antwort zur Frage 4 irritiert 
insofern, als dass der Regierungsrat sagt, dass gemäss Medienorientierung keine weitere Neueinreihung 
des Direktors geplant ist. Es geht unserer Fraktion und auch der Bevölkerung nicht darum, ob der An-
stieg eine oder zwei oder sogar drei Lohnklassen betrug, sondern wir goutieren gar keine Neueinrei-
hung des Lohns des Direktors. Nach dem medialen Echo hätten wir nichts anderes erwartet als ein Zu-
rückkommen zur alten und bisherigen Lohnstufe. In Zeiten, in denen es die finanzielle Lage nicht zulässt 
und in denen kürzlich die unrühmliche Ausfinanzierung vom Volk genehmigt wurde, zeugt dies von 
Überheblichkeit. Solche Situationen entziehen das Vertrauen in Institutionen dieser Art. So verwundert 
es, dass der Regierungsrat der Verwaltungskommission der PKSO und der Führung sein Vertrauen aus-
spricht. So gesehen sind wir von der Beantwortung beider Interpellationen nicht befriedigt. 

Markus Ammann (SP). Ich staune selber darüber, dass die Beurteilung der SP von Anfang an die selbe 
blieb und, trotz verschiedenen Interpellationen, Präsentationen und Auskünften, nicht geändert werden 
musste. Wir haben immer darauf hingewiesen, dass mit der beabsichtigten und rechtlich zwingenden 
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Loslösung der PKSO von der direkten politischen Einflussnahme natürlich auch die Kompetenzen, die 
Zuständigkeiten und die Rollen der Beteiligten anders sind. Es ist nicht immer unsere bzw. Sache des 
Regierungsrats, als politische Instanz auf Umwandlungssätze oder Risikoprämien zu achten oder über 
Lohneinstufungen von Kadermitarbeitenden der PKSO zu diskutieren. Im Gegenteil, der Gesetzgeber 
wollte genau diese politische Einflussnahme minimieren. Natürlich ist es nicht so, dass uns die PKSO gar 
nichts mehr angeht. Sie ist weiterhin eine öffentlich-rechtliche Anstalt des Kantons. Immerhin sind die 
Nutzniesser dieser Institution unsere Staatsangestellten und für diese sind wir politisch mitverantwort-
lich. Direkten Einfluss kann aber der Vertreter des Regierungsrats allenfalls auch in Zukunft nehmen. Er 
nimmt als Arbeitgebervertreter in der Verwaltungskommission Einsitz. Dass er diese Rolle nicht gänzlich 
unbesehen von der politischen Verantwortung gegenüber den Staatsangestellten wahrnehmen kann 
und soll, ist selbstverständlich und, trotz Verselbständigung, durchaus auch geboten. 
Trotzdem: Was bleibt nach den langen Diskussionen und den verschiedenen Vorstössen übrig? Erstens: 
Das Salär des Direktors steigt leicht weniger an als ursprünglich geplant. Ob das richtig oder falsch ist 
und ob das Salär im Vergleich zu anderen Institutionen im Kanton oder in vergleichbaren Institutionen 
in anderen Kantonen angemessen ist, lasse ich offen. Denn es ist nicht an mir und auch nicht an uns, das 
zu diskutieren. Wer in diesem Zusammenhang Rücktrittsforderungen in den Raum stellt, so wie das im 
Frühjahr geschehen ist, zeigt, dass er nur politische Spiele spielt. Zweitens: Der scheinbar verpasste Ein-
zug des Risikozuschlags führte zu keinem Franken Verlust oder Schaden, weil der Risikofonds immer 
entsprechend der Risikolage angepasst werden muss. Es bestand nie die Gefahr, dass irgendjemand oder 
die PKSO Schaden nimmt. Die herumgebotenen 3 Millionen Franken, die vom Arbeitnehmer anschei-
nend nicht eingezogen wurden, bleiben ein Phantom. Drittens: Es scheinen tatsächlich Fehler gemacht 
worden zu sein. Es steht uns aber nicht an, diese zu instrumentalisieren. Natürlich dürfen wir, ja müssen 
wir, davon erfahren und diese auch kritisieren. Allfällige Konsequenzen zu ziehen, ist aber klar Sache 
der Verantwortlichen der Verwaltungskommission. Es bleibt also, wie wir es im April dieses Jahres be-
reits gesagt haben. Erstens: Der Zeitpunkt der Lohnanpassungen war im damaligen Umfeld unsensibel. 
Angesichts der schwierigen Finanzlage, unmittelbar nach der Verselbständigung und kurz nach dem 
Bekanntgeben der Reduktion des Umwandlungssatzes hätte man sich besser überlegen können, wie 
man das macht. Zweitens: Die Art und Weise des Bekanntwerdens war eher befremdlich. So, wie es 
schien, kamen die Informationen immer aufgrund von Recherchen der Presse nach und nach ans Tages-
licht, auch wenn sich das teilweise relativiert hat. Wir haben im Frühjahr gefordert - und fordern auch 
heute - dass wir das verlangen, was wir von einer öffentlich-rechtlichen Anstalt verlangen können, näm-
lich dass sie in Zukunft aktiv, offen, transparent und gut begründet gegenüber den politischen Instan-
zen und der Öffentlichkeit informiert und kommuniziert und manchmal vielleicht auch sensibler agiert. 

Albert Studer (SVP), Präsident. Ich bitte die Weibel, die Wahlzettel auszuteilen und wir fahren mit der 
FDP.Die Liberalen-Fraktion weiter. 

Peter Hodel (FDP). Im Namen der Fraktion nehme ich zu beiden Interpellationen Stellung, konzentriere 
mich aber auf das, was festgestellt werden muss. Es gibt Fragen, die der Regierungsrat nicht beantwor-
ten kann und wenn er wollte, nicht beantworten darf. Ich bin erstaunt über die Äusserungen, es käme 
einer Arbeitsverweigerung gleich. Gesetz ist Gesetz und entweder achten wir Kantonsräte diese oder 
wir missachten sie. Ich bin für das Achten der Gesetze. Das oberste Organ ist die Verwaltungskommissi-
on und das ist entsprechend zu respektieren. Als wir unsere Interpellation gemacht haben, war für uns 
deshalb auch klar, dass der Regierungsrat nicht alle Fragen beantworten kann. Unserer Fraktion war es 
aber wichtig, dass kritische Fragen gestellt werden, im Wissen darum, dass der Regierungsrat nicht alle 
Fragen beantworten kann. Es gibt aber auch Fragen, die er im Sinne einer politischen Aufarbeitung 
beantworten kann. Einiges ist in der Bevölkerung nicht auf Goodwill gestossen. Hier schliesse ich mich 
Alois Christ an. So konzentriere ich mich, wie gesagt, auf unsere Fragen. Bei der Frage 2 ist die Antwort 
zu wenig klar ausgefallen. Wir hätten erwartet, dass in der Antwort klar steht und darauf hingewiesen 
wird - und das ist in der Bewertung der Situation matchentscheidend - dass eine zukünftige Anpassung 
der Risikobeiträge aufgrund der Rechtslage, die wir kennen, ausschliesslich auf der Arbeitnehmerseite 
stattfinden kann, weil die Rechtslage klar sagt, wo der Maximalsatz der Arbeitgeberbeiträge ist. Das 
hätte vielleicht geholfen, die Angelegenheit mit den zu wenig eingezogenen Beiträgen nachzuvollzie-
hen und das Risiko der Situation und des Fehlers abschätzen zu können. 
In der Beantwortung der Frage zur in der breiten Öffentlichkeit diskutierten Lohnerhöhung des Direk-
tors wurde offengelegt, dass fünf weitere Funktionen eine Lohnerhöhung erhalten haben respektive 
eine Anpassung stattgefunden hat. Rückblickend muss man sagen, dass unsere Fraktion nicht sicher ist, 
ob das der Personal- und Organisationsausschuss und letztlich auch die Verwaltungskommission mit 
genügender Sensibilität gemacht hat. Insbesondere in Bezug auf die Entschädigung des Direktors im 
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Zusammenhang mit dem gewählten Zeitpunkt hätten wir eine höhere Sensibilität erwartet. Die Frage 
zur paritätisch korrekt zusammengestellten Verwaltungskommission beruht nicht darauf, ob die Anzahl 
Arbeitnehmer-Arbeitgeber richtig eingehalten ist. Daran zweifeln wir nicht. Uns interessiert viel mehr 
die Einschätzung des Regierungsrats, ob die jeweilig gewählten Personen, insbesondere in der Arbeit-
gebervertretung, durch ihre Herkunft auch wirklich ein Arbeitgebervertreter sein können. Hier stellen 
wir uns die Frage, ob ein Gewerkschaftsvertreter ein Arbeitgebervertreter sein kann. Daran zweifeln 
wir. Der Regierungsrat sagt, dass er den Vertretern sein Vertrauen ausspricht und nichts daran ändern 
will. Das betrachten wir kritisch. In der Beantwortung der Frage zur Umwandlung in eine privat-
rechtliche Stiftung beruft sich der Regierungsrat auf ein Gutachten. Obschon man mit einer Umwand-
lung in eine privat-rechtliche Stiftung die Freiheit erhalten würde, die Wechsel dorthin vorzunehmen, 
wo es allenfalls besser ist, zeigt das Gutachten auch auf, dass mit einer solchen Umwandlung auch die 
letzten Einflussmöglichkeiten des Kantons verloren gehen würden. Diese sind vor allem die Festlegung 
der Beiträge der Arbeitgeber und auch die Sanierungsbeiträge. Hier hat der Regierungsrat eine Abwä-
gung vorgenommen und ist zum Schluss gelangt, dass es besser ist, so wie es ist. 
Zusammenfassend stellen wir fest, dass unser Vorstoss dazu beigetragen hat, dass wir eine politische 
Aufarbeitung dieser Thematik machen können, so weit es uns möglich ist. Wir stellen ebenfalls fest, dass 
die PKSO zu den Fehlern steht, die sie gemacht hat. Das hat sie auch öffentlich gesagt und sie hat uns 
zugesichert, in Zukunft besser zu kommunizieren. Hier besteht bestimmt Handlungsbedarf. Die Verwal-
tungskommission deklariert das in der Beantwortung der Frage der Offenlegung der Entschädigungen 
und sie verspricht uns, das zukünftig summarisch im Geschäftsbericht aufzuführen. Grundsätzlich dan-
ken wir dem Regierungsrat für die Beantwortung der Fragen, so weit es ihm möglich war und aufgrund 
meiner kritischen Äusserungen sind wir teilweise befriedigt. 

Albert Studer (SVP), Präsident. Ich bitte die Stimmenzähler, die Wahlzettel einzuziehen. Es folgen nun 
einige Einzelsprecher. 

Michael Ochsenbein (CVP). Eine der grossen Errungenschaften der französischen Revolution ist die Ge-
waltentrennung. Wie wir heute gehört haben, ist die Gewaltentrennung aber Fluch und Segen zugleich. 
Immer dann, wenn man nichts mehr zu sagen hat, empfindet man sie als Fluch. In der allgemeinen Be-
trachtung ist sie aber eher ein Segen. Die Gewaltentrennung besteht und das ist auch richtig so. Die 
Legislative und die Exekutive sind also getrennt. Nun plaudere ich aus dem Nähkästchen: Als Fraktion 
und als Fraktionspräsident ist man natürlich froh, wenn die eigenen Vertreter des Regierungsrats sich so 
verhalten, wie man das als Legislative gerne hätte. Dem ist aber nicht immer so. Ich nehme an, dass es 
auch umgekehrt so ist, nämlich dass sich die Vertreter der Exekutive manchmal ein anderes Verhalten 
der eigenen Fraktion wünschten. Ich kann erfreut festhalten, dass sich unser Finanzdirektor bei dem nun 
vorliegenden Geschäft im Sinne der Fraktion verhalten hat. Er hat immer gesagt, dass er mit dem, was 
passiert ist, nicht einverstanden sei. Er hat versucht, sich zu wehren, aber die mahnenden Worte wurden 
von der Mehrheit nicht gehört und deswegen ist der Entscheid so ausgefallen. Wir haben das hier im 
Saal bereits intensiv diskutiert und es wurde auch in den Medien erklärt, was die Rolle des Finanzdirek-
tors war. Ich habe aber auch grosses Verständnis dafür, dass bei der Vorbereitung eines Votums trotz 
grosser Recherche gewisse Tatsachen verloren gehen können und nicht beachtet werden. 

Beat Käch (FDP). Sie erwarten heute bestimmt ein Votum von mir und ich werde das auch machen, so 
weit ich es kann und darf. Als Vorbemerkung möchte ich anbringen, dass Sie mit einer Interpellation 
den Regierungsrat alles fragen können, nicht aber die PKSO. Bis Ende 2014 war die PKSO dem Finanz-
departement unterstellt und somit hatte der Kantonsrat die Oberaufsicht. Seit dem 1.1.2015 ist die 
PKSO von Bundesrechts wegen vollständig entpolitisiert. Nicht die PKSO wollte das so, sondern der Bun-
desrat hatte das entschieden. Deswegen ist sie nur noch der Oberaufsicht und der kantonalen Aufsicht 
unterstellt. Die Politiker und Politikerinnen wie auch die Presse können der Verwaltung und der Verwal-
tungskommission jederzeit alle Fragen stellen, aber nicht mit politischen Vorstössen. Die Fragen werden 
beantwortet, zukünftig bestimmt noch öfter, es sei denn, dass gewisse Dinge aus Datenschutzgründen 
nicht gesagt werden dürfen. Da die aufgeworfenen Fragen beider Interpellationen in den Medien be-
reits breit, aber nicht immer korrekt, diskutiert wurden, antwortete die Verwaltungskommission aus-
nahmsweise auf Interpellationsfragen, und zwar dort, wo es der Regierungsrat weder kann noch darf. 
Die Verwaltungskommission versteht, dass die Information an die Medien und an die Politik trotz der 
Entpolitisierung besser werden muss. Das wird sie in Zukunft auch machen. Das kann ich Ihnen verspre-
chen. Bereits im September wird eine Ausgabe der Zeitschrift InForm erscheinen, mit welchem nicht nur 
die Destinatäre, sondern auch die Politik und die Presse über Neuerungen in der PKSO informiert wer-
den. 
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Die PKSO ist mit einem verwalteten Vermögen von über 4,5 Milliarden Franken - das entspricht in etwa 
der doppelten Höhe der Bilanzsumme der Regiobank Solothurn - und mit 17'000 Destinatären, die 
mehrheitlich bei der PKSO zwangsversichert sind, mit dem Kanton eng verbunden. Schon daher besteht 
eine gewisse Informationspflicht, der wir in Zukunft vermehrt nachkommen werden. Der ausführliche 
Jahresbericht der PKSO ist zwar bereits jetzt allen zugänglich, das Pensionskassengeschäft ist aber ein 
relativ schwieriges Geschäft und bestimmt nicht für alle ganz verständlich. Daraus ergibt sich eine besse-
re Informationspflicht für die Zukunft. 
Ich möchte noch kurz auf einige Fragen der Interpellationen eingehen. Die Verwaltungskommission hat 
gewisse Fragen ja bereits beantwortet. Bei den Risikobeiträgen ist tatsächlich ein Fehler passiert, für den 
sich die Verwaltungskommission auch entschuldigt. Fehler können überall passieren. Die Frage ist, wie 
man damit umgeht. Ich kann Ihnen nochmals kurz erklären, wie das passiert ist. Zu den Risikobeiträgen 
wurden verschiedenste Fragen gestellt. Die Verwaltungskommission hat nach der Entdeckung des Feh-
lers durch einen Experten im Juli sofort gehandelt und eine ausserordentliche Verwaltungskommissions-
sitzung einberufen. Es gab drei Handlungsmöglichkeiten: die Anpassung der Risikobeiträge der Arbeit-
nehmer, indem sie rückwirkend auf ein 1% gesenkt werden. Das hätten wir problemlos korrigieren 
können, denn die Arbeitnehmerbeiträge können jedes Jahr neu angepasst werden. Das war aber nicht 
unsere Absicht. Wir hätten die 1,5% einfordern können. Rechtliche Abklärungen haben gezeigt, dass 
das erst ab September möglich gewesen wäre, weil den Mitarbeitern vorher mit den Lohnausweisen 
mitgeteilt wurde, dass sie nur 1% Arbeiternehmerprämien zahlen müssen. Statt den 3 Millionen Fran-
ken hätten wir noch 1 Million Franken einnehmen können. Wir haben beschlossen abzuwarten und die 
Situation im Herbst zu beurteilen. Das haben wir im Einvernehmen mit den Experten und der Revisions-
gesellschaft gemacht. Es hat sich gezeigt, dass die Risikobeiträge der Arbeitnehmer und Arbeitgeber von 
0,5% problemlos ausreichten, um die Risiken für Invalidität und Todesfall abzudecken. Wir haben gese-
hen, dass es keine Erhöhung braucht. Der Abschluss hat uns Recht gegeben, indem wir noch immer 
9,4 Millionen Franken mehr eingenommen haben, als wir in den Topf geben dürfen. Es gibt eine gesetz-
liche Regelung, die besagt, dass der Topf nicht mehr als 1,5% des Vorsorgekapitals der aktiven Versi-
cherten betragen darf. Wir haben also trotzdem noch 5 Millionen Franken zur Verbesserung der allge-
meinen Kasse beigetragen. Weder Kanton noch Kasse haben Geld verloren. Die Risikobeiträge dürfen 
nur so hoch sein, um das Risiko abzudecken. Da es schwierig ist, dies im Voraus abzuschätzen, müssen 
sie jedes Jahr neu beurteilt werden. Zu hohe Risikobeiträge dürfen nicht systematisch erhoben werden, 
um die Erfolgsrechnung zu verbessern. 
Ich möchte mich auch kurz zu den Lohnerhöhungen des Direktors und der anderen Funktionen äussern. 
Die PKSO unterliegt nicht mehr automatisch dem GAV. Die Verwaltungskommission hat aber entschie-
den, den GAV mehrheitlich auch für die Verwaltung der PKSO zu übernehmen, speziell auch für perso-
nalrechtliche Fragen. Mit der Verselbständigung der PKSO und zum Teil neuen Stellenbeschrieben war 
es, neben anderen Aufgaben, die Pflicht des Personal- und Organisationsausschusses, die Löhne zu 
überprüfen. Wir haben das in enger Zusammenarbeit mit dem Personalamt nach dem Lohnsystem des 
Kantons gemacht. Die fünf Funktionen, die zu tief eingereiht waren, wurden vom Personal- und Organi-
sationsausschuss korrigiert. Die Festsetzung der Lohnklasse 28 für den Direktor wurde von der Verwal-
tungskommission einstimmig beschlossen. Ich überlasse es Ihnen zu beurteilen, ob dieser Lohn zu hoch 
ist oder nicht. Gemäss einer externen Beurteilung, die das Personalamt in Auftrag gegeben hatte, sollte 
für den Direktor einer Pensionskasse in dieser Grössenordnung ein Lohn von 220'000 Franken bis 
240'000 Franken realistisch sein Unser Direktor ist weit darunter eingereiht. 
Zum Schluss möchte ich sagen, dass die PKSO im Interesse der versicherten 17'000 Destinatären nicht 
schlechter gemacht werden soll, als sie ist. Die PKSO arbeitet gut. Sie hatte in den letzten Jahren meis-
tens eine höhere Rendite als der Durchschnitt der anderen öffentlichen Kassen erzielt. In den letzten 
fünf Jahren waren es 1% mehr und das zu viel tieferen Kosten als der Durchschnitt. Die hohe Deckungs-
lücke, die von den Steuerzahlern ausfinanziert werden musste, hat in keiner Weise etwas mit dem Di-
rektor oder mit der Verwaltungskommission zu tun. Wenn schon, dann müssten Sie und der Regierungs-
rat, resp. Ihre und seine Vorgänger in die Pflicht genommen werden. Diese haben die hohe 
Deckungslücke verursacht, aber sicher nicht die Verwaltungskommission. Die Unterdeckung wurde be-
wusst in Kauf genommen. Erst als der Bund sagte, dass auf 80% oder 100% ausfinanziert werden muss, 
ist man daran gegangen, das Problem zu lösen. Mit den massiven und zum Teil unsachlichen Vorwürfen 
an mich kann ich als Politiker problemlos leben, auch wenn es Angenehmeres gibt als das, was ich im 
Frühjahr hier erlebt habe. Für unseren Direktor war es schwieriger, weil ihm massive Vorwürfe gemacht 
wurden und auch seine Familie involviert wurde. 

Roland Heim (Vorsteher des Finanzdepartements). Ich muss nicht mehr so viel sagen, wie ich mir vorge-
nommen habe. Dem Präsidenten der Verwaltungskommission möchte ich für die sehr gute und sachliche 
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Information, die er hier nun gegeben hat, danken. Er konnte gewisse Missverständnisse beseitigen. Das 
Hauptmissverständnis scheint mir das zu sein, dass viele Personen bis heute meinen, dass der Stand der 
PKSO in rechtlicher und organisatorischer Hinsicht noch immer der gleiche sei wie vor der Inkraftsetzung 
des BVG, das die Entpolitisierung ganz klar als Hauptgrund hatte. Das mag aus Sicht von einigen ein 
Fehler gewesen sein. Es führt aber dazu, dass die Diskussionen über Deckungen und Unterdeckungen 
heute aus sachlichen Gründen betrachtet und nicht von einem Parlament aus verschiedensten Gründen 
anders gesehen werden. Die PKSO untersteht nicht mehr der Aufsicht des Regierungsrats, sie untersteht 
nicht mehr der Aufsicht des Kantonsrats, der Geschäftsprüfungskommission oder der Finanzkommission 
und auch nicht mehr der Finanzkontrolle. Sie untersteht nur noch der BVG-Stiftungsaufsicht und der 
Oberaufsichtskommission. Auch wir vom Finanzdepartement mussten lernen, dass es gewisse Änderun-
gen gab. Auch für mich als Finanzdirektor ergaben sich zu Beginn des Inkrafttretens Änderungen und 
ich musste bei Diskussionen, Ansichten und Beiträgen in der Verwaltungskommission zur Kenntnis neh-
men, dass die Verhältnisse nicht mehr die gleichen sind. Es ist klar, dass ich bei Diskussionen in der Ver-
waltungskommission meine Meinung kundtun werde. Aber das Resultat der Abstimmungen gilt es zu 
akzeptieren und ich kann mich nicht im Nachhinein über etwas beklagen. Das ist ein demokratischer 
Prozess, wie auch in anderen Verwaltungs- oder Aufsichtsräten. Es gilt eine Schweigepflicht für Verwal-
tungskommissionsmitglieder. Professor Gächter hielt in der Finanzkommission ein interessantes Referat, 
mit welchem er klar dargelegt hat, wie weit diese Schweigepflicht beispielsweise für Mitglieder der 
Verwaltungskommission geht. Ich bin mit dem Gutachter nicht ganz einverstanden, denn die Schweige-
pflicht geht sehr weit. Aber in Bezug auf das Verhältnis zwischen Verwaltungskommission und Regie-
rungsrat mussten wir gewisse Anpassungen hinnehmen. 
Die Verwaltungskommission hat viele der in den Interpellationen gestellten Fragen von sich aus in einer 
Orientierung für alle Fraktionen vor einer Kantonsratssitzung beantwortet. Vertreter der Verwaltungs-
kommission und auch der Direktor standen für jede Frage zur Verfügung, auch für Fragen, die wir unter 
Umständen nicht beantworten können, weil sie nicht öffentlichen Charakter haben. Man darf also nicht 
den Vorwurf der Gesprächsverweigerung machen. Felix Glatz-Böni möchte ich zu seinem Vorwurf der 
Arbeitsverweigerung sagen, dass die Beantwortung dieser Interpellationen viel mehr Arbeit gab, als es 
bei Interpellationen üblich ist. Es war viel aufwändiger, zusammen mit der Verwaltungskommission 
einen Weg zu finden, um bei der Beantwortung auch dem BVG Rechnung tragen zu können. Die ange-
sprochenen Geschehnisse des letzten Jahres haben auch in der Verwaltungskommission gewisse Prozes-
se in Gang gesetzt. Es wurden Abläufe, auch Kontrollabläufe, überdacht und Konzepte überarbeitet 
oder ausgearbeitet. Ich kann sagen, dass die Arbeit, die die Verwaltungskommission heute leistet, gut 
ist. Sie ist gewissenhaft und wird nicht einfach zum Ärmel herausgeschüttelt. Die Zusammensetzung der 
Arbeitgeberseite ist ein Relikt aus der damaligen politischen Zusammensetzung der Arbeitgeberseite. 
Der Kantonsrat hatte die Arbeitgeberseite bestückt und jede Fraktion, auch die SP, hatte das Recht, 
einen Vertreter als Arbeitgeber wählen zu lassen. Damals wurde ein Gewerkschaftsvertreter gewählt. 
Das ist mit ein Grund, warum das BVG gesagt hatte, dass es keine politische Zusammensetzung dieser 
Räte mehr will, sondern dass Fachleute gewählt werden sollen. Diesem Grundsatz wird immer mehr 
nachgelebt, auch bei der Besetzung mit neuen Verwaltungskommissionsmitgliedern. Neu wurde anstel-
le des Personalchefs des Kantons Solothurn der Personalchef der Solothurner Spitäler AG (soH) als Ar-
beitgeberverteter gewählt. Dies geschah ausdrücklich auf Wunsch des Verwaltungsrats der soH in 
Kenntnis davon, dass auch er Destinatär der PKSO ist. In Anlehnung an viele andere Pensionskassen 
wurde auch gesagt, dass ein Personalchef bestimmt in der Lage ist, diese beiden Rollen auseinanderzu-
halten. Er wird sicher im Sinne des Arbeitgebers in der Verwaltungskommission tätig sein. So gesehen 
kann also auch ein Destinatär in der Verwaltungskommission Einsitz nehmen. 
Abschliessend kann ich sagen, dass die PKSO in Anbetracht des heutigen, wirtschaftlich schwierigen 
Umfelds gut unterwegs ist. Es ist heute sicher nicht einfach, für eine Pensionskasse Anlagen zu tätigen. 
Wir hoffen, dass an den Märkten keine Unwegbarkeiten auftreten, denn das ist nie sicher. Es kann von 
heute auf morgen etwas passieren, unter dem die Pensionskassen leiden. Ich habe den Eindruck, dass 
unser Anlageausschuss ausgezeichnete Arbeit leistet. Ich möchte allen danken, die erkannt haben, dass 
die PKSO heute nicht mehr die Gleiche ist wie die Pensionskasse von vor drei Jahren. Ich möchte für die 
sachlichen und auch für die kritischen Äusserungen danken. Die Kritik wurde gehört und hat innerhalb 
der Verwaltungskommission zu Veränderungen geführt. Ich hoffe, dass wir auch in Zukunft möglichst 
gute News von der PKSO verbreiten können. 

Albert Studer (SVP), Präsident. Der Interpellant hat seiner Nichtbefriedigung Ausdruck gegeben. Ich 
gebe nun die Resultate der ersten Wahlgänge bekannt. 
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WG 0029/2016 

Wahl eines Vizepräsidenten oder einer Vizepräsidentin der Kantonalen Schätzungskommissi-

on für den Rest der Amtsperiode 2013-2017 

Ergebnis der Wahl 

Ausgeteilte Stimmzettel: 93 
Eingegangene Stimmzettel: 91 
Leer: 19 
Absolutes Mehr: 47 
 

Gewählt wird mit 72 Stimmen: Hans Ruedi Ingold 

WG 0092/2016 

Wahl eines Mitgliedes des Schiedsgerichts in den Sozialversicherungen für den Rest der 

Amtsperiode 2013-2017 

Ergebnis der Wahl 

Ausgeteilte Stimmzettel: 93 
Eingegangene Stimmzettel: 91 
Leer: 2 
Absolutes Mehr: 47 
 

Gewählt wird mit 89 Stimmen: Florian Leupold 

WG 0127/2016 

Wahl eines Ersatzmitgliedes des Schiedsgerichts in den Sozialversicherungen für den Rest der 

Amtsperiode 2013-2017 

Ergebnis der Wahl 

Ausgeteilte Stimmzettel: 93 
Eingegangene Stimmzettel: 91 
Leer: 6 
Absolutes Mehr: 47 
 

Gewählt wird mit 85 Stimmen: Lukas Eisner 

WG 0091/2016 

Wahl eines Mitgliedes des Jugendgerichts, Bezirk Solothurn-Lebern, für den Rest der Amtspe-

riode 2013-2017 

Ergebnis der Wahl 

Ausgeteilte Stimmzettel: 95 
Eingegangene Stimmzettel: 95 
Leer: 0 
Absolutes Mehr: 48 
 

Gewählt wird mit 78 Stimmen: Myriam Fasel 

Albert Studer (SVP), Präsident. Herzliche Gratulation allen Gewählten. 
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I 0073/2016 

Interpellation Fraktion FDP.Die Liberalen: Pensionskasse Kanton Solothurn 

Es liegt vor: 

Wortlaut der Interpellation vom 10. Mai 2016 und schriftliche Stellungnahme des Regierungsrats vom 
16. August 2016: 
 
1. Interpellationstext. Die Medien haben diverse Vorgänge bei der Pensionskasse Kanton Solothurn 
(PKSO) aufgedeckt, welche in weiten Teilen der Bevölkerung für Unverständnis gesorgt haben. Der Re-
gierungsrat wird in diesem Zusammenhang um die Beantwortung folgender Fragen gebeten: 
1. Der Fehler von falsch verrechneten Risikobeiträgen (1.0 statt 1.5%) bei den Arbeitnehmern wurde im 

Juli 2015 bemerkt. Warum wurde für das ganze Jahr 2015 darauf verzichtet, den Fehler zu korrigie-
ren?  

2. Wie stellt die PKSO sicher, dass durch diesen Fehler nicht zu einem späteren Zeitpunkt der Arbeitge-
ber zu viel für die Risikoabdeckung bezahlen? 

3. Hat der Regierungsrat eine Handhabe, dass die zu wenig eingeforderten Beiträge nachträglich ein-
gefordert werden können? 

4. Wird den Arbeitgebern eine entsprechende Gutschrift auf den Risikoprämien gewährt, falls die zu 
wenig eingeforderten Arbeitnehmer-Risikobeiträge aus dem Jahr 2015 nicht mehr erhoben werden? 

5. Gab es in der Vergangenheit weitere nicht publizierte Vorfälle resp. Unterlassungen zum Schaden 
der PKSO?  

6. Wie beurteilt der Regierungsrat die Interessenwahrung der Arbeitgebervertretung in der Verwal-
tungskommission der PKSO sowie im Personal- und Organisationsausschuss? Ist die Verwaltungs-
kommission aus Sicht des Regierungsrats paritätisch korrekt zusammengesetzt? Sind die Entscheide 
des Personal- und Organisationsausschusses genügend breit abgestützt? 

7. Gab es neben der in der Öffentlichkeit breit diskutierten Lohnerhöhungen des PKSO-Direktors weite-
re Erhöhungen von Löhnen oder Entschädigungen für Funktionäre (z.B. Verwaltungskommission)? 

8. Im Rahmen der heute üblichen Rechnungslegungsstandards werden die Entschädigungen des Mana-
gements und der obersten Organe zumindest summarisch offengelegt. Weshalb wird im Geschäfts-
bericht der PKSO darauf verzichtet? 

9. Was spricht aus Sicht des Regierungsrats dagegen, die PKSO von einer öffentlich-rechtlichen in eine 
privat-rechtliche Stiftung umzuwandeln? 

2. Begründung. Im Vorstosstext enthalten. 
3. Stellungnahme des Regierungsrates 
3.1 Vorbemerkungen. Die Pensionskasse Kanton Solothurn (PKSO) ist eine selbständige öffentlich-
rechtliche Anstalt des Kantons Solothurn. Mit einer Teilrevision des Bundesgesetzes über die berufliche 
Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenvorsorge vom 25. Juni 1982 (BVG; SR 831.40) verlangte der Bun-
desgesetzgeber, dass die öffentlich-rechtlichen Pensionskassen verselbständigt und entpolitisiert wer-
den. Das Stimmvolk des Kantons Solothurn hat am 28. September 2014 der Ausfinanzierung der PKSO 
und damit auch der vom Bundesgesetzgeber verlangten Selbstständigkeit der PKSO im Grundsatz zuge-
stimmt. Mit Erlass des Gesetzes über die Pensionskasse Kanton Solothurn (PKG; BGS 126.581) per 1. Ja-
nuar 2015 wurde ein Teil der hierfür notwendigen kantonalen Rechtsgrundlagen geschaffen. Als obers-
tes Organ trägt seither die Verwaltungskommission der PKSO (VK PKSO) die Verantwortung für die 
Pensionskasse. Der Regierungsrat des Kantons Solothurn wählt einzig noch die Vertreter oder Vertrete-
rinnen der Arbeitgeber mit Ausnahme der Vertretung der Träger der Volksschulen und nimmt selber mit 
einem Vertreter oder einer Vertreterin aus dem Regierungsrat Einsitz in der VK PKSO. Die administrative 
Unterstellung der PKSO zum Finanzdepartement des Kantons Solothurn wurde per Ende 2014 aufgeho-
ben. 
Um die Frage der Autonomie der PKSO gegenüber dem Kanton Solothurn, namentlich im Personalrecht, 
weiter zu klären, entschloss sich die PKSO in Zusammenarbeit mit dem Kanton Solothurn verschiedene 
Rechtsgutachten in Auftrag zu geben. Die Gutachten haben dabei aufgezeigt, dass der Wille des Bun-
desgesetzgebers, die Autonomie der Vorsorgeeinrichtung zu stärken und die Rolle des Kantons auf die 
Regelung der Grundzüge zu beschränken, nicht vollständig umgesetzt ist. Als Folge dieser Erkenntnisse 
erarbeitet das Finanzdepartement zurzeit Botschaft und Entwurf über die Änderung von fünf kantona-
len Gesetzen, mit dem Ziel die Entflechtung zwischen PKSO und Kanton Solothurn möglichst vollständig 
zu vollziehen. Die Vorlage mit Änderung des Staatspersonalgesetzes, des Regierungs- und Verwaltungs-
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organisationsgesetzes, des Verantwortlichkeitsgesetzes, des Kantonsratsgesetzes sowie des Gesetzes 
über die wirkungsorientierte Verwaltungsführung wird dem Parlament voraussichtlich Ende 2016 zur 
Beschlussfassung unterbreitet.  
Die in der Interpellation aufgeworfenen Fragen beziehen sich zumeist auf Sachverhalte, welche als Folge der 
Unabhängigkeit vollständig in der Verantwortung der VK PKSO liegen. Die Fragen 1, 2, 4, 5, 7 und 8 wurden 
deshalb diesem Gremium zur Beantwortung unterbreitet und werden nachfolgend unverändert wiederge-
geben. 
3.2 Zu den Fragen 
3.2.1 Zu Frage 1: Der Fehler von falsch verrechneten Risikobeiträgen (1.0 statt 1.5%) bei den Arbeitneh-
mern wurde im Juli 2015 bemerkt. Warum wurde für das ganze Jahr 2015 darauf verzichtet, den Fehler 
zu korrigieren? Antwort der VK PKSO: «Den Versicherten wurde in der PKSO Informationsschrift 
INFORM, Ausgabe Februar 2015, ein Risikobeitrag von 1.0% kommuniziert. Das Versäumnis wurde an-
lässlich der Erstellung des Versicherungstechnischen Gutachtens durch den Experten im Juli 2015 festge-
stellt. Zu diesem Zeitpunkt konnten die Auswirkungen auf die Risikoschwankungsreserve des Jahres 
2015 noch nicht beurteilt werden. Zudem hätte die Änderung des Risikobeitrages von 1.0% auf 1.5% 
den Versicherten vorgängig kommuniziert werden müssen. Die Verwaltungskommission hat im Novem-
ber 2015 erneut eine Beurteilung über die Höhe der Risikobeiträge vorgenommen und gelangte im 
Einvernehmen mit dem Experten und der Revisionsstelle zum Schluss, die im Jahr 2015 bereits erhobe-
nen Risikobeiträge reichen aus, um die Risikoschwankungsreserve maximal zu äufnen. Diese Annahme 
bestätigt sich mit der Jahresrechnung 2015. Wie in den vergangenen Jahren konnte 2015 der Überschuss 
aus der Risikoschwankungsreserve der Erfolgsrechnung gutgeschrieben werden. Vom Überschuss von 
CHF 4.9 Mio. profitierte die gesamte Kasse.»  
3.2.2 Zu Frage 2: Wie stellt die PKSO sicher, dass durch diesen Fehler nicht zu einem späteren Zeitpunkt 
der Arbeitgeber zu viel für die Risikoabdeckung bezahlen? Antwort der VK PKSO: «Die Risikobeiträge 
werden dem Risikoverlauf angepasst. Sowohl das Gesetz über die Pensionskasse (PKG) als auch das Vor-
sorgereglement enthalten eine entsprechende  
Bestimmung, wonach der Arbeitnehmer-Risikobeitrag von der Verwaltungskommission jederzeit erhöht 
oder reduziert werden kann. Wie im Punkt 1 erwähnt, ist die Risikoschwankungsreserve im Moment gut 
dotiert.»  
3.2.3 Zu Frage 3: Hat der Regierungsrat eine Handhabe, dass die zu wenig eingeforderten Beiträge 
nachträglich eingefordert werden können? Nein, der Beschluss über eine allfällig nachträgliche Einfor-
derung der nicht geleisteten Beiträge der Arbeitnehmer obliegt einzig der VK PKSO.  
3.2.4 Zu Frage 4: Wird den Arbeitgebern eine entsprechende Gutschrift auf den Risikoprämien gewährt, 
falls die zu wenig eingeforderten Arbeitnehmer-Risikobeiträge aus dem Jahr 2015 nicht mehr erhoben 
werden? Antwort der VK PKSO: «Wir verweisen auf die Punkte 1 und 2. Der Arbeitnehmer-Risikobeitrag 
kann jederzeit (per Stichtag) geändert werden.»  
3.2.5 Zu Frage 5: Gab es in der Vergangenheit weitere nicht publizierte Vorfälle resp. Unterlassungen 
zum Schaden der PKSO? Antwort der VK PKSO: «Weder die Revisionsstelle noch der Experte haben je 
Unterlassungen oder ein Fehlverhalten der Kasse festgestellt.»  
3.2.6 Zu Frage 6: Wie beurteilt der Regierungsrat die Interessenwahrung der Arbeitgebervertretung in 
der Verwaltungskommission der PKSO sowie im Personal- und Organisationsausschuss? Ist die Verwal-
tungskommission aus Sicht des Regierungsrats paritätisch korrekt zusammengesetzt? Sind die Entschei-
de des Personal- und Organisationsausschusses genügend breit abgestützt? Die paritätische Zusammen-
setzung der VK PKSO ergibt sich aus Art. 51 BVG. Wir haben mit Ausnahme der von uns gewählten fünf 
Vertreter oder Vertreterinnen der Arbeitgeber der VK PKSO (zwei Vertreter oder Vertreterinnen werden 
von den Trägern der Volksschule gewählt) keinen Einfluss auf die Zusammensetzung der VK PKSO. Wir 
sprechen den von uns gewählten Vertretern oder Vertreterinnen der Arbeitgeber weiterhin unser Ver-
trauen aus und erachten die Interessenwahrung als intakt.  
Die Vertreter oder Vertreterinnen der Arbeitnehmer wurden bislang von der Delegiertenversammlung 
und diejenige der Arbeitgeber mehrheitlich durch den Regierungsrat gewählt. Das neue Wahlreglement 
für die Vertreter oder Vertreterinnen der Arbeitnehmer ist zurzeit bei der VK PKSO in Bearbeitung. Neu 
werden die Arbeitnehmervertretungen voraussichtlich durch die Verbände beziehungsweise direkt 
durch die Versicherten zur Wahl vorgeschlagen. Übertrifft dabei die Anzahl der Wahlvorschläge die Zahl 
der zu besetzenden Sitze der Arbeitnehmer wird eine schriftliche Wahl durch die versicherten Personen 
der PKSO stattfinden.  
Die Mitglieder des POA sowie deren Entscheidbefugnisse werden von den Mitgliedern der VK PKSO 
bestimmt. Wir wählen zwar den grössten Teil der Arbeitgebervertretung der VK PKSO, besitzen aber 
ihnen gegenüber keine Weisungsbefugnis mehr. Eine mögliche Einflussnahme des Regierungsrates auf 
Entscheide der VK PKSO oder des POA besteht nicht, weshalb dem Regierungsrat die Beurteilung der 
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Entscheide des POA nicht zusteht. Diese Frage muss sich in der neuen Organisation vielmehr die VK 
PKSO stellen. 
3.2.7 Zu Frage 7: Gab es neben den in der Öffentlichkeit breit diskutierten Lohnerhöhungen des PKSO-
Direktors weitere Erhöhungen von Löhnen oder Entschädigungen für Funktionäre (z.B. Verwaltungs-
kommission)? Antwort der VK PKSO: «Seit dem Inkrafttreten des PGK übernimmt die Verwaltungskom-
mission neue Aufgaben und eine Gesamtverantwortung. Per 1.1.2015 hat die PKSO ein neues Personal- 
und Organisationsreglement in Kraft gesetzt.  
Aufgrund der neuen Zuständigkeiten wurden die Lohneinreihungen vom Personal- und Organisations-
ausschuss der Verwaltungskommission einer Überprüfung unterzogen. Diese erfolgte nach der Bereso-
Systematik in Zusammenarbeit mit dem Personalamt. Dabei wurde festgestellt, dass insgesamt fünf 
Funktionen zu tief eingereiht sind, unter anderem der Direktor. Die Lohnanpassungen führten insge-
samt zu einer Erhöhung der Verwaltungskosten um rund 2 Franken pro Destinatär. Damit liegen sie 
weiterhin deutlich unter dem Durchschnitt der anderen Kassen. Sie haben weder einen Einfluss auf die 
finanzielle Lage der Kasse noch auf die Höhe der Renten. Auch die Entschädigungen für die VK- und 
Ausschussmitglieder wurden festgelegt. Die Ansätze sind der heutigen Organisation entsprechend an-
gepasst.»  
3.2.8 Zu Frage 8: Im Rahmen der heute üblichen Rechnungslegungsstandards werden die Entschädigun-
gen des Managements und der obersten Organe zumindest summarisch offengelegt. Weshalb wird im 
Geschäftsbericht der PKSO darauf verzichtet? Antwort der VK PKSO: «Die Rechnungslegung der PKSO 
erfolgt nach SWISS GAAP FER 26. Eine Offenlegung der Entschädigungen ist in diesem Standard nicht 
vorgesehen. Bisher wurden, im Vergleich zu anderen Vorsorgeeinrichtungen, tiefe Verwaltungskosten 
ausgewiesen, in welchen Gehälter und Entschädigungen enthalten sind. Da die PKSO Wert auf Transpa-
renz legt, werden im nächsten Geschäftsbericht die Entschädigungen summarisch offen dargelegt.» 
3.2.9 Zu Frage 9: Was spricht aus Sicht des Regierungsrats dagegen, die PKSO von einer öffentlich-
rechtlichen in eine privat-rechtliche Stiftung umzuwandeln? Die Frage der Umwandlung der PKSO in 
eine privat-rechtliche Stiftung wurde im Gutachten von Prof. Gächter, Universität Zürich, welches vom 
Finanzdepartement und der PKSO in Auftrag gegeben wurde, ausführlich behandelt. Dabei hat sich 
gezeigt, dass neben der Frage, welche kantonalen Erlasse nicht mehr oder auf andere Weise als bisher 
auf eine privatrechtliche Stiftung Anwendung finden, eine Umwandlung in eine privat-rechtliche Stif-
tung wesentliche politische Veränderungen in der Beziehung zwischen dem Kanton Solothurn und der 
PKSO zur Folge hätte. 
In Bezug auf die Anwendbarkeit der kantonalen Erlasse hält der Gutachter fest, dass das PKG in seiner 
gegenwärtigen Fassung auf eine Vorsorgeeinrichtung in Form einer Stiftung nicht anwendbar wäre. 
Eine Stiftung hat ihre Rechtsgrundlage nicht in einem öffentlich-rechtlichen Erlass sondern in einer Stif-
tungsurkunde. Im Bereich des Personalwesens bestünde die grösste Veränderung darin, dass die PKSO 
als Stiftung nicht mehr öffentlich-rechtlich anstellen müsste oder könnte. Damit einhergehend wären 
das Staatspersonalgesetz, die Personalrechtsverordnung und der Gesamtarbeitsvertrag nicht mehr an-
wendbar. Anzumerken bleibt, dass der Gesamtarbeitsvertrag auch bei der heutigen Rechtsform der 
öffentlich-rechtlichen Anstalt für die PKSO nicht mehr rechtsverbindlich ist, die PKSO diesen jedoch auf 
Beschluss der VK PKSO sinngemäss und freiwillig für ihr Personal weiterhin anwendet. 
Betreffend der staatlichen Verantwortlichkeit würde ein Rechtskleidwechsel dazu führen, dass das pri-
vatrechtlich angestellte Personal der PKSO nicht mehr dem Verantwortlichkeitsgesetz unterstehen wür-
de. Die Klärung der Haftungsfrage ist auch für den Kanton Solothurn von Interesse, da es in einem zu-
künftigen Haftungsfall zu aufwändigen Abgrenzungsfragen mit sich gegenüberstehenden Parteien 
kommen könnte. Für eine Klärung ist aber die Rechtsform der Stiftung nicht Voraussetzung. Die PKSO 
kann auch als öffentlich-rechtliche Anstalt vom Anwendungsbereich des Verantwortlichkeitsgesetzes 
ausgenommen werden, was mit der unter Ziff. 3.1 erwähnten Vorlage voraussichtlich umgesetzt wird. 
Die einschneidenste Veränderung aus Sicht des Kantons Solothurn bestünde jedoch darin, dass der Kan-
ton Solothurn jeden Einfluss über die PKSO verlieren würde. Das bezieht sich nicht nur auf die ohnehin 
beschränkten Kompetenzen im Bereich der operativen Führung, sondern vor allem auf die Sonderstel-
lung des Kantons gemäss Art. 50 Abs. 2 BVG. Danach darf der Kanton entweder die Bestimmungen über 
die Leistungen oder jene über die Finanzierung in einem Erlass regeln. Der Kanton Solothurn hat von 
dieser Möglichkeit Gebrauch gemacht und in den § 7-9 PKG die Finanzierung der Leistungen der PKSO 
geregelt. Namentlich sind die Beiträge der Arbeitgeber genau umschrieben. Auch die Sanierungsbeiträ-
ge sind in § 12 PKG festgehalten. Diese Einflussnahme auf das finanzielle Gleichgewicht der PKSO sowie 
sämtliche Regelungen der Grundzüge der PKSO (z.B. Sanierungsmassnahmen, Organisation) wären mit 
einem Rechtskleidwechsel nicht mehr möglich. Für den Kanton würde dies bedeuten, dass er jegliche 
Mitgestaltung seiner finanziellen Belastung als Arbeitgeber aufgeben würde. Wäre die PKSO als Stif-
tung organisiert, könnte die VK PKSO im Bedarfsfall die Beiträge zu Lasten des Kantons und der Ge-
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meinden als Träger der Volksschule erhöhen, ohne dass diesem ein Genehmigungsvorbehalt zukäme. 
Die Planbarkeit der (langfristigen) finanziellen Belastung für den Kanton würde entsprechend abneh-
men. 
Aus diesen Gründen lehnen wir einen Rechtskleidwechsel ab. 

Albert Studer (SVP), Präsident. Der Interpellant hat seine teilweise Befriedigung bereits ausgedrückt. 
Wortmeldungen liegen keine vor, das Geschäft ist erledigt. 

I 0072/2016 

Interpellation Fraktion FDP.Die Liberalen: Kantonalisierung Zivilschutz 

Es liegt vor: 

Wortlaut der Interpellation vom 10. Mai 2016 und schriftliche Stellungnahme des Regierungsrats vom 
16. August 2016: 
 
1. Vorstosstext. Gemäss Teilrevision des Einführungsgesetzes zur eidgenössischen Bevölkerungs- und 
Zivilschutzgesetzgebung (EG BZG) vom 27. August 2014 haben die Gemeinden ihre Organisationsstruk-
turen und reglementarischen Bestimmungen innert zwei Jahren nach Inkrafttreten der Teilrevision, also 
per 1. Januar 2017, an die neuen Bestimmungen anzupassen. 
Mit dieser Teilrevision des EG BZG wurde insbesondere die Minimalgrösse eines Bevölkerungsschutzkrei-
ses von 6'000 auf 20'000 Einwohner angehoben. Dies zwingt die kleineren der heute noch existierenden 
12 Bevölkerungsschutzkreise zu Fusionen. Diese Fusionsverhandlungen kommen offenbar nur schlep-
pend voran. 
Auf Stufe Bund wird im Rahmen der Strategie Bevölkerungsschutz und Zivilschutz 2015+ sogar festge-
halten, dass Zivilschutzorganisationen, die für weniger als 25'000 Einwohner zuständig sind, aus öko-
nomischen und aus Gründen der Effizienz kaum mehr sinnvoll sind. Die Gewinnung von geeigneten 
Kadern gestaltet sich bei kleineren Organisationen zusehends schwierig, was wiederum die Einsatzbe-
reitschaft im Katastrophenfall gefährdet. Erfahrungen aus anderen Kantonen zeigen zudem, dass in 
einer Kantonalisierung des Zivilschutzes ein grosses Sparpotential liegt. 
Der Regierungsrat wird gebeten, folgende Fragen zu beantworten: 
1. Wie ist der Stand der Fusionsverhandlungen? 
2. Was gedenkt der Regierungsrat zu tun, wenn es den Gemeinden per 1. Januar 2017 nicht gelingt, 

Bevölkerungsschutzkreise von mindestens 20'000 Einwohnern zu bilden? 
3. Was wären aus Sicht des Regierungsrates die Vor- und Nachteile einer Kantonalisierung des Zivil-

schutzes? 
4. Wie gross ist das Sparpotential bei einer Kantonalisierung des Zivilschutzes? 
2. Begründung (Vorstosstext) 
3. Stellungnahme des Regierungsrates 
3.1 Zu den Fragen 
3.1.1 Zu Frage 1: Wie ist der Stand der Fusionsverhandlungen? Die Bevölkerungsschutzkreise Olten, 
Solothurn und Grenchen und Gäu erfüllten die Bedingungen bereits vor der Einführung des neuen Ge-
setzes. 
Die Bevölkerungsschutzkreise Mittelgösgen und Schönenwerd fusionierten per Ende 2014 zum Bevölke-
rungsschutzkreis Niederamt. 
Die Bevölkerungsschutzkreise Thal und Gäu sind mitten im Fusionsprozess. 
Noch offen sind die Regionalisierungen im Grossraum Wasseramt und im Schwarzbubenland. Im Was-
seramt wurden bisher Fusionsplanungen mit dem Hinweis auf das Projekt «TOP 5» (Gemeindefusionen 
im Raum Solothurn – Wasseramt) durch die betroffenen Gemeindepräsidentenkonferenzen sistiert. 
Nach dem Scheitern von «TOP 5» hat nun die Regionalplanungsgruppe Espace Solothurn die Initiative 
zu entsprechenden Fusionsverhandlungen im Bereich Bevölkerungsschutz ergriffen. Das Resultat ist 
zurzeit noch nicht absehbar. 
3.1.2 Zu Frage 2: Was gedenkt der Regierungsrat zu tun, wenn es den Gemeinden per 1. Januar 2017 
nicht gelingt, Bevölkerungsschutzkreise von mindestens 20'000 Einwohnern zu bilden? Aktuell besucht 
die Vorsteherin des VWD in Begleitung des Chef AMB die Gemeindepräsidenten- resp. Ammännerkon-
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ferenzen in den Bezirken Thal, Gäu, Dorneck, Thierstein, Bucheggberg und Wasseramt um im Dialog mit 
den betroffenen Gemeinden den Fusionsprozess anzuregen. 
Grundsätzlich sind die Gemeinden gefordert, die Einführungsgesetzgebung zur eidgenössischen Bevöl-
kerungsschutz- und Zivilschutzgesetzgebung vom 2. Februar 2005 (Stand 2015) per 1. Januar 2017 zu 
erfüllen. 
Gemäss § 22 Abs. 1 EG BZG regeln die Gemeinden die Zusammenarbeit durch den Abschluss von öffent-
lich-rechtlichen Verträgen oder die Bildung von Zweckverbänden. Wenn sich die Gemeinden nicht eini-
gen können, bestimmt der Regierungsrat Grösse und Zusammensetzung der regionalen Zivilschutzba-
taillone oder Zivilschutzkompanien (§ 22 Abs. 2 EG BZG). Es ist naheliegend, dass § 22 Abs. 2 EG BZG 
auch dann zur Anwendung gelangt, wenn die Vorgaben von § 21 EG BZG nicht zeitgerecht umgesetzt 
werden (für die Bevölkerungsschutzkreise vgl. § 6 Abs. 3 EG BZG). Als ultima ratio werden wir einen 
Zusammenschluss durch Regierungsratsbeschluss mit entsprechender Aufhebung/Anpassung der bisher 
genehmigten Zusammenschlüsse erwirken. 
3.1.3 Zu Frage 3: Was wären aus Sicht des Regierungsrates die Vor- und Nachteile einer Kantonalisierung 
des Zivilschutzes? Die Vor- und Nachteile einer Kantonalisierung des Zivilschutzes lassen sich von den 
Erfahrungen anderer Kantone ableiten. Im Vordergrund stehen dabei Effizienzsteigerungen und Kos-
tenersparnisse. 
Dabei stehen die Vereinheitlichung der Leistungen und der Organisation des Zivilschutzes, die Professi-
onalisierung von Führung und Ausbildung, die Konzentration der Kräfte und die Kostenersparnisse im 
Zentrum. 
Ein weiterer Vorteil einer Kantonalisierung liegt in der Vereinheitlichung der Zivilschutzkosten für alle 
Gemeinden. Zurzeit gibt es grosse Unterschiede der Ausgaben pro Einwohner. Die Kosten der Gemein-
den könnten so reduziert und gleichzeitig vereinheitlicht werden. 
Die Bedenken dass die Gemeinden bei einer Kantonalisierung ein kommunales Einsatzmittel verlieren, 
haben sich bei andern Kantonen nicht bestätigt. Dies weil geeignete Kommissionen oder Gemeindever-
tretungen geschaffen wurden, die die Einflussnahme der Gemeinden auch nach einer Kantonalisierung 
sicherstellen. 
Die Kantone die bisher den Zivilschutz kantonalisiert haben, konnten in der Folge den Bestand an An-
gehörigen des Zivilschutzes (AdZS) dank der konsequenten Nutzung von Synergien reduzieren. Bei-
spielsweise hat der Kanton Freiburg seinen Bestand von 2413 auf 2052 AdZS reduziert. Im Kanton Solo-
thurn verfügen wir zurzeit über einen Bestand von 2637 AdZS und rechnen ebenfalls mit einer 
Reduktion von ca. 10-20% bei einer Kantonalisierung. 
3.1.4 Zu Frage 4: Wie gross ist das Sparpotential bei einer Kantonalisierung des Zivilschutzes? Genaue 
Zahlen zu den möglichen Kosteneinsparungen im Kanton Solothurn liegen nicht vor. Zur Erhärtung des 
definitiven Sparpotenzials müsste eine vertiefte Prüfung durchgeführt werden. 
Eine umfangreiche Studie die der Kanton Aargau erarbeiten liess, ergab bei einer Kantonalisierung eine 
Senkung der Kosten von heute 22 Franken bis 25 Franken pro Einwohner und Jahr auf 15 Franken bis 
17 Franken pro Einwohner und Jahr. 
Stand 2014 kostet der Zivilschutz des Kantons Solothurn Kanton und Gemeinden total 7,1 Mio Franken 
pro Jahr. Das entspricht bei 265'171 Einwohnern (Stand 2014) rund 27 Franken pro Einwohner und Jahr. 
Grundsätzlich sind wir der Auffassung, dass Kostenersparnisse im Zivilschutz durch konsequente Nut-
zung der Synergien in der Administration und der Materialbewirtschaftung erzielt werden können. 
Zudem hat eine Reduktion des Bestandes der Zivilschutzangehörigen auch geringere Ausbildungs- und 
WK-Kosten zur Folge. Es kann davon ausgegangen werden, dass bei einer Kantonalisierung des Zivil-
schutzes bei gleichbleibender Leistungserbringung ein Sparpotential von mindestens 20% der Gesamt-
kosten auch im Kanton Solothurn realistisch ist.  

Felix Lang (Grüne). Um effizient zu sein, möchten wir von der Grünen Fraktion nur auf die Antworten 
des Regierungsrats auf die Fragen 3 und 4 eingehen. Der Regierungsrat bestätigt klar, dass eine Kanto-
nalisierung des Zivilschutzes nur Vorteile und keine Nachteile hat und das bei einem finanziellen Spar-
potential von rund 20%. Wir alle hier im Saal wissen somit klipp und klar, dass unser Kanton inkl. Ge-
meinden für den Zivilschutz jährlich rund 1,4 Millionen Franken zu viel ausgibt. Im Zusammenhang mit 
der aktuellen Finanzpolitik in unserem Kanton befremdet das sehr. Deshalb fragen wir, wieso diese 
Einsparmöglichkeit nicht ins Massnahmenpaket aufgenommen wurde. Mit dem Gelöbnis vor Augen, das 
wir alle abgegeben haben, stellen wir Grünen die entscheidende Frage an den Regierungsrat und an das 
Departement: Werden Sie selber aktiv, um die Kantonalisierung sofort in die Wege zu leiten oder 
braucht es dazu einen Auftrag des Kantonsrats? Vorsorglich werden wir heute einen solchen Auftrag 
einreichen. 
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Johanna Bartholdi (FDP). Die FDP.Die Liberalen-Fraktion entnimmt den Antworten des Regierungsrats, 
dass die Umsetzung und die Bildung von Bevölkerungsschutzkreisen von mindestens 20'000 Einwohnern 
per 1.1.2017 entweder bereits vollzogen oder auf gutem Weg sind. Im Wasseramt besteht wegen des 
Scheiterns der geplanten Fusion Top 5 ein gewisser zeitlicher Rückstand. Nur den Schwarzbuben eilt es 
anscheinend nicht sonderlich. Der Regierungsrat hat aber die Möglichkeit, die Grösse und die Zusam-
mensetzung der regionalen Zivilschutzbataillons und Kompanien selber zu bestimmen, wenn sich die 
Regionen nicht einig werden können. Die Bildung von Bevölkerungsschutzkreisen mit mindestens 
20'000 Einwohnern oder mehr macht aber nicht nur ökonomisch Sinn, sondern ist mit Blick auf die 
kommenden geburtenschwachen Jahrgänge, die zivilschutzpflichtig werden, absolut zwingend, damit 
genügend Dienstleistende und Kader rekrutiert werden können und somit die Sicherheit der Bevölke-
rung gewährleistet ist. Je grösser der Kreis, desto grösser sind die Synergien. Wie viele Einwohner der 
optimale Bevölkerungsschutzkreis jedoch umfassen soll, muss sich noch erweisen. Ganz klar ist, dass es 
meist auch teurer wird, je höher der Professionalisierungsgrad ist. Deshalb macht ein langsames Antas-
ten an die optimale Grösse Sinn. Wenn dabei klar wird, dass es von heute zwölf Kreisen nur sechs, drei 
oder sogar nur einen Kantonskreis braucht, würden wir uns dem nicht verschliessen. 

Fabian Müller (SP). Die Antwort des Regierungsrats zur Frage 1 betreffend Stand der Fusionsverhand-
lungen in den Regionen hat uns erstaunt. Obwohl schon bald die Deadline vom 1.1.2017 erreicht ist, 
ging in Sachen Fusionen vor allem im Grossraum Wasseramt und Schwarzbubenland noch nicht viel. Wir 
erwarten, dass die Fusionen möglichst zeitgerecht umgesetzt oder jetzt zumindest zügig in Angriff ge-
nommen werden. Es ist uns aber auch bewusst, dass die Diskussionen in den Regionen ihre Zeit brau-
chen. Wir sehen das beispielsweise in der Region Thal-Gäu, wo die Verhandlungen seit längerem in 
Gang sind, aber noch nicht zum Endresultat geführt haben. Aus diesem Grund unterstützen wir die 
Antwort des Regierungsrats zur Frage 2, dass wir mit der Zeit einen höheren Druck auf die entsprechen-
den Regionen ausüben, aber mit Augenmass, denn dort wo man dran ist, ist auch ein Zusammenschluss 
auf den 1.1.2018 nicht gravierend. Betreffend Kantonalisierung des Zivilschutzes wehren wir uns nicht 
gegen detaillierte Abklärungen zu den finanziellen und personellen Konsequenzen sowie mögliche 
Effizienzsteigerungen. Es ist richtig, die eigene Strategie immer wieder zu überprüfen und allenfalls 
neuen Begebenheiten anzupassen. Wir bezweifeln aber, dass jetzt der richtige Zeitpunkt für eine solche 
Diskussion ist. Die SP-Fraktion ist der Meinung, dass nun zuerst Erfahrungen mit der beschlossenen Teil-
revision, mit den Fusionen, gesammelt werden sollen und die entsprechende Entwicklung in den Regio-
nen beobachtet werden soll. Nach einer bestimmten Zeit soll man die Kostensituation und die Effizienz 
der regionalen Zivilschutzorganisationen im Vergleich mit anderen Kantonen und Regionen nochmals 
überprüfen und aufgrund dieser Analyse das weitere Vorgehen betreffend einer Kantonalisierung des 
Zivilschutzes festlegen. 

Martin Flury (BDP). Wir haben vor zwei Jahren hier im Rat die Bevölkerungsschutzkreise von 6'000 auf 
20'000 Einwohner erhöht. Wir haben verschiedene Varianten geprüft, auch die Variante der Kantonali-
sierung. Wir haben uns für die Variante der 20'000 Einwohner entschieden, so wie es auch der Regie-
rungsrat vorgeschlagen hatte. Eine Kantonalisierung wurde für unseren geografisch verzettelten Kan-
ton als nicht optimale Lösung betrachtet. Bei der Frage 4, bei welcher es um Kosteneinsparungen geht, 
wurde der Kanton Aargau erwähnt. Hier ist anzumerken, dass sich der Kanton Aargau auch nicht für 
eine kantonale Variante entschieden hatte, sondern dass er heute mit elf Kreisen operiert. Wir sind 
erstaunt über die Antwort des Regierungsrats, da er sich klar für eine Kantonalisierung ausspricht, ob-
wohl er vor zwei Jahren noch ganz anderes gesprochen hat. Ebenfalls überrascht sind wir vom Zeitpunkt 
der Interpellation, da auch alle der FDP.Die Liberalen-Fraktion vor zwei Jahren in diesem Saal waren und 
sich für die jetzige Variante ausgesprochen haben. 

Manfred Küng (SVP). Unsere Fraktion kann sich im Wesentlichen den Ausführungen von Johanna 
Bartholdi anschliessen. Wir möchten aber deponieren, dass bei der Vergrösserung der Kreise bis hin zu 
der Grösse des Einheitskreises im Kanton vor allem im Auge behalten wird, dass die Gemeinden den 
Zivilschutz rasch und unkompliziert in Anspruch nehmen können, wenn sie ihn brauchen. Man muss also 
nicht für alles und jedes ein neues Formular kreieren. Das wäre unser Anliegen. 

Esther Gassler (Vorsteherin des Volkswirtschaftsdepartements). Zu sagen, dass wir grundsätzlich für die 
Kantonalisierung seien, ist nicht die Idee. Wir zeigen lediglich auf, welche Vorteile sie haben würde. Wir 
sind aber auch Realisten und wir wissen, dass im Kanton Solothurn eine Kantonalisierung von den Ge-
meinden nicht gut aufgenommen würde, weil, wie in Frage 2 beantwortet, die Gemeinden die Zusam-
menarbeit regeln. Es müsste also auf Wunsch der Gemeinden geschehen und nicht auf unseren Befehl, 
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es sei denn, es würde nicht funktionieren. Wir sind aber guten Mutes, dass es in allen Regionen funktio-
nieren wird. Ich habe gestern meinen letzten Besuch im Schwarzbubenland gemacht. Es braucht noch 
einen kleinen Anstoss, damit es dort ebenfalls klappt. Ich bin der Meinung, so wie das auch Fabian Mül-
ler gesagt hat, dass man es nun so entwickeln muss. Ich bin auch überzeugt, dass von unserer Geografie 
her eine Einheitsregion keinen Sinn macht. Ich denke, dass wir das Schwarzbubenland davon überzeu-
gen konnten, dass es nicht in erster Linie mit dem Kanton Baselland die Zusammenarbeit suchen muss, 
sondern innerhalb des Kantons. Die regionalen Führungsstäbe haben auf den Zivilschutz Zugriff. Sind 
bei einem Vorfall beide Kantone betroffen, hat eine Gemeinde, die mit einer ausserkantonalen Zivil-
schutzorganisation zusammenarbeitet, zwei Herren, denen sie dienen sollte. Sie muss im eigenen Kan-
ton schauen, ist aber einem ausserkantonalen Zivilschutz angehängt. Deshalb ist es wichtig, dass wir uns 
in erster Linie im Kanton organisieren und danach in einem vernünftigen Mass auch über die Grenzen 
hinaus zusammenarbeiten. Die Region Thal-Gäu steht kurz davor und die beiden Regionen Wasseramt 
und Schwarzbubenland werden es auf den 1.1.2017 wahrscheinlich nicht schaffen. Diese werden wir 
nun eng begleiten, damit der Zusammenschluss schnell zustande kommt, weil es auch um viel Verant-
wortung geht. Sollte etwas geschehen, wenn die Regionen nicht aufgestellt sind, wäre es schwierig, der 
Bevölkerung zu erklären, dass man noch immer nicht weiss, wie das vor zwei Jahren verabschiedete 
Gesetz umgesetzt werden soll. 

Albert Studer (SVP), Präsident. Ich bitte den Interpellanten um seine Schlusserklärung. 

Hubert Bläsi (FDP). Als Mitglied einer regionalen Bevölkerungs- und Zivilschutzkommission war es mir 
wichtig, die Fragen zu stellen. Ich ging davon aus, dass sie von allgemeinem Interesse sind. Ich bin von 
der Beantwortung der Fragen befriedigt und danke allen Beteiligten. 

WG 0120/2016 

Wahl eines Ratssekretärs oder einer Ratssekretärin für die Amtsperiode 2017-2021 

Albert Studer (SVP), Präsident. Ich gebe nun das Resultat der Wahl eines Ratssekretärs bekannt. Ich 
möchte das gerne im Ring machen und bitte den 1. Vizepräsidenten Urs Huber, den 2. Vizepräsidenten 
Urs Ackermann, Fritz Brechbühl und den Kandidaten Michael Strebel, in die Mitte zu kommen. 

Ergebnis der Wahl 

Ausgeteilte Stimmzettel: 95 
Eingegangene Stimmzettel: 95 
Leer: 0 
Absolutes Mehr: 48 
 
Gewählt wird mit 95 Stimmen: Michael Strebel 

Albert Studer (SVP), Präsident. Ich gratuliere Michael Strebel zu seiner Wahl mit dem höchstmöglichen 
Resultat. Wir machen nun bis 10.30 Uhr Pause. 
 
 
Die Verhandlungen werden von 10.00 bis 10.30 Uhr unterbrochen. 

I 0086/2016 

Interpellation Felix Wettstein (Grüne, Olten): Beteiligungen des Kantons oder der PKSO an 

fossilen Energieträgern 

Es liegt vor: 

Wortlaut der Interpellation vom 18. Mai 2016 und schriftliche Stellungnahme des Regierungsrats vom 
16. August 2016: 
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1. Interpellationstext. Die Weltklimakonferenz vom Dezember 2015 in Paris hat ehrgeizige Ziele für den 
Schutz des Klimas formuliert, die ein entschlossenes Handeln erfordern. Entscheidend ist die Reduktion 
des CO2-Ausstosses als Folge der Verbrennung von fossilen Energieträgern. Wenn das Ziel von maximal 
1,5 Grad Erderwärmung gegenüber der vorindustriellen Zeit erreicht werden soll, müssen Öl-, Gas- und 
Kohlevorkommen, die bisher nicht verbrannt wurden, weitgehend im Boden bleiben.  
Eine absehbare Folge ist die Entwertung von Aktien/Beteiligungen jener Energiekonzerne, die Öl, Gas 
oder Kohle fördern und mit ihnen bzw. ihren Folgeprodukten handeln. Der Börsenwert dieser Konzerne 
basiert auf der Menge ihrer bekannten und vermuteten Reserven sowie den Annahmen, zu welchen 
Preisen diese Reserven in Zukunft verkauft werden können. Grosse Banken – etwa die HSBC, Grossbri-
tanniens grösste Bank – haben errechnet, dass Energiekonzerne 40 bis 60 Prozent ihres Börsenwertes 
verlieren werden. Die Berechnungen fussten auf der Vorgabe des 2-Grad-Ziels der Erderwärmung, das 
weniger ehrgeizig ist, als das in der Zwischenzeit beschlossene. Der frühere US-Vizepräsident und Frie-
densnobelpreisträger Al Gore drückte es so aus: «Wir haben eine Kohlenstoffblase. Und sie wird plat-
zen.» 
Angesichts dieser Ausgangslage bitte ich den Regierungsrat um die Beantwortung folgender Fragen: 
1. Teilt der Regierungsrat die am Klimagipfel in Paris beschlossenen Ziele? 
2. Welche Möglichkeiten sieht der Regierungsrat, mit einem bewussten Einsatz des Finanzvermögens 

und der Pensionskassengelder zum Erreichen der Klimaziele beizutragen oder diese zumindest nicht 
zu torpedieren? 

3. An welchen Unternehmen, die Öl, Gas oder Kohle fördern bzw. mit diesen Energiequellen und ihren 
Sekundärprodukten (Benzin, Diesel, Kerosin) handeln, ist der Kanton Solothurn mit Wertpapieren 
beteiligt? Wie hoch ist der aktuelle Wert dieser Beteiligungen? 

4. Hat die Pensionskasse des Kantons Solothurn Beteiligungen analog Frage 3? Besitzt sie darüber hin-
aus Wertpapiere von «Paketlösungen» (Aktienpakete, Fonds, strukturierte Produkte), in welchen Be-
teiligungen an Unternehmen der erwähnten Branchen enthalten sind? Welche? 

5. Wie bewertet der Regierungsrat die Prognose, wonach Energiekonzerne, die ganz oder zu bedeu-
tenden Teilen auf fossile Energien setzen, mittelfristig stark an Wert verlieren dürften? 

6. Hat der Regierungsrat eine Strategie zum Ausstieg aus diesen Beteiligungen, zum sogenannten «Di-
vestment»? Wenn ja, was sind die wichtigsten Parameter (zeitliche Perspektiven, favorisierte Alterna-
tiven)? 

2. Begründung. Im Vorstosstext enthalten 
3. Stellungnahme des Regierungsrates 
3.1 Zu den Fragen 
3.1.1 Zu Frage 1: Teilt der Regierungsrat die am Klimagipfel in Paris beschlossenen Ziele? An der Klima-
konferenz von Paris wurde Ende 2015 ein neues Klimaabkommen für die Zeit nach 2020 verabschiedet. 
Es verpflichtet die Staaten zur Reduktion der Treibhausgasemissionen. Konkret soll die durchschnittliche 
globale Erwärmung im Vergleich zur vorindustriellen Zeit auf deutlich unter 2 Grad Celsius begrenzt 
werden. Der Bundesrat hat diesem Abkommen am 23. März 2016 zugestimmt. Bundesrätin Doris 
Leuthard hat das Pariser Klimaschutz-Abkommen am 22. April 2016 unterzeichnet. Für das Inkrafttreten 
des Abkommens ist die Ratifikation durch 55 Staaten, welche 55 Prozent der globalen Emissionen verur-
sachen, notwendig. Es ist davon auszugehen, dass das Abkommen 2018 in Kraft tritt. Die Ratifikation 
durch die Schweiz bedingt die Zustimmung der eidgenössischen Räte. Es versteht sich von selbst, dass 
wir als Kantonsregierung die völkerrechtlich eingegangenen Verpflichtungen der Schweiz anerkennen 
und einhalten. Wir weisen auch darauf hin, dass sich der Kanton nicht erst seit dem Klimagipfel von 
Paris aktiv mit Massnahmen im Zusammenhang mit dem Klimawandel auseinandersetzt. So wird die 
Umsetzung des Energiekonzeptes zu einer Reduktion von knapp 100'000 t CO2 pro Jahr beitragen. Zu-
dem haben wir mit Beschluss Nr. 2015/1092 einer Arbeitsgruppe den Auftrag erteilt, Massnahmen zur 
Anpassung an den Klimawandel auszuarbeiten. Die Resultate dieser Arbeiten erwarten wir in der zwei-
ten Jahreshälfte 2016. 
3.1.2 Zu Frage 2: Welche Möglichkeiten sieht der Regierungsrat, mit einem bewussten Einsatz des Fi-
nanzvermögens und der Pensionskassengelder zum Erreichen der Klimaziele beizutragen oder diese 
zumindest nicht zu torpedieren? Der Kanton hält im Finanz- wie auch im Verwaltungsvermögen mit 
Ausnahme der Beteiligung an der Alpiq Holding AG, welche thermische Kraftwerke besitzt, keine Betei-
ligungen an Konzernen, die Öl, Gas oder Kohle fördern und/oder mit diesen bzw. ihren Folgeprodukten 
handeln. Insofern ergibt sich gar kein Handlungsbedarf. In die Anlagetätigkeit der Pensionskasse haben 
wir keine Einsicht und es ist uns auch verwehrt, auf die Anlagestrategie Einfluss zu nehmen. Diese wird 
allein durch das oberste Organ der Pensionskasse – der Verwaltungskommission – verantwortet. 
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3.1.3 Zu Frage 3: An welchen Unternehmen, die Öl, Gas oder Kohle fördern bzw. mit diesen Energie-
quellen und ihren Sekundärprodukten (Benzin, Diesel, Kerosin) handeln, ist der Kanton Solothurn mit 
Wertpapieren beteiligt? Wie hoch ist der aktuelle Wert dieser Beteiligungen? Der Kanton besitzt 
1’563'520 Aktien (Anteil von 5,6%) der Alpiq Holding AG, welche unter anderem auch Gas- oder Kohle-
kraftwerke vorwiegend im Ausland betreibt. Der Wert dieser Beteiligung beträgt bei einem Aktienwert 
von derzeit 78.10 Franken (Schlusskurs am 15. August 2016) rund 122 Mio. Franken. 
3.1.4 Zu Frage 4: Hat die Pensionskasse des Kantons Solothurn Beteiligungen analog Frage 3? Besitzt sie 
darüber hinaus Wertpapiere von «Paketlösungen» (Aktienpakete, Fonds, strukturierte Produkte), in 
welchen Beteiligungen an Unternehmen der erwähnten Branchen enthalten sind? Welche? Wie bereits 
bei der Beantwortung der Frage 2 erwähnt, sind uns die Anlagen der Pensionskasse des Kantons Solo-
thurn (PKSO) nicht bekannt. Die Verwaltungskommission trägt die Verantwortung für die Vermögens-
verwaltung und genehmigt die langfristige Anlagestrategie. Der Anlageausschuss sorgt im Rahmen der 
gesetzlichen Vorgaben (BVG, der BVV2, Weisungen und Empfehlungen des BSV und der kantonalen 
Aufsichtsbehörde) sowie der Weisungen der Verwaltungskommission für die Vermögensverwaltung. Die 
Organe der PKSO haben somit die ausschliessliche Kompetenz für die Anlagetätigkeit. 
3.1.5 Zu Frage 5: Wie bewertet der Regierungsrat die Prognose, wonach Energiekonzerne, die ganz oder 
zu bedeutenden Teilen auf fossile Energien setzen, mittelfristig stark an Wert verlieren dürften? Es be-
steht eine allgemeine internationale Grundhaltung dazu, dass der Klimaerwärmung Einhalt zu gebieten 
ist und eine Reduktion auf weniger als 2 Grad Celsius im Vergleich zur vorindustriellen Zeit anzustreben 
ist. Um dieses Ziel zu erreichen bedarf es einer Reduktion des Einsatzes von fossilen Energieträgern. Im 
Bereich der umweltfreundlichen Technologien sind zudem rapide Fortschritte zu erwarten. Im Weiteren 
ist es eine Tatsache, dass die Reserven an fossilen Energieträgern nicht unbeschränkt sind. Aufgrund 
dieser Faktoren dürfte es zu einer sinkenden Nachfrage nach fossilen Energien kommen. Es kann ange-
nommen werden, dass sich dadurch die Ertragsaussichten der involvierten Konzerne verschlechtern 
dürften. Ob es allerdings dazu kommt und wie stark die Auswirkungen auf den Wert dieser Konzerne 
sein wird, kann heute kaum mit präziser Sicherheit abgeschätzt werden. Dazu ist eine Reihe weiterer 
Faktoren, wie etwa die Anpassungsfähigkeit der betroffenen Unternehmen, aber auch die Erwartungen 
und Anlagestrategien der potenziellen Investoren massgebend. Wir verzichten deshalb auf eine Kom-
mentierung zu einer Prognose. 
3.1.6 Zu Frage 6: Hat der Regierungsrat eine Strategie zum Ausstieg aus diesen Beteiligungen, zum so-
genannten «Divestment»? Wenn ja, was sind die wichtigsten Parameter (zeitliche Perspektiven, favori-
sierte Alternativen)? Da der Kanton mit Ausnahme der Alpiq-Aktien keine Beteiligungen an Unterneh-
men, die Öl, Gas oder Kohle fördern oder mit diesen bzw. ihren Folgeprodukten handeln, ist keine 
Strategie zum Ausstieg aus solchen Beteiligungen erforderlich.  

Brigit Wyss (Grüne). Die Grüne Fraktion ist von der Antwort des Regierungsrats erwartungsgemäss ent-
täuscht. Bereits bei der Beantwortung der ersten Frage relativiert der Regierungsrat die Herausforde-
rungen im Zusammenhang mit dem Klimawandel. Er scheint nicht mehr daran zu glauben, dass das Ziel 
der Klimakonferenz in Paris, nämlich die globale Erwärmung im Vergleich zur vorindustriellen Zeit um 
deutlich mehr als 2 Grad Celsius zu reduzieren, noch erreicht werden kann. Der Regierungsrat setzt 
offensichtlich mehr auf Massnahmen zur Anpassung an den Klimawandel, statt sich mit voller Kraft für 
die Reduktionsziele einzusetzen. Damit verbindet er sich aus Sicht der Grüne Fraktion den falschen Fin-
ger. Wir müssten zumindest zweigleisig fahren. Die Schweiz wird vom Klimawandel voraussichtlich 
überdurchschnittlich stark betroffen sein, mit langfristig negativen Folgen für Umwelt, Wirtschaft und 
Gesellschaft. Betroffen sind vor allem die Wasser- und Stoffkreisläufe, die Luftqualität und die Tier- und 
Pflanzenwelt. Den Fokus bereits jetzt primär auf die Anpassung an den Klimawandel zu richten, ist aus 
unserer Sicht kurzsichtig und wird uns mittel- bis langfristig grosse Probleme bereiten. Wenn wir jetzt 
nicht alles daran setzen, die Klimaziele zu erreichen, werden die Folgen des Klimawandels weit drasti-
scher ausfallen. Dann nützen auch die Massnahmen, die wir jetzt zur Anpassung an den Klimawandel 
treffen, nicht mehr viel, auch wenn wir noch so viel Geld dafür aufwenden. 
Trotzdem eilt es dem Regierungsrat nicht. Er will warten, bis das Abkommen von Paris ratifiziert ist. 
Dann werde man sich an die eingegangenen, völkerrechtlichen Verpflichtungen halten. Immerhin weist 
der Regierungsrat auch noch auf unser Energiekonzept und auf die Reduktionsziele hin. Was aber nützt 
das beste Konzept, wenn wir nicht jede Gelegenheit wahrnehmen, auch den CO2-Ausstoss zu reduzie-
ren? Bei der Antwort auf die Frage 2 schreibt der Regierungsrat, dass es im Bereich Finanzvermögen 
keinen Handlungsbedarf gäbe. Das können wir so nicht stehen lassen. Die meisten von uns erinnern sich 
bestimmt noch an die Diskussion im Zusammenhang mit der Alpiq und der Beteiligung des Kantons an 
einem Darlehen. Genau hier erwarten wir vom Regierungsrat eine klare Haltung im Sinne eines Ja, aber 
nur, wenn dem Klimaschutz entsprechend Rechnung getragen wird. Wir müssen offen lassen, wie und 
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was genau. Das liegt in der Kompetenz des Regierungsrats. Wir erwarten aber, dass sich der Regierungs-
rat im Rahmen seiner Möglichkeiten nach innen und nach aussen für den Klimaschutz einsetzt und das 
auch zum Ausdruck bringt. Das Gleiche gilt für die PKSO. Darüber haben wir heute Morgen bereits lan-
ge gesprochen. Der Regierungsrat wählt die Vertreter und Vertreterinnen der Arbeitgeber. Er ist im 
obersten Organ, also in der Verwaltungskommission, selber vertreten. Wenn er sich also für einen griffi-
gen Klimaschutz einsetzt und dort, wo es ihm möglich ist, mit gutem Beispiel vorangeht, wird es be-
stimmt auf die Vermögensverwaltung der PKSO einen Einfluss haben. 
Die Frage 5 ist möglicherweise ein wenig tendenziös ausgefallen. Aber entgegen dem, was der Regie-
rungsrat schreibt, besteht international nicht eine Grundhaltung, der Klimaerwärmung Einhalt zu ge-
bieten, sondern es ist ein erklärtes Ziel der Weltgemeinschaft. Wir haben nicht erwartet, dass der Regie-
rungsrat abschliessend und gestützt auf harte Fakten über die Zukunft der fossilen Energien Auskunft 
gibt. Wir haben aber erwartet, dass der Regierungsrat ausdrücklich zu seinen energiepolitischen Zielen 
steht und das auch sagt. So würde sehr schnell klar, dass es für fossile Energien und für Energiekonzer-
ne, die ausschliesslich auf das ausgerichtet sind, eng wird. Die Grüne Fraktion ist, wie gesagt, von der 
Antwort des Regierungsrats enttäuscht. Die Schlusserklärung wird Felix Wettstein abgeben. 

Ernst Zingg (FDP). Die Interpellation Wettstein bricht einen Entschluss, der mit Hängen und Würgen von 
der Weltklimakonferenz zustande gekommen ist, auf - und das möchte ich nicht falsch verstanden ha-
ben - die Niederungen des Kantons Solothurner hinunter. Dieser Entschluss wurde vor etwa einem Drei-
vierteljahr gefasst. Der Bundesrat hat diesem zugestimmt und ihn vor vier Monaten unterzeichnet. Die 
eidgenössischen Räte und einige andere Staaten müssen der Ratifizierung noch zustimmen. Der Inter-
pellant stellt Fragen, die man stellen darf. Im Gegensatz zu meiner Vorrednerin finden wir die Antwor-
ten gut und korrekt. Wir wollen heute keine Energiedebatte führen. Diese Zeit kommt bestimmt noch. 
Ich muss aber etwas loswerden, was versteckt immer wieder zum Vorschein kommt, auch in der Interpel-
lation. Hier bin ich ein Insider, ein sogenannter Gas-Insider. Das Hochbauamt des Kantons Solothurn 
verfolgt in der Gebäudestrategie den Ausstieg aus der fossilen Energie. So wird zum Beispiel ein Satz 
Ölheizungen durch Erdsonden-Wärmepumpen ersetzt. In vielen Fällen kann es aber aus energetischen 
und wirtschaftlichen Überlegungen trotzdem Sinn machen, Gas als Zweitenergie zu nutzen, beispiels-
weise für die Übergangszeit oder für Spitzenabdeckungen. Unter dem Begriff Gas versteht man primär 
Erdgas. Zunehmend wird aber über die gleiche Infrastruktur an die selben Heizgeräte Biogas geliefert. 
Noch weiter gedacht, wird in Zukunft möglicherweise synthetisch hergestelltes Gas aus erneuerbarer 
Energie eine bedeutende Rolle übernehmen können, Stichwort Power to Gas und das nicht als Energie-
träger, sondern vor allem als Energiespeicher des elektrischen Stroms. Um die Ziele der CO2-Reduktion 
erreichen zu können, ist es manchmal nicht ganz verständlich, dass die tiefer hängenden Kirschen, bei-
spielsweise der Ersatz von Öl durch Gas, in absehbarer Zeit nicht mehr erlaubt sein sollen, weil man nur 
noch auf die weiter oben hängenden Kirschen zielen will. In dieser Beziehung sind die nicht ganz unum-
strittenen Mustervorschriften der Kantone im Energiebereich (MuKEn) zu nennen. Ich habe mir erlaubt, 
diese Gedanken noch anzubringen. Die FDP.Die Liberalen-Fraktion ist mit den Antworten zufrieden. 

Urs Huber (SP), I. Vizepräsident. Der Vorstoss von Felix Wettstein hat eine Verknüpfung von Klimathe-
men und Investitionen des Kantons oder der Pensionskasse gemacht. Ich gehe davon aus, dass sich viele 
gefragt haben, was die Pensionskasse hier zu suchen hat. Wenn man sich umschaut, sieht man, dass 
beispielsweise in den USA Pensionskassen, die viel bewusster geführt werden, sogar Treiber von Ent-
wicklungen sind. Mit ihrer Kapitalkraft haben sie sehr viel erreicht und auch gedroht, wie das in den 
USA so üblich ist. Sie haben für Umweltanliegen, für Sozialstandards und für Diskriminierungsangele-
genheiten viel erreicht. Vor diesem Hintergrund ist die Fragestellung von Felix Wettstein nichts Neues 
und auch nichts Wahnsinniges. Natürlich müssen die Pensionskassen in erster Linie für die Sicherheit und 
für gute Renditen besorgt sein. Das Ethische, welches nirgends festgeschrieben ist, ist zweitrangig. Das 
darf so nicht sein. Nebst der Sicherheit und der Rendite muss aber gleichwohl darauf geachtet werden, 
was in Bezug auf die Ethik gemacht wird, nicht proaktiv, denn das würde den anderen beiden Bereichen 
in die Quere kommen, aber zumindest mit einer bewussten, negativen Auswahl. Das heisst, dass man 
definiert, was man nicht will. Ich denke, dass das möglich sein sollte. Schaut man auf unseren Kanton 
resp. die vorhandenen Beteiligungen, muss man sagen, dass sich Sicherheit, Rendite und Klima nicht 
zwingend in die Quere kommen müssen. Ein Teil des Desasters der Alpiq entstand durch das Zusam-
menkaufen von allem Möglichen in ganz Europa. Dabei waren auch einige Dinge, die man darunter 
subsumieren kann - so wie es Felix Wettstein gesagt hat - die man nicht hätte kaufen sollen. Die Folge 
davon war, dass Dinge, die relativ teuer gekauft wurden, wieder billig verkauft werden mussten. Hätte 
die Alpiq den Fokus auf die Dinge gelegt, die man besser nicht anfasst, wäre es sie günstiger zu stehen 



714 V. Session – 12. Sitzung - 31. August 2016 

gekommen. Abschliessend kann man sagen, dass es trotz meiner Voten so ist, dass die Möglichkeiten für 
den Kanton klein sind, vor allem auch, weil man in der Zwischenzeit viele Dinge nicht mehr hat.  

Hugo Schumacher (SVP). Es ist immer wieder interessant zu sehen, welche Eigenschaften und Vorlieben 
Kantonsratsmitglieder mit sich bringen. Die SVP-Fraktion ist einigermassen überrascht, dass sich Felix 
Wettstein als «Börseler» outet. Er platziert seine Verkaufsempfehlung im Sinne der Allgemeinheit im-
merhin in einer Interpellation. Er könnte mit seiner Fähigkeit, zu wissen wie sich die Börse entwickelt, 
im stillen Kämmerlein viel Geld verdienen oder er könnte einen Börsenbrief herausgeben. Das macht er 
aber nicht, sondern er tut es uns so kund. Brigit Wyss drehte die Interpellation stark ins Ökologische. Bei 
vier von sechs Fragen geht es nur um Geld und nicht um die Umwelt. Wir haben es so verstanden, dass 
man Angst hat, Geld zu verlieren. Es wäre interessant zu wissen, welche Kaufempfehlung hier beinhal-
tet ist. Ich nehme an, dass es sich nicht um Atomenergie handelt und auch nicht um Gas und Fossiles. Ein 
Bekannter von mir kaufte einst Baumplantagen und war nicht glücklich damit. Ich lasse mich aber über-
raschen. Vielleicht gibt es hier ja eine und dann können wir alle davon profitieren. Wie für alles gilt 
auch für die Ökologie, dass allzu viel ungesund ist. Dies gilt ebenso für die Börse. Es besteht die Gefahr, 
dass man ausgrenzt, ungleich behandelt, herabsetzt oder dass es gar Richtung Nötigung geht, so wie es 
Urs Huber erwähnt hat, wenn man allzu sehr darauf herumreitet. Wir haben bereits gehört, dass eine 
Pensionskasse beeinflusst werden kann. Das ist aber nicht möglich, sie ist unbeeinflussbar. Es besteht die 
Gefahr, dass man beim Anlegen bei zu viel Ökologie emotional wird. Geldanlagen sollten aber nüchtern 
betrachtet werden. Der Regierungsrat hat in diesem Sinne geantwortet und die SVP-Fraktion ist damit 
zufrieden. 

Rudolf Hafner (glp). Unsere Fraktion ist mit der Beantwortung der Fragen durch den Regierungsrat 
zufrieden, obwohl die Fragen teilweise sehr kurz beantwortet wurden. Das kann aber auch damit zu 
tun haben, dass die Fragen des Interpellanten teilweise schematisch sind. So heisst es bei Frage 1: «Hält 
der Regierungsrat die am Klimagipfel in Paris beschlossenen Ziele... ». Hier hätte man sich mit ein wenig 
Phantasie vorstellen können, in welche Richtung die Antwort des Regierungsrats geht. Der grössere Teil 
der Fragen handelt von den Beteiligungen. Der Interpellant ist Mitglied der Finanzkommission, so dass 
bei uns der Eindruck entstand, dass es andere Möglichkeiten gegeben hätte, um diese Fragen zu stellen. 
Wir erachten es als durchaus berechtigt, dass das Thema Klima gründlich und ausführlich diskutiert wird. 
Aber die Fragestellungen sind keine Grundlage für eine Diskussion in diese Richtung, sondern es geht 
hier um die Beteiligungen. Die gestellten Fragen sind beantwortet. Es hätte aber spezifischer angegan-
gen werden können und wir finden es schade, dass die Gelegenheit mit diesen Fragen nicht geschaffen 
wurde. 

Albert Studer (SVP), Präsident. Der Regierungsrat wünscht das Wort nicht und so kommen wir zur 
Schlusserklärung des Interpellanten. 

Felix Wettstein (Grüne). Es ist weltweit ein öffentliches Thema in den Gemeinwesen und auch in den 
Pensionskassen oder in den vergleichbaren Versicherungswerken, was in Sachen Anlagestrategie nötig 
ist. Das Stichwort dazu lautet «Divestment». Das musste ich auch lernen. Was aber dahinter steckt, ist 
tatsächlich die Kombination der ökologischen und finanziellen Überlegungen. Urs Huber hat zu Recht 
gesagt, dass das nicht im Widerspruch zueinander steht. Im Gegenteil, wir sagen von der ökologischen 
Begründung her, dass der Ausstieg aus Beteiligungen mit fossilen Energieträgern aus finanziellen Grün-
den mittelfristig ein Gebot der Stunde ist. Sind wir zu spät dran, gibt es nichts mehr dafür - im Gegen-
teil. Das ist das Entscheidende. Geld anlegen ist übrigens immer von Emotionen gelenkt. Was hätte ich 
erwartet? Der Kanton könnte sich, wenn es um die Alpiq geht, mit den anderen Kantonen, die auch 
Beteiligungen und in der Summe einen sehr grossen Anteil an der Alpiq haben, zusammenschliessen. 
Denn das Interesse der anderen Kantone ist das gleiche. Auch sie wollen nicht, dass die Beteiligungen 
immer schlechter werden, weil man auf das falsche Pferd setzt. Der Weg heisst: sobald als möglich aus-
steigen aus Kohle und Erdgas, auch aus finanziellen Gründen. Ich bin nicht befriedigt von den Antwor-
ten, auch wegen der Haltung. Wie Brigit Wyss bereits gesagt hat, kommt die Formulierung «Anpassung 
an den Klimawandel» einer Kapitulation gleich. Eine Verhinderung des schnelleren Temperaturanstiegs, 
alles dazu beitragen, dass der Temperaturanstieg nicht mehr weiter geht - das ist, wozu auf allen 
Staatsebenen beigetragen werden muss. Ein kleiner Hoffnungsschimmer am Schluss der Antwort auf 
Frage 1 besteht. Offenbar gibt es eine Arbeitsgruppe, die in der zweiten Jahreshälfte 2016 Resultate 
liefern soll. Wir sind gespannt, was uns hier erwartet. 
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I 0088/2016 

Interpellation Peter Brotschi (CVP, Grenchen): Geheimkabinett EDK 

Es liegt vor: 

Wortlaut der Interpellation vom 18. Mai 2016 und schriftliche Stellungnahme des Regierungsrats vom 
16. August 2016: 
 
1. Interpellationstext. In der politischen Landschaft der Schweiz haben sich seit vielen Jahrzehnten die 
sogenannten Direktoren-Konferenzen etabliert. Innerhalb dieser Konferenzen nahm die Schweizerische 
Konferenz der kantonalen Erziehungsdirektoren (EDK) in den letzten Jahren zunehmend eine herausra-
gende Rolle ein. Basierend auf dem Schulkonkordat von 1970, welches die rechtliche Grundlage für die 
EDK bildet, bemühen sich die für Bildung, Kultur und Sport verantwortlichen Regierungsrätinnen und -
räte um die Harmonisierung im nationalen Bildungswesen. Seit der Abstimmung vom 21. Mai 2006 zum 
Bundesbeschluss über die Neuordnung der Verfassungsbestimmungen zur Bildung sieht sich die EDK in 
ihrer Rolle bestärkt, einen zentralen Einfluss zu nehmen auf das schweizerische Bildungswesen. 
Grundsätzlich ist dem nichts entgegenzuhalten. Es muss allerdings klar festgehalten werden, dass die 
EDK in keiner Verfassung verankert ist. Ihre Mitglieder sind zwar vom jeweiligen Souverän gewählt und 
in den einzelnen Kantonen ihrem Parlament Rechenschaft schuldig. Aber in ihrer Gesamtheit, als «Gre-
mium EDK», sind die Bildungsdirektorinnen und -direktoren keiner demokratischen Kontrolle unterzo-
gen. Die Konferenz ist weder gegen «oben» (Eidg. Parlament) noch gegen «unten» (kantonale Parla-
mente) zu irgendwelcher Rechenschaft verpflichtet. Die kantonalen Parlamente sind einzig für die 
Gutheissung der Finanzen zuständig, welche der EDK überhaupt die Arbeit ermöglichen. Auf der Ge-
genseite sind aber die Protokolle von niemandem einsehbar, obwohl die Konferenz in den Bildungsfra-
gen sehr mächtig geworden ist. Nicht selten hört man ja in den kantonalen Parlamenten das Argument, 
dass man in den Kantonen keine grosse Wahl mehr habe zu einer Vorlage, da sie im Grundsatz von der 
EDK gutgeheissen worden war. Diesbezüglich prominentes Beispiel ist der Beschluss der EDK zu den 
Frühfremdsprachen aus dem Jahr 2004. 
Der Erstunterzeichner dieser Interpellation gelangte per Mail an das Generalsekretariat der EDK mit der 
Bitte, ihm den Protokollauszug jener Sitzung der D-EDK zuzustellen, als sie den Lehrplan 21 genehmig-
te. Der Geschäftsleiter der EDK verweigerte dies mit dem Hinweis, dass weder die Verhandlungen noch 
die Protokolle öffentlich seien. Auch beim Nachhaken weigerte sich der Geschäftsleiter, Einsicht in das 
Protokoll zu gewähren. Der Interpellant wurde darauf verwiesen, dass er sich mit den im Internet publi-
zierten Medienmitteilungen der EDK begnügen müsse. 
Da bleibt die Feststellung, dass die EDK richtiggehend ein Geheimkabinett ist. Der Lehrplan 21 ist nur 
einer von vielen Beschlüssen, bei denen wegen fehlender Einsicht in die Protokolle keine Rückverfol-
gung der politischen Diskussionen möglich ist. Aber der LP 21 wird – sollte er in den Kantonen einge-
führt werden, wie es ja der Wille der EDK ist – in den nächsten Jahrzehnten Hunderttausende Kinder 
und Zehntausende Lehrerinnen und Lehrer «beschäftigen» und letztlich auch gesellschaftliche, wirt-
schaftliche und kulturelle Auswirkungen auf die Schweizerische Eidgenossenschaft haben. Vor diesem 
Hintergrund ist es von allgemeinem öffentlichem Interesse, wie die in der D-EDK vertretenen Regie-
rungsrätinnen und –räte im Entscheidungsfindungsprozess über den Lehrplan 21 diskutiert haben. Aber 
auch ganz generell, unabhängig von der aktuellen Vorlage des LP 21, sollte die politischen Diskussionen 
in der EDK viel transparenter werden. In den Medienmitteilungen wird nur kommuniziert, was die EDK 
beschlossen hatte. Von grossem demokratischem Interesse ist aber, wie ein Beschluss zustande gekom-
men ist. 
Ein weiterer Sachverhalt, der nicht zu den Spielregeln und Gepflogenheiten unseres demokratischen 
Systems passt, ist der Umgang der EDK mit ihren Finanzen. Sie publiziert jedes Jahr einen Jahresbericht 
und mit diesem die Jahresrechnung. Aber nie einen Voranschlag für das folgende Jahr. Dazu kommt, 
dass die EDK jedes Jahr ein stattliches Plus macht. Für das Jahr 2014 waren es 2.5 Millionen Franken. Das 
Gesamtvermögen der EDK beläuft sich per Ende 2014 auf über 10 Millionen Franken. Und es gibt kein 
Reglement, in dem festgelegt wird, wie die EDK ihre Überschüsse zu verwenden hat.  
Deshalb gelange ich mit der höflichen Bitte an den Regierungsrat um Beantwortung der folgenden 
Fragen: 
1. Wie bewertet der Regierungsrat die Tatsache, dass die Protokolle der EDK für die Kantonsparlamen-

te nicht einsehbar sind? 
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2. Ist der Regierungsrat bereit, die Protokolle der EDK im Zusammenhang mit der Erarbeitung und 
Genehmigung des Lehrplans 21 zumindest der Bildungs- und Kulturkommission vorzulegen? 

3. Ist der Regierungsrat bereit, sich in der Plenarversammlung als oberstes Gremium der EDK dafür 
einzusetzen, dass die Protokolle der EDK künftig von den Bildungskommissionen der kantonalen Par-
lamente eingesehen werden können? 

4. Wie bewertet der Regierungsrat die Tatsache, dass die EDK keinen Voranschlag publiziert und inzwi-
schen über 10 Mio. Franken angehäuft hat, für die es keinen definierten Verwendungszweck gibt? 
Gibt es hier aus Sicht des Regierungsrat Handlungsbedarf und wenn ja, welchen? 

5. Ist der Regierungsrat bereit, sich in den entsprechenden Gremien dafür einzusetzen, dass die EDK 
ihre Reserven in einer Zeit knapper Kantonsfinanzen massiv reduzieren muss? 

2. Begründung (Interpellationstext) 
3. Stellungnahme des Regierungsrates 
3.1 Vorbemerkungen. Die Deutschschweizer Erziehungsdirektorenkonferenz (D-EDK) ist Teil des Netz-
werks der Schweizerischen Konferenz der kantonalen Erziehungsdirektoren (EDK). Beides sind Regie-
rungskonferenzen, also Koordinationsgremien der Vorstehenden der jeweiligen (Fach-) Departemente 
der Kantone, wie sie zum Beispiel auch die kantonalen Finanzdirektoren [FDK], die Gesundheitsdirekto-
ren [GDK], die Volkswirtschaftsdirektoren [VDK] oder die Bau-, Planungs- und Umweltdirektoren [BPUK] 
betreiben. Die Mitarbeit in der D-EDK und der EDK ist somit für die Mitglieder Teil ihrer Tätigkeiten als 
Regierungsrätinnen und Regierungsräte. Die Information der Mitglieder der kantonalen Parlamente 
über diese Gremienarbeit ist Sache dieser Regierungsrätinnen und Regierungsräte und richtet sich nach 
ihrem jeweiligen kantonalen Recht. 
Mit dem Lehrplan 21, als dem bisher wichtigsten Projekt der D-EDK, werden die Ziele der Volksschule in 
der Deutschschweiz harmonisiert und die bildungspolitischen Vorgaben der Bundesverfassung umge-
setzt (BV Art. 62 Abs. 4). 
Der Interpellant moniert, dass durch die nichtöffentlichen Sitzungen und entsprechend nichtöffentli-
chen Protokollierungen der D-EDK und der EDK «keine Rückverfolgung der politischen Diskussionen» 
möglich sei. Dem ist nicht so. Gegenstände der politischen Diskussion, insbesondere auch die politisch 
strittigen Punkte zum Lehrplan 21, sind auf der Projektwebsite zum Lehrplan 21 vollständig dokumen-
tiert (vgl. www.lehrplan.ch/Entstehung/Erarbeitung). Dort finden sich auch die Auswertungen der Kon-
sultationen und Vernehmlassungen aus den Jahren 2005, 2009 und 2014 sowie die Aufträge zur Überar-
beitung der Lehrplanvorlage aus dem Jahr 2014. Im Vordergrund zur Verfolgung der politischen 
Diskussion zum Lehrplan 21 steht insbesondere der Schlussbericht zum Projekt Lehrplan 21 (mit dem 
Anhang einer vollständigen Übersicht der öffentlich zugänglichen Dokumente). Darauf wurde der In-
terpellant durch den Geschäftsführer der D-EDK hingewiesen. Der Interpellant wurde nicht einfach mit 
einer Medienmitteilung vertröstet, wie man beim schnellen Durchlesen des Interpellationstextes an-
nehmen könnte. Es mangelt in der politischen Diskussion somit nicht an Material und Ergebnissen, weil 
die Protokolle der D-EDK nicht öffentlich sind.  
Richtig ist, dass der Geschäftsführer der D-EDK den Interpellanten darauf hinwies, dass die Verhandlun-
gen und die Protokolle der Plenarkonferenz der D-EDK als Regierungskonferenz nicht öffentlich seien. 
In Bezug auf das Öffentlichkeitsprinzip der D-EDK erlauben wir uns den Hinweis, dass die D-EDK ihren 
Sitz in Luzern hat und deshalb das kantonalluzernische Recht anwendet. Da der Kantonsrat des Kantons 
Luzern 2015 die Einführung des Öffentlichkeitsprinzips abgelehnt hat, unterliegen Protokolle nicht 
öffentlich tagender Regierungskonferenzen weiterhin dem Amtsgeheimnis und sind nicht öffentlich. 
3.2 Zu den Fragen 
3.2.1 Zu Frage 1: Wie bewertet der Regierungsrat die Tatsache, dass die Protokolle der EDK für die Kan-
tonsparlamente nicht einsehbar sind? Wir bewerten das auch für die EDK als korrekt (die Situation bei 
der D-EDK haben wir oben erwähnt). Die Wortprotokolle der Gremiensitzungen der EDK sind tatsäch-
lich nicht öffentlich. Die EDK ist eine Regierungskonferenz und keine parlamentarische Sitzung. Sowohl 
die Sitzungen des Vorstandes der EDK, als auch diejenigen der Plenarversammlung sind deshalb gemäss 
dem anwendbaren kantonalbernischen Informationsgesetz nicht öffentlich (der Kanton BE ist der Sitz-
kanton der EDK). 
Auch wenn es an der Öffentlichkeit solcher Wortprotokolle fehlt, werden Beschlüsse der EDK und die 
Rechtssammlung der EDK auf deren Homepage (www.edk.ch) sowie Rechnung und Voranschlag jeweils 
im Jahresbericht der EDK (und auf der Homepage) öffentlich zugänglich gemacht. 
Öffentlich zugänglich ist demnach auch der Beschluss des Vorstandes vom 12. Mai 2011, der sich mit der 
Anwendung des kantonalbernischen Öffentlichkeitsprinzips befasst: 
http://edudoc.ch/record/99873/files/VB_oeffentlichkeitsprinzip_d.pdf 
3.2.2 Zu Frage 2: Ist der Regierungsrat bereit, die Protokolle der EDK im Zusammenhang mit der Erarbei-
tung und Genehmigung des Lehrplans 21 zumindest der Bildungs- und Kulturkommission vorzulegen? 
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Nein. Ganz abgesehen von der Problematik, dass damit auch die Stellungnahmen der Regierungsräte 
anderer Kantone im Kanton Solothurn eingesehen werden könnten, ist es nicht der Kanton Solothurn, 
der die Regeln der EDK bestimmt (vgl. Ziff. 3.2.1 zu Frage 1). Hingegen ist es übliche Praxis des Regie-
rungsrates, dem Kantonsparlament oder der zuständigen parlamentarischen Kommission (hier: die 
BIKUKO) jede Auskunft im Zusammenhang mit der Erarbeitung und Genehmigung des Lehrplanes 21 zu 
erteilen; denn dieses umfassende Informationsrecht des Parlamentes respektive die entsprechende In-
formationspflicht von Regierung und Verwaltung ergibt sich aus dem kantonalsolothurnischen Recht. Es 
kann einfach nicht so umgesetzt werden, als man dazu nichtöffentliche Wortprotokolle weiterreicht. 
3.2.3 Zu Frage 3: Ist der Regierungsrat bereit, sich in der Plenarversammlung als oberstes Gremium der 
EDK dafür einzusetzen, dass die Protokolle der EDK künftig von den Bildungskommissionen der kanto-
nalen Parlamente eingesehen werden können? Nein. Wir finden es sachgerecht, dass sich die EDK in 
Sachen Öffentlichkeitsprinzip/Information/Einsichtsrechte nach den Regeln ihres Sitzkantons richtet. Aus 
dieser Sicht ist auch der in Ziffer 3.2.1 zitierte Beschluss des Vorstandes zum Öffentlichkeitsprinzip der 
EDK vom 12. Mai 2011 vertretbar. 
Die wichtigen Grundsätze von Transparenz und Öffentlichkeit sind nicht absolut zu setzen. Es gibt sach-
gerechte Gründe, die dafür sprechen, dass die Entscheidprozesse von Regierungsstellen nicht öffentlich 
sind. Dies immer im Gegensatz zu den Entscheiden selber, die immer öffentlich zu machen und zu be-
gründen sind, ansonsten der Vorwurf des «Geheimkabinetts» tatsächlich angebracht wäre. Solche 
Gründe für ein «Sitzungsgeheimnis» können insbesondere sein: 
Das Kollegialitätsprinzip. Die interne Meinungsbildung in einem Kollegium soll sich frei und ohne Rück-
sichtnahme auf aktuelle oder spätere äussere Einflüsse bilden. 
Die Vertraulichkeit der Willensbildung. Es gibt Themen in Regierungskonferenzen oder ähnlichen Exe-
kutivfunktionen, die in einem Klima der gegenseitigen Offenheit und des Vertrauens bearbeitet werden 
müssen, um zu guten Resultaten zu kommen. Dazu gehören persönliche Diskussionen in einem Regie-
rungskollegium genauso wie strategische. Die Verwerfung bereits bezogener Positionen, die vorurteils-
lose Prüfung alternativer Gedankengänge oder das oft herausfordernde Suchen nach verantwortbaren 
(Kompromiss-)Lösungen sind dazu entscheidend, nicht das Protokoll.  
In diesem Sinne ist auch das Einsichtsrecht des Kantonsrates in die Geschäfte des Regierungsrates nur ein 
eingeschränktes Recht (vgl. z.B. § 29 Abs. 2 Kantonsratsgesetz; BGS 121.1).  
Hingegen spricht unsere kantonale Besonderheit, wonach die Beratungen des Regierungsrates öffent-
lich sind (Art. 63 Abs. 1 Kantonsverfassung, KV, BGS 111.1), für das Anliegen des Interpellanten. Korrek-
terweise muss man aber auch dazu anfügen, dass auch diese Solothurner Spezialität ohne Protokoll 
auskommt, indem die Öffentlichkeit dadurch hergestellt wird, dass neben der Möglichkeit, die Sitzun-
gen des Regierungsrates besuchen zu können, die Beschlüsse und Begründungen aus den Sitzungen des 
Regierungsrates (die sog. RRB) in der Regel öffentlich sind und auf der Homepage www.so.ch publiziert 
werden. Diese Sammlung der verabschiedeten Regierungsratsbeschlüsse gilt als Beschlussprotokoll (§ 7 
Verordnung über die Organisation des Regierungsrates und der Verwaltung, RVOV, BGS 122.112). Der 
Interpellant bekäme somit auch vom Regierungsrat kein Wortprotokoll zur Verfügung gestellt.  
3.2.4 Zu Frage 4: Wie bewertet der Regierungsrat die Tatsache, dass die EDK keinen Voranschlag publi-
ziert und inzwischen über 10 Mio. Franken angehäuft hat, für die es keinen definierten Verwendungs-
zweck gibt? Gibt es hier aus Sicht des Regierungsrat Handlungsbedarf und wenn ja, welchen? Nein. Das 
vom Interpellanten reklamierte «stattliche Plus der EDK von 2,5 Millionen» und die «angehäuften» Gel-
der von über 10 Mio. Franken lassen sich (leider) weder als Plus, noch als Geldhaufen nachvollziehen. Es 
handelt sich wohl um eine Interpretation der Rechnung 2014. Beim stattlichen Plus geht es um den Be-
trag, um den die Bilanzsumme zwischen den Jahren 2013 und 2014 angestiegen ist, nicht der Gewinn. 
Der Gewinn betrug im Jahr 2014 238'524 Franken und wurde dem Eigenkapital zugeschlagen. Das Ei-
genkapital der EDK belief sich am 31. Dezember 2014 auf 2'734'592 Franken und aktuell, per 31. De-
zember 2015, auf 2'785'101 Franken, dies bei einer Bilanzsumme von 11'250'997 Franken, wie dem ver-
öffentlichten Jahresbericht 2015 der EDK entnommen werden kann.  
Die EDK publiziert ihre Voranschlagszahlen in den jeweiligen Jahresberichten und auf der Homepage 
(vgl. aktuell den Beschluss der Plenarversammlung vom 23. Juni 2016 zum Budget 2017 auf der Home-
page EDK unter Dokumentation/Beschlüsse oder http://www.edk.ch/dyn/23791.php). 
Fragen zum Finanzhaushalt der EDK sind somit klar geregelt und öffentlich (vgl. www.edk.ch/ 
Rechtsammlung der EDK/Organisation der EDK/Finanzierung). Die dort publizierten Richtlinien für die 
Führung des Finanzhaushaltes der EDK vom 7. November 2002 bestimmen die minimale Höhe des Be-
triebskapitals (Art. 2 Abs. 1: mindestens 15% des Jahresbudgets) als auch den Umgang mit allfälligen 
Einnahmenüberschüssen (Art. 2 Abs. 2 und Art. 8: mindestens 50% sind dem Betriebskapital zuzuwei-
sen). Die restlichen Einnahmenüberschüsse dienen zur Bildung von Rückstellungen oder werden den 
Kantonsbeiträgen des nächsten Jahres gutgeschrieben (Art. 2 Abs. 2). 
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3.2.5 Zu Frage 5: Ist der Regierungsrat bereit, sich in den entsprechenden Gremien dafür einzusetzen, 
dass die EDK ihre Reserven in einer Zeit knapper Kantonsfinanzen massiv reduzieren muss? Nein. Das 
Betriebskapital der EDK für das Konkordat über die Schulkoordination der Kantone (Schulkonkordat) 
beträgt aktuell, also per 31. Dezember 2015, 2'780'283 Franken, was einem Deckungsgrad von 26,04% 
des Jahresbudgets entspricht. Damit stünden theoretisch (bereits erfolgte Rückstellungen nicht berück-
sichtigt) rund 11% des Jahresbudgets oder 1,1 Mio. Franken zur Verfügung, die den Kantonsbeiträgen 
des nächsten Jahres gutgeschrieben werden könnten. Daran würde der Kanton Solothurn mit 3,2% 
partizipieren, was eine einmalige Senkung seines EDK-Beitrages um 35'200 Franken bewirken würde 
(der Beitrag gemäss Schulkonkordat an die EDK berechnet sich nach der Wohnbevölkerung und beträgt 
für den Kanton SO 3,2%. Für 2016 beträgt der Beitrag des Kantons 226'398 Franken).  
Angesichts dieser geringen und wohl einmaligen Entlastung für den Kanton bevorzugen wir deshalb 
weiterhin, im Budgetprozess der EDK darauf hin zu wirken, dass sparsam mit den Ressourcen umgegan-
gen wird (seit ein paar Jahren sind die Kantonsbeiträge an das Schulkonkordat rückläufig) oder allfälli-
ge Überschüsse zur Erhaltung der Liquidität, für Rückstellungen, für Budgetausgleiche, zur Deckung von 
Verlusten oder für Massnahmen verwendet werden können, die nach entsprechenden Beschlüssen von 
Plenarversammlung oder Vorstand erforderlich sind, aber nicht budgetiert waren. 

Urs Ackermann (CVP), II. Vizepräsident. In der vorliegenden Interpellation von Peter Brotschi geht es um 
die Fragestellung, wie die Schweizerische Konferenz der Erziehungsdirektoren (EDK) mit dem Komplex 
Öffentlichkeitsprinzip, Information und Einsichtsrechte umgehen soll oder darf. Auslöser der Interpella-
tion war die Anfrage nach einem Protokollauszug zum Thema Lehrplan 21. Die Diskussion verlief durch-
aus angeregt. Zwei Punkte gaben speziell zu reden. Zum einen war es die vom Interpellanten geforder-
te Informationspflicht, zum anderen gaben der Status der EDK und die Verbindlichkeit von Beschlüssen 
der EDK zu diskutieren. Bei der Beantwortung der Fragen 1 bis 3, bei welchen es um das Öffentlich-
keitsprinzip geht, wurde unter anderem auf das Informationsgesetz des Kantons Bern verwiesen. Hin-
tergrund ist die Tatsache, dass die EDK auf dem Territorium des Kantons Bern tagt und somit die kanto-
nal-bernische Gesetzgebung gilt. Die EDK beschäftigte sich im Jahr 2011 mit den Fragen um das 
Öffentlichkeitsprinzip und fasste in diesem Jahr einen entsprechenden Beschluss, der auf der Homepage 
der EDK eingesehen werden kann. In diesem Zusammenhang ist die Ausführung des Regierungsrats zur 
Frage 3 interessant. Zwar sind in unserem Kanton, als schweizweite Ausnahme, die Regierungsratssit-
zungen öffentlich, von diesen Sitzungen existiert aber ebenfalls kein Protokoll. Die Öffentlichkeit hat 
aber die Möglichkeit, die Sitzungen des Regierungsrats zu besuchen und die Beschlüsse und deren Be-
gründungen werden publiziert. 
Der zweite Punkt, den wir in der Fraktion eingehend diskutiert haben, ist der Status der EDK. Es kann 
grundsätzlich gesagt werden, dass die EDK primär Empfehlungen oder politische Erklärungen abgibt. 
Empfehlungen schaffen keine auf dem Rechtsweg durchsetzbaren Verpflichtungen. Nach mehrjähriger 
Konsensarbeit der Beteiligten gibt es aber sicher einen Harmonisierungseffekt. Dies entspricht dem 
Zweck der EDK als Koordinationsbehörde. Daneben gibt es mehrere interkantonale Vereinbarungen, 
beispielsweise die Diplomanerkennung, die die EDK vollzieht. Auch die Fragen 4 und 5 sind nachvoll-
ziehbar. Die dort erwähnten Dokumente zu Budget und Rechnung sind ebenfalls auf der Homepage der 
EDK einsehbar. Möglicherweise hat die Interpellation von Peter Brotschi dazu beigetragen, dass die 
Homepage in gewissen Bereichen aktualisiert wurde. Wir danken dem Regierungsrat für die ausführli-
che und nachvollziehbare Beantwortung der Fragen. 

Daniel Urech (Grüne). Was die Nichtöffentlichkeit der EDK-Sitzungen anbelangt, müssen wir auch als 
Solothurner anerkennen - obwohl wir zu Recht stolz auf den hohen Stellenwert des Öffentlichkeitsprin-
zips in der Verwaltung sind - dass die Kantonsregierungen einen Raum brauchen, in dem sie sich ohne 
das Damoklesschwert der sensationalistischen Medienberichterstattung austauschen können. Gerade 
weil die Kantone aufgrund eines umfassenden Verfassungsauftrags so weitreichende Aufgaben haben, 
wie beispielsweise eine Bildungsharmonisierung hinzubekommen, ist dieser Rahmen wichtig. Es recht-
fertigt sich auf jeden Fall, dass es das Gremium EDK so gibt. In Bezug auf die Kommissionsöffentlichkeit 
von solchen Protokollen scheint mir die Antwort des Regierungsrats unvollständig. Ich frage mich, wieso 
der Regierungsrat diese Frage nicht auch unter dem Gesichtspunkt des § 45sexies des Kantonsratsgesetzes 
abgehandelt hat. Dieser noch relativ junge Artikel sieht explizit die Einsichtnahme der zuständigen 
Sachkommission in Protokolle und Vertragsentwürfe vor, allerdings auf Anfrage. Das Mittel der Wahl 
wäre also eher ein Kommissionsbeschluss und nicht ein parlamentarischer Vorstoss. Die Frage 2 ist aber 
aufgrund der Auslassung der Kantonsratsgesetzgebung nicht wirklich vollständig erfolgt. Der Respekt 
der Mitwirkungsmöglichkeiten des Parlaments hätte zumindest eine Auseinandersetzung mit dem In-
formationsrecht erfordert, wenn explizit danach gefragt wird. 
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Zur Frage des Budgets und zu den Finanzfragen kann man unseres Erachtens nach der EDK nicht viel 
vorwerfen. Die Rechnung der EDK ist einigermassen transparent, was sie auch sein soll. So gesehen fol-
gen wir hier dem Regierungsrat und finden diese Antworten befriedigend und umfassend. Die grund-
sätzliche Sorge, dass wir uns bemühen müssen, mit den Direktorenkonferenzen und mit den Konkorda-
ten nicht eine selbständige, vierte Staatsebene zwischen Gemeinden und Kantonen und Kantonen und 
Bund zu schaffen, ist durchaus eine Gefahr, gerade auch für die Bereiche der interkantonalen Zusam-
menarbeit, die man nicht so oft in der öffentlichen Debatte antrifft. Wir als Parlament müssen uns aus 
staatspolitischer Sicht überlegen, wie wir unsere Beteiligungs- und Informationsrechte wahrnehmen, so 
dass wir mehr machen können, als am Schluss nur Ja oder Nein zu sagen. Wir sind aufgerufen, unsere 
Rechte in den Kommissionen wahrzunehmen und als gesamter Kantonsrat dafür zu sorgen, dass unsere 
Stimme - das ist die Stimme der Legislative - in der interkantonalen Zusammenarbeit gehört wird. 
Gleichzeitig erwarten wir Grünen auch vom Regierungsrat, dass er die umfassenden Informationspflich-
ten, die er seit der Änderung der Kantonsratsgesetzgebung hat, ernsthaft wahrnimmt. 

Karin Büttler (FDP). Wenn man mit einem Vorhaben nicht einverstanden ist, reicht man am besten eine 
Interpellation ein. Es kommt uns hier vor, als wolle sich der Interpellant Gehör verschaffen. Bereits beim 
Titel der Interpellation ist er auf Provokation aus und zieht eine Organisation, die sich in der politischen 
Landschaft der Schweiz etabliert hat, ins Lächerliche. Die FDP.Die Liberalen-Fraktion findet es sehr wich-
tig, dass unser Regierungsrat Teil der kantonalen Erziehungsdirektorenkonferenz ist. In diesem Gremi-
um soll neutral und offen über Bildungspolitik debattiert werden, und zwar ohne Pro- und Kontraein-
flüsse von Exponenten, die an vorderster Front mitmischen möchten. Es gibt kein Wortprotokoll, das der 
Öffentlichkeit zugänglich wäre. Man kann aber auf der Homepage der EDK Beschlussprotokolle studie-
ren sowie die Rechnung und den Voranschlag jeweils im Jahresbericht der EDK einsehen. Das ist zwar 
aufwändiger, für den Interessierten aber einsehbar. Der Regierungsrat bringt es mit einer klaren Ant-
wort und mit einer plausiblen Erklärung auf den Punkt. Die FDP.Die Liberalen-Fraktion dankt dem Re-
gierungsrat für die Antwort auf eine Interpellation, ohne deren Einreichen man Kosten hätte sparen 
können. 

Mathias Stricker (SP). Die SP-Fraktion ist mit den guten Antworten des Regierungsrats zufrieden. Er 
macht darin deutlich, dass aufgrund des Kollegialitätsprinzips und der Vertraulichkeit von der Willens-
bildung Grundsätze von Transparenz und Öffentlichkeit nicht absolut sind. Für uns ist das nachvollzieh-
bar und wir sind der Meinung, dass das einer verantwortungsvollen, sachlichen Politik dient. Würde jede 
Diskussion öffentlich, würden schwierige Diskussion im Vor- oder Nachgang im stillen Kämmerlein ge-
führt. So gesehen ist es vernünftig, wenn die EDK-Protokolle wie auch die von anderen Regierungsdi-
rektorenkonferenzen nicht öffentlich sind. Dem Interpellanten geht es in erster Linie um den Lehrplan 
21. Der Regierungsrat legt transparent dar, wie das öffentliche Prozedere, also das Vernehmlassungsver-
fahren zum Lehrplan 21, erfolgte. Genau so ist es auch geschehen. Parteien und Verbände haben daran 
teilgenommen. Im Verband Lehrerinnen und Lehrer Solothurn (LSO) haben wir uns in diesem Prozess 
intensiv mit dem Thema auseinandergesetzt und die Mitglieder aufgefordert, Input zu geben. Seitens 
des Interpellanten erfolgte damals, im Jahr 2013, keine Rückmeldung. Die EDK nun als Geheimkabinett 
zu bezeichnen, schätze ich als Vorgeplänkel zur Volksinitiative gegen den Lehrplan 21 ein. Ich bin über 
das Misstrauen des Interpellanten in die eigene, bürgerliche Politik sehr erstaunt. Bereits in der Junises-
sion 2014, anlässlich einer Debatte zum Lehrplan 21, habe ich festgehalten, dass die Deutsch-EDK poli-
tisch breit abgestützt ist. Aktuell sind von den 21 Vertretern sechs von der SVP, fünf von CVP/CSP, fünf 
von der FDP/LDP, einer von der SP, einer von den Grünen und zwei Unabhängige. Also ist die Deutsch-
EDK ein klar bürgerlich dominiertes Gremium. Hansjörg Stoll hat in seinem Kommentar in der damali-
gen Session 2014 zum Lehrplan 21 von einer Vorlage aus linken und undemokratischen Hintergrund-
zimmern gesprochen. Er hat bis heute noch nicht erklärt - ich habe ihn damals gefragt - wie er darauf 
gekommen ist. Ich stelle mit einem Schmunzeln fest, dass es mit dem Vertrauen in die eigenen, gewähl-
ten Personen anscheinend nicht immer so gut bestellt ist. Das Fazit der SP lautet: Die EDK ist nach wie 
vor ein vorbereitendes Gremium, das demokratisch legitimiert ist und Empfehlungen abgibt. Die Veröf-
fentlichung von internen Protokollen dient weder der Qualität der politischen Arbeit noch der politi-
schen Meinungsfindung. Ich vermute, dass die Transparenz der Deutsch-EDK sogar grösser ist als bei 
anderen Direktorenkonferenzen. Politische Entscheide werden im Kanton selber gefällt. 

Roberto Conti (SVP). Der Interpellant versucht, mit seinen Ausführungen darauf hinzuweisen, dass die 
Transparenz einer bedeutenden Institution in verschiedener Hinsicht ungenügend ist. Die Erziehungsdi-
rektorenkonferenz hat im Verlauf der letzten Jahre grossen Einfluss gewonnen und dominiert mit ihren 
Entscheidungen die Bildungslandschaft Schweiz, von denen Hunderttausende von Kindern und Zehn-
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tausende von Lehrern und Lehrerinnen betroffen sind, ohne dass sie ernsthaft umfangreich in den Ent-
scheidungsprozess miteinbezogen worden wären. Die Lehrer und Lehrerinnen müssen es umsetzen, die 
Schüler und Schülerinnen machen es mit. Unter dieser Optik darf man erwarten, dass man Einblick in die 
Sitzungen und die Protokolle erhält, so dass das Einbringen der einzelnen Mitglieder zugänglich wird. 
Die Aussage, dass die D-EDK ihren Sitz in Luzern und die E-EDK in Bern haben und deshalb das luzerni-
sche und das bernische Recht angewendet werden, ist ein Witz. Die D-EDK ist allen 21 Deutschschweizer 
Kantonen Rechenschaft schuldig. Hier gibt es verschiedene Rechtsgrundlagen rund um das Öffentlich-
keitsprinzip. Sich hinter dem Recht des Sitzkantons zu verstecken, zeigt, wie klein das Interesse an einer 
echten Transparenz und gemeinsamen Entscheidungen ist. 
Auch die finanzielle Durchleuchtung der E-EDK und der D-EDK wirft Fragen auf. So wurde das Budget 
2017 gemäss den Angaben auf der Homepage am 23.6.2016 das erste Mal im Rahmen der Plenarver-
sammlung besprochen und genehmigt. Jedenfalls kann man den Beschlüssen der Vorjahre auf der 
Homepage nichts Entsprechendes darüber entnehmen. Immerhin geht es um ca. 12 Millionen Franken 
und es ist auch üblich, dass man das Budget bespricht und genehmigt. Weiter sind «diverse Debitoren» 
mit 2,5 Millionen Franken aufgeführt. Genaueres erfährt man nicht. Die Bilanzsumme beträgt 11,2 Mil-
lionen Franken. Das Eigenkapital, bezeichnet als «Betriebskapital Schulkonkordat», ist mit 2,8 Millionen 
Franken beziffert. Was man mit diesem Vorrat an flüssigen Mitteln macht und warum es so viel Eigen-
kapital braucht - Reglement hin oder her - bleibt diffus. Immerhin sieht man aus der Erfolgsrechnung 
2015, dass ein Personalaufwand von 7 Millionen Franken ausgewiesen wird. Im Budget 2017 wird dieser 
auf 7,35 Millionen Franken erhöht. Was machen diese Personen? Dass sich der Regierungsrat auch in 
Bezug auf die Finanzen äussert, es sei genügend transparent und er sich nicht dafür einsetzen will, die 
Kantonsbeiträge nachhaltig zu senken oder Überschüsse zurückzuerhalten, ist irritierend und negativ zu 
beurteilen. 
Nebst der E-EDK und der D-EDK gibt es auch die Nordwestschweizer EDK, die aus den acht Kantonen 
Baselland, Basel-Stadt, Aargau, Solothurn, Bern, Luzern, Freiburg und Wallis besteht. Das Tätigkeitspro-
gramm der Jahre 2015-2017 dieser Institution, die nochmals vorgelagert ist, ist äusserst bescheiden. Der 
Inhalt besteht aus genau vier Punkten. In den Jahren 2011-2015 wurde kein Budget erstellt und darüber 
beschlossen. Auch da geht es um immerhin 3 Millionen Franken. Vielleicht gibt es bald eine echte 
Nordwestschweizer EDK mit den Kantonen Baselland, Basel-Stadt, Aargau und Solothurn. Somit hätte 
man nochmals eine vorgelagerte Institution, die sich selber definiert. Der Umgang mit den übrigen, 
flüssigen Geldern von den Kantonen scheint also kein zentrales Thema in diesen Gremien zu sein. Es 
wäre sicher sinnvoll, den Geldspeicher à la Dagobert Duck zu verkleinern. Ich komme zum Fazit und 
möchte Folgendes festhalten: Der Regierungsrat beharrt darauf und will absolut nichts ändern. Die 
Antworten lauten Nein, Nein und nochmals Nein. Da kommt mir ein Spruch des Kabarettisten Massimo 
Rocchi in den Sinn. Ein Standardspruch seiner Programme lautet: «Es isch eso u fertig». Damit bin ich 
auch fertig. 

Remo Ankli (Vorsteher des Departements für Bildung und Kultur). Ich könnte auch mit Massimo Rocchi 
antworten. Er hatte gesagt: «Äuä» (Heiterkeit im Saal). Ich erlaube mir das aber selbstverständlich nicht. 
Peter Brotschi möchte ich sagen, dass ich mich über die Interpellation gefreut habe, weil es das erste 
Mal ist, dass ich in einem Geheimkabinett Mitglied sein darf, denn ich bin Mitglied der Plenarversamm-
lung und sogar des Vorstands. So bin ich ein sogenannter Geheimrat, was eine schöne Sache ist. Ge-
heimratsecken habe ich bereits und dass ich nun auch noch Geheimratsmitglied bin, finde ich toll. Aber 
Spass beiseite, wir haben klar ausgeführt, dass wir nicht der Meinung sind, dass die EDK nicht transpa-
rent ist, nicht intransparenter als die anderen Direktorenkonferenzen. Man kann nachvollziehen, was 
die EDK macht. Urs Ackermann möchte ich sagen, dass es nicht keine Protokolle der Regierungsratssit-
zungen gibt. Es handelt sich aber um Beschlussprotokolle und nicht um Wortprotokolle. Und da es keine 
Wortprotokolle gibt, kann man diese auch nicht einsehen. Auch die Protokolle der EDK kann man nicht 
einsehen, obwohl es Wortprotokolle sind. Aber alle Beschlüsse der EDK sind offen. Diese kann man auf 
der Homepage herunterladen und man kann sie beziehen, auch über uns, das Departement für Bildung 
und Kultur. Wichtig ist, dass die Beschlüsse und die Begründungen dazu transparent gemacht werden. 
Die EDK scheint eine geheimnisumwitterte Organisation zu scheint, wie man einigen Voten entnehmen 
kann. Was ist die EDK denn wirklich? Sie koordiniert die Bildung in der Schweiz. Die Harmonisierung 
und die Durchlässigkeit unserer Bildungssysteme sind Ziele der EDK. Das ist ein sehr wichtiger Punkt. 
Gleichzeitig und als Mittel dazu handhabt sie zwölf interkantonale Vereinbarungen und vollzieht diese. 
Als Beispiel nenne ich das Hochschulkonkordat, welches ein grosses Finanzvolumen hat, die Diploman-
erkennungsvereinbarung oder das HarmoS-Konkordat. Das sind Aufgaben, die auf nationaler Ebene 
erledigt werden müssen. Wenn das die EDK, also die Kantone, nicht selber macht, muss es gezwun-
genermassen eine Bundesbehörde machen. Wir haben kein Bildungsministerium auf Bundesebene. Das 
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ist für mich auch keine Option, denn ich bin überzeugt, dass dies keine günstigere Lösung wäre als das, 
was die EDK jetzt macht. 
Man kann sich die Zahlen kurz vor Augen führen. Der Teil des Schulkonkordats kostet den Kanton Solo-
thurn für das nächste Jahr 223'000 Franken. Das Gesamtbudget beläuft sich auf 6,9 Millionen Franken. 
Als kleine Analogie - Sie möchten mir verzeihen und es soll sich niemand betroffen fühlen: Das Bundes-
amt für Umwelt hat alleine für den Verwaltungs- und Sachaufwand ein Budget von 150 Millionen Fran-
ken mit 580 Angestellten. Dieser Vergleich ist im Grunde genommen nicht erlaubt. Es geht aber darum 
zu zeigen, dass die Verwaltungskosten der Bildung - mit den grossen Budgets, die für die Bildung in 
allen Kantonen und auch auf Bundesebene vorhanden sind - bestimmt nicht sinken würden, wenn der 
Bund diesen Bereich zentral koordinieren würde. Die EDK kostet pro Einwohner in der Schweiz rund 
84 Rappen. Natürlich muss man die Finanzen im Auge behalten. Wenn die Projekte weniger werden, 
was in den letzten Jahren der Fall war, da viele der Harmonisierungsprojekte am Laufen sind, müssen 
die Kosten zurückgehen. Das machen sie tatsächlich auch. Seit der Rechnung 2013 bis zum Budget 
2017 sind die Kosten im Bereich Schulkonkordate um 11% gesunken. Es ist also eine positive Entwick-
lung vorhanden und das scheint mir wichtig zu sein. 
Bezüglich des Auskunftsrechts ist mir klar, dass man Interesse an Informationen hat, was auf nationaler 
Ebene geschieht. Selbstverständlich geben wir in der Bildungs- und Kulturkommission mündlich Aus-
kunft. Wenn es um Protokollauszüge geht, kollidieren die Interessen einer interkantonalen Konferenz, 
die die Beschlüsse freigeben müsste und unserer Rechtslage. Gegen eine mündliche Auskunftserteilung 
in einer Kommission spricht aber nichts. Weiter möchte ich Roberto Conti widersprechen: Die EDK hat 
sicher jedes Jahr ein Budget und ein Tätigkeitsprogramm genehmigt. Wenn das nicht mehr aufgeschal-
tet ist, kann man die der Vorjahre bestimmt bei der Zentrale beziehen. Aufgeschaltet ist lediglich das 
letzte Jahr, was es übersichtlicher macht. Wegen den anderen, von Roberto Conti angesprochenen Kon-
ferenzen, ist mir klar, dass es relativ viele gibt. Persönlich bin ich der Meinung, dass es genügend oder 
eher zu viele Konferenzen sind. Es ist aber nicht so, dass jede, die er aufgezählt hat, der anderen vorge-
lagert ist. Sie haben teilweise ganz andere Funktionen. Im Bildungsraum beschäftigen wir uns zu einem 
grossen Teil mit der Fachhochschule. Das können nur diese vier Kantone machen, dazu braucht es die 
anderen Kantone nicht. Den Passepartout erledigen wir mit der Nordwestschweizer EDK, weil er die 
Kantone betrifft, die dort dabei sind. Selbstverständlich darf man immer über eine Vereinfachung der 
Gremienstruktur nachdenken. Ganz zum Schluss möchte ich mich zu Dagobert Duck äussern. Uns wird 
vorgeworfen, die EDK würde Geld anhäufen. Dagobert Duck hätte Freude an uns. 

Albert Studer (SVP), Präsident. Wie man sieht, muss Politik nicht immer humorlos sein. Der Bildungsdi-
rektor macht das gut (Heiterkeit im Saal). Das Wort geht an den Interpellanten für die Schlusserklärung.  

Peter Brotschi (CVP). Zuerst möchte ich für die Stellungnahmen danken, auch wenn ich nicht alle ganz 
nachvollziehen kann. Eine Fraktion teilt meine Angst einer vierten Gewalt, die sich langsam aber sicher 
in unserem Land etabliert hat. Ich danke namentlich Daniel Urech für seine qualifizierte Stellungnahme. 
Die Antwort des Regierungsrats oder des Mitverfassers ist aus meiner Sicht eine Standardantwort, die 
ich ehrlicherweise auch so erwartet habe. Man ist nicht bereit, tatsächlich über eine demokratisch legi-
timierte Kontrolle zu den Abläufen der EDK nachzudenken. Der Kern der Sache ist, wie ich vorhin be-
reits erwähnt habe, meine Angst als Demokrat, als Parlamentarier eines Kantons, vor der Etablierung 
einer vierten Gewalt. Ich nahm das Beispiel der EDK, weil wir in den 20 Jahren gesehen haben, dass hier 
der Einfluss auf die Politik eines Kantons doch ziemlich gross ist. Meine Angst ist, dass die Verwaltung - 
und hinter der EDK steht eine Bildungsverwaltung mit Experten und Expertinnen, man spricht von 
40, ich weiss nicht genau, ob es auch so ist - einen direkten Einfluss hat: sozusagen vom Expertenpult 
direkt zum Lehrer- und Schülerpult. Es wäre wünschenswert, wenn mehr Transparenz vorhanden wäre. 
Es geht nicht darum, auf der Homepage Medienmitteilungen und Beschlüsse anklicken zu können, son-
dern darum, in welcher Art und in welcher Tiefe die Regierungsräte die Vorlagen, die ihnen unterbrei-
tet werden, jeweils diskutieren. Hier stellt sich auch die Frage, wer die Idee zum Lehrplan 21, so wie er 
heute ist, hatte. Vom HarmoS-Konkordat wird er ja nicht so detailliert vorgeschrieben. Kam der Input 
zum Lehrplan von den Regierungsräten oder wurde er ihnen von der Verwaltung so vorgelegt und von 
den Regierungsräten zur Ausarbeitung abgesegnet? Solche Fragen interessieren mich als kantonalen 
Parlamentarier. 
Die EDK steht ja immer, wenn sich die Mitglieder treffen, unter Zeitdruck. Kann man sich da vertieft mit 
solchen Vorlagen auseinandersetzen und sie gegebenenfalls auch zurückweisen? Wurde eine Vorlage 
von der EDK einmal verabschiedet, haben wir das hier fast immer 1:1 übernommen. Es wurde stets ge-
sagt, dass die EDK das so verabschiedet habe und wir uns nun nicht davon distanzieren und ausscheren 
können. Deswegen hat sie ein höheres Gewicht, als dass sie einfach nur eine Empfehlung abgeben wür-



722 V. Session – 12. Sitzung - 31. August 2016 

de. Aber darüber kann man nun in Zukunft reden. Mir bleibt das ungute Gefühl, dass die vollzeitlichen 
Beamten der EDK einen direkten, grossen Einfluss auf die Bildungspolitik der Schweiz haben, leider 
ohne parlamentarische Kontrolle. Die Beantwortung des Regierungsrats konnte mir das ungute Gefühl 
nicht nehmen. Zu Seite 3 bezüglich des Mailverkehrs möchte ich sagen, dass mir die Protokolleinsicht 
schlicht und ergreifend verweigert wurde. Ich wäre auch gerne nach Bern gereist und hätte sie vor Ort 
eingesehen. Es wäre allenfalls eine Möglichkeit zur Transparenz, wenn einzelne Parlamentarier die Pro-
tokolle auf Anmeldung vor Ort einsehen könnten. Somit geht nichts an die Öffentlichkeit. Die Frage ist, 
ob ein Parlamentarier auch «die Öffentlichkeit» ist. Wenn die EDK weiterhin solchen Einfluss auf die 
schweizerische Bildungspolitik nimmt - ich habe nun zur Kenntnis genommen, dass nicht mehr so viele 
Projekte unterwegs sind - ist mehr Transparenz gefordert, so wie es auch der Sprecher der Grüne Frakti-
on gesagt hat. Medienmitteilungen, die man anklicken kann, genügen nicht - jedenfalls mir nicht. Ein 
anderer Weg ist das, was wirklich ein EDK-Beschluss ist, als Empfehlung zu nehmen, der man beipflich-
ten kann oder nicht und diese nicht einfach umsetzen muss. Der Interpellant ist nicht befriedigt. 

I 0102/2016 

Interpellation Fraktion SVP: Runder Tisch betreffend Frankenstärke vom 13. April 2015 - 

Stand der Dinge? 

Es liegt vor: 

Wortlaut der Interpellation vom 26. Juni 2016 und schriftliche Stellungnahme des Regierungsrats vom 
16. August 2016: 
 
1. Interpellationstext. Am 13. April 2015, also vor gut einem Jahr, fand im Alten Spital (Solothurn) auf 
Einladung des Amtes für Wirtschaft und Arbeit ein runder Tisch zur Frankenstärke statt. Im Protokoll 
wurden folgende drei Schwerpunkte angekündigt, die künftig intensiver verfolgt werden sollten:  
Schwerpunkt 1 
Verbesserung der Rahmenbedingungen, damit die Wirtschaft weiter läuft. Hier handelt es sich um eine 
Daueraufgabe, an der permanent gearbeitet wird. 
• Administrative Entlastung 
• E-Government 
• Tiefe oder keine Gebühren 
Schwerpunkt 2 
Aus- und Weiterbildung 
• Ein gutes Bildungssystem ist vorhanden. Es muss aber weiter den Bedürfnissen angepasst werden. 
• Ein Leuchtturmprojekt (Nachholbildung) existiert bereits. Dieses muss aber noch populärer gemacht 

werden. 
• Wichtig ist es auch, die Lehrberufe in einem attraktiven Licht darzustellen. 
Schwerpunkt 3 
Industriepolitik 
• Bekenntnis des Kantons zur Industrie und umgekehrt; 

• Offene Kommunikation mit den Verbänden; 
• Umsetzung einer Innovationsförderung, soweit der Staat in diesem Bereich helfen kann. 
Zum weiteren Vorgehen wurde damals vereinbart, dass das Volkswirtschaftsdepartement die Gesamtre-
gierung über den Anlass informieren wird und prüft, welche Massnahmen vertiefter angeschaut werden 
können. Zu diesem Zweck sollten der Moderator des Anlasses vom 13. April 2015, Peter Eisenhut, und 
Vertreter der Verwaltung anlässlich eines Seminars dem Regierungsrat Red und Antwort stehen. Es ist 
Mitte Juni 2016 nicht so, dass Industrie und Wirtschaft sich wirklich erholt hätten. Die erwähnten Hand-
lungsfelder bzw. Schwerpunkte, insbesondere die Verbesserung der Rahmenbedingungen, sind daher 
dringender denn je. 
Wir bitten die Regierung höflich, folgende Fragen zu beantworten: 
1. Teilt der Regierungsrat die Meinung, dass sich die Wirtschaft, vor allem die Exportwirtschaft, auch 

Mitte Juni 2016 noch nicht wirklich erholt hat? 
2. Welche Schritte hat der Gesamtregierungsrat nach dem runden Tisch vom 13. April 2015 und dem 

nachfolgenden Regierungsratsseminar konkret unternommen? 
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3. Wie wurden die oben aufgeführten Schwerpunkte vom Gesamtregierungsrat priorisiert? 
4. Welches sind die konkreten Resultate der Umsetzungsstrategie? 
5. Wurden die Sozialpartner, wie versprochen, in die Umsetzungsstrategie einbezogen? 
2. Begründung (Vorstosstext) 
3. Stellungnahme des Regierungsrates 
3.1 Zu den Fragen 
3.1.1 Zu Frage 1: Teilt der Regierungsrat die Meinung, dass sich die Wirtschaft, vor allem die Exportwirt-
schaft, auch Mitte Juni 2016 noch nicht wirklich erholt hat? Die Solothurner Wirtschaft war 2015 von 
einer rückläufigen Entwicklung geprägt. In der ersten Hälfte des Jahres 2016 konnte eine Trendwende 
zum Besseren beobachtet werden. Die Lage in der Exportwirtschaft ist unterschiedlich. So konnte etwa 
die Präzisionsindustrie zulegen, während die Metall- und Maschinenindustrie Rückgänge bei den Wa-
renausfuhren zu verzeichnen haben. Ebenso präsentiert sich die Entwicklung auf den regionalen Märk-
ten sehr unterschiedlich. Die Ausfuhren nach Europa und Nordamerika nehmen tendenziell zu, diejeni-
gen nach Asien ab. Seit der Aufhebung des Euro-Mindestkurses im Januar 2015 passen sich die 
Unternehmen noch intensiver den veränderten Wettbewerbsbedingungen an. Die Optimierungsmass-
nahmen führen teilweise leider auch zu einem Stellenabbau. Wir konnten hingegen beobachten, dass 
die Firmen die Massnahmen zur Kompensation der Frankenstärke sehr besonnen und langfristig ausge-
richtet vorgenommen haben. 
Anfang Juni 2016 hat Economiesuisse mitgeteilt, dass die Schweizer Wirtschaft den Frankenschock 
überwunden hat und sich im laufenden Jahr weiter erholen wird. Die Konjunkturforschungsstelle der 
ETH (KOF) hingegen geht Anfang August 2016 davon aus, dass sich die Geschäftslage in der Region 
Espace Mittelland, zu der auch der Kanton Solothurn zählt, sichtlich eingetrübt hat. Beide Institute wei-
sen zudem auf die steigende Gefahr einer schwachen Entwicklung der Weltkonjunktur sowie die regio-
nalen und branchenmässigen Unterschiede hin. 
Wir teilen die Ansicht, dass sich die Solothurner Exportwirtschaft noch nicht vollkommen erholt hat. Sie 
kann neben einer allgemein schwierigen Situation teilweise aber auch erfreuliche Entwicklungen auf-
weisen. Wir sind uns bewusst, dass es dabei sehr grosse Unterschiede geben kann und einzelne Unter-
nehmen stark zu kämpfen haben. Wir schätzen zudem die Kompetenz unserer Unternehmer, sich in 
einem schwierigen Umfeld behaupten zu können, um auf den globalen Märkten weiterhin erfolgreich 
aufzutreten. 
3.1.2 Zu Frage 2: Welche Schritte hat der Gesamtregierungsrat nach dem runden Tisch vom 13. April 
2015 und dem nachfolgenden Regierungsratsseminar konkret unternommen? In einer Klausurtagung im 
August 2015 haben wir uns intensiv mit der zukünftigen Ausgestaltung der Solothurner Wirtschaftspoli-
tik auseinandergesetzt. Dabei haben wir uns wiederum von Ecopol AG (Peter Eisenhut) sowie einem 
Unternehmer beraten lassen. In der Folge haben unsere Fachstellen mit Ecopol AG die Auftragsklärung 
zur Entwicklung einer Wirtschaftsstrategie vorgenommen. Daraufhin haben wir dieser Firma den Auf-
trag zur Erarbeitung einer Wirtschaftsstrategie erteilt. Ausgangspunkt für diese Strategie ist die Frage: 
«Was kann die Regierung tun, um eine positive wirtschaftliche Entwicklung des Kantons nachhaltig zu 
unterstützen?». 
Leider mussten wir in der Zwischenzeit zur Kenntnis nehmen, dass sich aufgrund eines gesundheitlichen 
Time-outs bei der Auftragsnehmerin die Ausarbeitung der Wirtschaftsstrategie verzögert. Aufgrund des 
hohen volkswirtschaftlichen, politischen, kommunikationstechnischen und methodischen Know-hows 
der Auftragnehmerin und unseren bisherigen, sehr positiven Erfahrungen mit ihr, haben wir entschie-
den, den Auftrag bei ihr zu belassen und damit eine zeitliche Verzögerung in Kauf zu nehmen. Das Ziel, 
die Erkenntnisse aus der Erarbeitung dieser Wirtschaftsstrategie in den Legislaturplan 2017–2021 ein-
fliessen zu lassen, sollte nicht gefährdet sein. 
3.1.3 Zu Frage 3: Wie wurden die oben aufgeführten Schwerpunkte vom Gesamtregierungsrat priori-
siert? Wir betrachten diese Schwerpunkte als gleichwertig. Sie können parallel nebeneinander laufen 
und betreffen verschiedene Leistungsfelder. Es sind keine kurzfristigen Massnahmen. Sie müssen mittel- 
und langfristig umgesetzt werden. Teilweise handelt es sich um Daueraufgaben. 
3.1.4 Zu Frage 4: Welches sind die konkreten Resultate der Umsetzungsstrategie? Da es sich nicht um 
kurzfristige Sofortmassnahmen, sondern um längerfristige Ziele handelt, können noch keine konkreten 
Resultate präsentiert werden. Trotzdem ist etwa erwähnenswert, dass die Nachholbildung weiter aus-
gebaut und bekannt gemacht wird. Sie erfreut sich steigender Teilnehmerzahlen und wurde an ver-
schiedenen Anlässen öffentlich vorgestellt. Die administrative Entlastung ist eine Daueraufgabe, die wir 
in der Kantonsverfassung festgeschrieben haben. Die Möglichkeiten zur Nutzung von E-Government 
gehen wir mit unserer Stabsstelle  
E-Government verstärkt an. Wir pflegen rege Kontakte zu Wirtschaftsorganisationen und Unternehmen. 
Die Fragen rund um die Innovationsförderung werden im Rahmen der Wirtschaftsförderung intensiv 
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bearbeitet. Mit der Beteiligung an der InnoCampus AG, Nidau, haben wir zudem ein wichtiges Zeichen 
gesetzt und unseren Unternehmen die Tür zu dieser zukunftsorientierten Institution geöffnet. 
3.1.5 Zu Frage 5: Wurden die Sozialpartner, wie versprochen, in die Umsetzungsstrategie einbezogen? 
Wir pflegen rege Kontakte zu Wirtschaftsorganisationen und Unternehmen. Wir lassen uns laufend 
über deren Anliegen informieren und suchen nach Lösungen soweit sie im Bereich unserer Möglichkei-
ten liegen. Bei der Ausarbeitung der Wirtschaftsstrategie ist der Einbezug der Sozialpartner im Rahmen 
von Expertengesprächen vorgesehen. Aufgrund der erwähnten zeitlichen Verzögerung sind wir bisher 
aber noch nicht bei diesem Punkt des Projektplanes angelangt. 

Markus Baumann (SP). Die Antworten des Regierungsrats auf diese Interpellation sind ernüchternd und 
machen den Anschein, als würde man einmal mehr eine schwierige Situation aussitzen. Zudem wurde 
zur Erarbeitung der Strategie die einfachste Variante gewählt, indem der Auftrag einem externen Bera-
ter gegeben wurde. Selbstverständlich hat man nun auch die Begründung für die Verzögerungen. Auch 
wenn es sich nicht um kurzfristige Massnahmen handelt, kann die Geschichte nicht auf die lange Bank 
geschoben werden. So ist es auch fraglich, ob es für die Erarbeitung einer Strategie tatsächlich externe 
Berater gebraucht hätte. Am runden Tisch von Mitte April 2015 haben rund 70 kompetente Personen 
aus Politik, Wirtschaft und Verwaltung teilgenommen. Aus unserer Sicht wäre es möglich gewesen, mit 
einer Delegation des runden Tisches Vorschläge und Massnahmen zu erarbeiten. Aber offensichtlich 
wollte man genau das nicht, denn in der Beantwortung zu Frage 5 zeigt sich, dass der Einbezug der 
Sozialpartner nicht stattgefunden hat. Dazu noch ein kleiner Hinweis: Wenn man nach Sozialpartnern 
fragt, kann die Antwort nicht sein, dass man mit Wirtschaftsverbänden und Unternehmern gesprochen 
hat. Im Wikipedia kann nachgelesen werden, was Sozialpartner sind. Das sind nämlich Arbeitnehmer 
und Arbeitgeber. Aus unserer Sicht wäre es zudem notwendig, dass man sich vielleicht mit den umlie-
genden Kantonen in der Frage der Industrie- und Wirtschaftspolitik vernetzt, denn es würde Sinn ma-
chen, wenn man den gesamten Wirtschaftsraum als Ganzes anschauen würde. Die SP-Fraktion ist mit 
der Beantwortung, vor allem aber mit der Bearbeitung der Ergebnisse des runden Tisches, in keiner Art 
und Weise zufrieden. 

Edgar Kupper (CVP). Nach der Aufhebung des Mindestfrankenkurses durch die Nationalbank am 
15. Januar 2015 ist in der Schweizer und in der kantonalen Wirtschaft, bei Unternehmern, Gewerbever-
tretern, Verbänden und Parteien eine grosse Unruhe ausgebrochen. Man konnte nicht einschätzen, wie 
sich das auf den Geschäftsgang und auf die Arbeitsplätze in unserem Kanton auswirken wird. Die Folge 
davon war, dass verschiedenste runde Tische von unterschiedlichen Akteuren einberufen wurden, die 
zur Lösungsfindung hätten beitragen sollen. Staatsschreiber Andreas Eng hatte dann zumal via Social 
Media treffend deponiert: Schreiner sollte man sein ob so vielen runden Tischen, die hier geschaffen 
werden. Die vorliegende Interpellation zeigt auf, dass sich zumindest an dem runden Tisch vom 13. April 
2015 und auch auf den Stühlen darum herum und auf dem geöffneten Dossier viel Staub angesammelt 
hat. Es ist gut, dass die Interpellantin den Staub aufgewirbelt hat. Die CVP/EVP/glp/BDP-Fraktion erwar-
tet, dass die involvierten, zuständigen Personen die vereinbarten Schwerpunktmassnahmen umsetzen 
und dauerhaft dranbleiben. 

Doris Häfliger (Grüne). Es scheint, als würden wir alle ernüchtert im aufgewirbelten Staub sitzen. Ich 
denke aber, dass die ganze Sache - die Interpellation lautet ja «Stand der Dinge» - hochkomplex ist. 
Wenn es einfache Lösungen geben würde, würde es keine Verzögerungen geben. Die Sozialpartner 
gehören alle an den Tisch, das ist klar. Es ist aber das Wort Wirtschaftsraum gefallen. Das zieht viel grös-
sere Kreise als nur die Frankenstärke. In den Sonntagszeitungen konnte gelesen werden, dass die gros-
sen Verlierer der Frankenstärke momentan nicht die Wirtschaft, sondern die Pensionskassen sind. Es ist 
also ein grosses Regelwerk. An einem Rädchen zu drehen, heisst, andere Rädchen miteinzubeziehen, bei 
welchen wir nicht wissen, was dabei herauskommen wird. Vielleicht kommt es nicht so heraus, wie wir 
es wollten. Es ist eine sehr schwierige Aufgabe und es ist eine Daueraufgabe. Wahrscheinlich gibt es auf 
allen Seiten Verlierer. Gewinner sind vielleicht die, die am wenigsten verlieren - Schadensbegrenzung. 
Antworten wird die Zukunft bringen. Es ist nicht mehr, wie es in den letzten Jahren war. Wir befanden 
uns in Sicherheit und wir wissen noch nicht, wo wir in Zukunft hinkommen werden. Die Erde oder die 
Wirtschaft oder das System befinden sich im Umbruch, in einer Art Pubertät und das macht Angst. Wir 
alle wollen Sicherheit in der Wirtschaft und bei den Pensionskassen, im Grunde genommen überall. Es 
ist uns wohl allen klar, dass das nicht einfach zu erreichen ist. Ich bin überzeugt davon, dass die meisten 
von uns im Wirtschafts- wie auch im sozialen Bereich ihr Möglichstes tun, damit wir im Gleichgewicht 
bleiben können. Der Regierungsrat hat in der Antwort zur Frage 3 gesagt, dass es hier viele Leistungs-
felder gibt und dass er das als Daueraufgabe sieht. Wir sehen diese allumfassend und wir wünschen uns, 
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dass es so wenig Verlierer wie möglich gibt oder dass die Gewinner letztlich wieder in einem stabilen 
System sein werden. Es wird wohl noch seine Zeit brauchen, bis das erreicht ist. 

Manfred Küng (SVP). Bei uns ist der Eindruck entstanden, dass man die Umsetzung und Weiterführung 
der Gespräche des runden Tisches nicht mit dem Engagement vorangetrieben hat, das man durchaus 
hätte aufwenden können, wenn man Lust dazu gehabt hätte. Es blieb dünn. Was uns insbesondere 
irritiert hat, ist Ziffer 3.1.2, die Antwort auf die Frage 2. Da kann man nachlesen, dass ein Mitarbeiter 
der Firma Ecopol AG vermutlich ein Burnout hat und die Wirtschaftsstrategie des Kantons Solothurn so 
zu ruhen hat, bis sich der Mitarbeiter wieder erholt hat. Ich habe mir die Freiheit genommen, die 
Homepage von der Firma Ecopol AG zu besuchen. Zuerst muss ich aber sagen, dass ich mich hier nun 
leider um einen sachlichen Ton bemühen muss. Ich hätte die grössere Freude daran, das Thema in mei-
ner alten Rolle als Oberst der Krebszunft genüsslich ausschlachten zu können. Es fällt auf, dass Ecopol 
vermerkt, dass sie im April 2015 einen runden Tisch zur Frankenstärke geleitet hat. Zum gleichen Thema 
wurden Führungsgremien von Gommiswald im Mai 2015 unterstützt. Der Gemeinderat von Niederbüren 
sowie der Gemeinderat von Herisau wurden diesen Frühling unterstützt. Im August 2016 wurde das 
Thema auch in Ruggell thematisiert. Für all jene, die in Geografie nicht stärker sind als ich: Ruggell ist 
eine kleine Gemeinde des Fürstentums Liechtenstein, welches im Osten an die Schweiz grenzt. Wenn 
man den Kanton Solothurn auf der gleichen Stufe wie verschiedene, kleinere Gemeinden genannt be-
kommt, stimmt irgendetwas in der Bearbeitung dieses Themas nicht. Wenn dies zudem ein so kleiner 
Anbieter ist, dass ein Schnupfen oder ein ähnliches Gebresten eines Mitarbeiters dazu führt, dass der 
Kanton Solothurn bei der Bearbeitung dieser Thematik keine Unterstützung mehr hat, hat man bei der 
Beratersuche wahrscheinlich einen Fehler gemacht. Darüber müssen wir uns nun nicht auslassen, ich 
möchte aber beliebt machen, dass man ein nächstes Mal einen Berater sucht, der nicht nur Gommiswald 
beraten hat, sondern der ein breiteres Profil vorweisen kann. Im Namen der Fraktion mache ich dem 
Regierungsrat auch beliebt, sich zu fragen, ob es den Berater wirklich braucht oder ob es nicht einen 
anderen Weg gäbe, um sich Klarheit darüber zu verschaffen, wie die Führung des Kantons Solothurn die 
Fragen der Arbeitsplatzsicherheit angehen soll. 

Albert Studer (SVP), Präsident. Kann ich nach dem Zufriedenheitsgrad fragen? Oder wird eine Schlusser-
klärung verlangt? 

Manfred Küng (SVP). Wir sind mässig befriedigt. 

Markus Grütter (FDP). Der Regierungsrat hat die Fragen offen und ehrlich beantwortet. Wir haben es 
seinerzeit sehr begrüsst und finden es noch immer gut, dass der runde Tisch, an dem ich selber teilneh-
men durfte, einberufen wurde. Immerhin haben rund 70 Personen an zwei Sitzungen konstruktive Dis-
kussion führen können. Wir haben uns aber auch gefragt, ob nicht auch die Wirtschaftsförderung oder 
Wirtschaftsvertreter die Ideen hätten weiterentwickeln und eine Wirtschaftsstrategie erarbeiten kön-
nen, anstatt dass man eine auswärtige Firma engagiert hätte. Es ist aber so, dass die Firma Ecopol, die 
ich nicht weiter kenne, damit beauftragt wurde, die Sache an die Hand zu nehmen. Was wir aber nicht 
verstehen, ist, dass das ganze Projekt nun blockiert ist, weil ein Mitarbeiter dieser Firma ein Burnout 
erlitten hat. Natürlich wünschen wir ihm gute Besserung. Wir haben den Eindruck, dass die Behandlung 
der Problematik der Frankenstärke beim Regierungsrat nicht oberste Priorität hat. Es handelt sich um ja 
um das gleiche Amt, das den Firmen, die Formulare zu spät einreichen, weil eine Sekretärin krank ist, 
den Staatsanwalt ins Haus schickt. Vielleicht mögen Sie sich an diese Diskussion erinnern. Ich bin aber 
überzeugt, dass die Prioritäten zur Problematik der Frankenstärke höher gesetzt werden und dass wir 
aus Verlierern, Doris Häfliger, Gewinner machen. Das ist wirklich ein Problem, dass wir im Interesse des 
Kantons angehen müssen. 

Esther Gassler (Vorsteherin des Volkswirtschaftsdepartements). Die Beratungsfirma wurde aufgrund 
ihrer Referenzen sehr gezielt ausgesucht. Die Schweizer Nationalbank, die Berner Kantonalbank, die 
Kantone Thurgau und Appenzell und weitere andere hat Manfred Küng nicht erwähnt, sondern er hat 
lediglich drei oder vier kleine Gemeinden genannt. Wir haben bereits mit der Firma Ecopol zusammen 
gearbeitet. Sie ist vor allem mit der St. Galler Hochschule, die in der Wirtschaft gute Aussagen machen 
kann, bestens vernetzt und deshalb wären wir froh, wenn wir diesen Teil von ihr bekommen würden. 
Zudem ist nicht irgendein Mitarbeiter vom Burnout betroffen. Selbstverständlich werden wir schauen, 
wie wir nun weiterarbeiten können. Die Industriepolitik darf nicht allzu hoch aufgehängt werden. Es ist 
wichtig, dass es eine Aussensicht gibt, aber selbstverständlich arbeiten wir mit der Innensicht weiter. Wir 
haben die Grundlagen, auf denen es basiert. Ich nenne einige Themen. Es geht um Ansiedlungspolitik, 
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um Fachkräftemangel, um Berufsbildung über alle Stufen, um Nachholbildung, um Nähe zu Forschungs-
instituten, um Verkehrspolitik und um administrative Entlastung. Das sind nicht alle Bereiche, aber diese 
gehören zum Fundament. Im Moment wird das durch die Umsetzung der Unternehmenssteuerreform III 
überlagert. Das haben Sie bereits gehört. Neben dem Angebot an die Wirtschaft, das wir machen, wird 
auch die Wirtschaft Anstrengungen unternehmen müssen, um etwas zurückzugeben. Hierbei geht es 
um das Verhältnis von Beruf und Familie und um den Inländervorrang. Dazu werden wir wieder mit der 
Wirtschaft und den Sozialpartnern - was uns immer klar war, Markus Baumann - zusammensitzen und 
schauen, wie wir für die Umsetzung der Unternehmenssteuerreform III ein Paket schnüren und der Be-
völkerung erklären können, wieso es dieses braucht. 
Man hat die Erwartung, dass man mit einer Wirtschaftspolitik vor allem die Wirtschaft entlasten kann. 
Geschieht etwas wie die Aufhebung der Frankenuntergrenze, besteht immer auch die Versuchung, sofort 
zu sagen, dass wir Beträge sprechen und dass wir Programme machen. Gestern war in der NZZ zu lesen, 
dass die Wirksamkeit solcher Massnahmen unbekannt ist. Die Eidgenössische Finanzkontrolle verfügt nun 
über gewisse solcher Massnahmen, die man im ersten Schreck beschlossen hatte, was man alles unterstüt-
zen will. Hier ist die Rede von rund 10 Millionen Franken, von denen man nicht genau weiss, wo sie sind, 
aus welchen Gründen wer was erhalten hat, geschweige denn, was sie bewirkt haben. Von solchen Mass-
nahmen werden wir auch weiterhin absehen. Wir befinden uns aber in Dauerarbeit. Man soll sich ja nicht 
selber rühmen, das kommt nie gut heraus, aber ich möchte erwähnen, dass der Staat Bayern etwa alle fünf 
Jahre eine Studie machen lässt. Dabei lässt er die industrielle Standortqualität von Bayern im internationa-
len Vergleich untersuchen. Diese Studie ist im August 2016 erschienen. Es ist höchst erfreulich zu wissen, 
dass die Schweiz auf dem ersten Rang ist. Die Schweiz hat trotz eines kleinen heimischen Marktes und 
sozusagen keiner natürlicher Ressourcen das beste Ergebnis von 45 Ländern und dem Bundesland Bayern 
erzielt. Bayern belegt den zweiten Platz. Die Gründe dafür sind gut beschrieben. Wir sind vor allem in den 
Bereichen Wissen und Markt weltweit dominierend, und zwar so stark dominierend, dass wir auch die 
hohen Kosten, die wir haben - hier liegen wir auf dem letzten oder zweitletzten Platz - damit wettmachen 
können, was wir im Bereich des Bildungsstandes der bestausgebildeten Personen und dem Markt, d.h. 
Kundenorientierung, Marktgrösse, Wertschöpfungsketten, offene Volkswirtschaft und Unternehmensclus-
ter aufweisen können. Das sind hocherfreuliche Nachrichten, zumal wir diese nicht selber erarbeitet ha-
ben. Auch die Firma Biogen, die sich für den Kanton Solothurn entschieden hat, hatte ebenfalls 40 Länder 
und im Anschluss viele Kantone geprüft. So falsch können wir also nicht liegen. Die Werte bei der Arbeits-
losigkeit stimmen. Diese sind im Kanton Solothurn in der Regel ein halbes Prozent tiefer als im Durch-
schnitt in der Schweiz. Das ist ebenfalls gut. Es heisst aber nicht, dass wir uns zurücklehnen sollen. Es 
stimmt im Bereich der Kurzarbeit. Weiter freut es mich ausserordentlich, dass wir Mitte September 2016 im 
ehemaligen ABB-Gebäude in Deitingen die Firma Megasol einweihen können. Sie wird einen Cleantech-
Businesspark eröffnen. Das ist eine sehr gute Nachricht für unseren Kanton. Damit will ich sagen, dass es 
weder am Willen noch an der Lust fehlt, etwas zu machen, sondern wir sind mit Willen und Lust bei der 
Arbeit und es schaut auch etwas dabei heraus. Aber wir wissen: Wer nicht lockerlässt, gewinnt. 

I 0113/2016 

Interpellation Manfred Küng (SVP, Kriegstetten): Massnahmen zum Schutz von Arbeitsplät-

zen in der Solothurner Exportindustrie 

Es liegt vor: 

Wortlaut der Interpellation vom 6. Juli 2016 und schriftliche Stellungnahme des Regierungsrats vom 
16. August 2016: 
 
1. Vorstosstext. In der Volksabstimmung vom 23. Juni 2016 in Grossbritannien wurde beschlossen, aus 
der Europäischen Union auszutreten (BREXIT). Fachleute befürchten, dass der Schweizer Franken wieder 
an Wert gewinnen könnte, wodurch die hiesige Exportindustrie wieder unter Druck geraten könnte und 
Arbeitsplätze in diesem für die Solothurner Wirtschaft wichtigen Segment gefährdet sein könnten. 
Die Nationalbank hat seit dem 23. Juni 2016 laut Medienmitteilungen wieder interveniert, um den Kurs 
des Schweizer Frankens gegenüber dem Euro halten zu können. Bereits früher hatte die Nationalbank 
durch Währungsinterventionen versucht, den Kurs des Frankens tief zu halten, bis sie am 15. Januar 
2015 den Mindestkurs von damals CHF 1.20 pro Euro aus Kostengründen aufgeben musste. Es ist nie-
mand in der Lage vorherzusagen, wie lange die Nationalbank den Kurs des Schweizer Frankens noch 
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stabilisieren kann und ob bzw. bis wann die Nationalbank aus Kostengründen die Kurspflege wieder 
aufgeben müsste, wie das bereits im Januar 2015 der Fall war. Ähnliche Problemsituationen für die ex-
portorientierten Arbeitsplätze werden sich für alle anderen künftigen Ereignisse ergeben, die eine 
Flucht in den Schweizer Franken bewirken. Es stellt sich die Frage, welche Massnahmen der Kanton So-
lothurn vorkehren kann, um die exportorientierten Unternehmen vor den Auswirkungen der Entwick-
lung des Schweizer Frankens zu schützen. 
Die hiesigen Unternehmen könnten es sich einfach machen, wenn sie den Produktionsstandort im Kan-
ton Solothurn aufgeben und stattdessen künftig in Deutschland, Frankreich oder Polen produzieren. 
Der Kanton Solothurn hat aber ein Interesse daran, die Arbeitsplätze im Kanton zu erhalten.  
Die Gefahr negativer Folgen aus der Währungsentwicklung kann deutlich gemindert werden, wenn die 
Unternehmen ihre Produktionskosten in der für ihre Geschäftstätigkeit wesentlichen Währung umla-
gern können. Das Währungsproblem hiesiger Unternehmen, die in den Euro-Raum exportieren, wäre 
gelöst, wenn sie in Euro statt in Schweizer Franken produzieren könnten. Ein Beispiel: eine Maschinen-
fabrik bezieht ihre Rohmaterialien aus Deutschland und Frankreich und bezahlt dafür in Euro und sie 
liefert ihre Maschinen nach Deutschland und Frankreich und wird dafür in Euro bezahlt. Weil das Un-
ternehmen im hiesigen Markt in Schweizer Franken rechnet, fallen Wechselgebühren und Bankspesen 
für Währungs-Absicherungs-Geschäfte an. Lässt man diesem Unternehmen die Freiheit anstatt in 
Schweizer Franken in Euro zu produzieren, sollten sich für dieses Unternehmen keine nennenswerten 
Nachteile bei einer Werterhöhung des Schweizer Frankens einstellen. Damit stellt sich die Frage nach 
den rechtlichen Rahmenbedingungen für eine Produktion in Euro. 
Das Schweizer Rechnungslegungsrecht gestattet den Unternehmen bereits heute, ihre Bilanz und Er-
folgsrechnung in Fremdwährung (US-Dollar, Euro, Pfund) aufzustellen (Art. 958d Abs. 3 OR). Das 
Schweizer Vertragsrecht lässt es bereits heute zu, Waren oder Dienstleistungen anstatt in Schweizer 
Franken in Fremdwährung zu bezahlen (Art. 84 Abs. 2 OR). Sodann lässt es das Schweizer Arbeitsrecht 
bereits heute zu, den Lohn in Fremdwährung zu bezahlen, und mancher Arbeitnehmer mag lieber sei-
nen Lohn in Euro anstatt sein Arbeitslosengeld in Franken bekommen. Viele Schweizer Geschäfte in 
Grenznähe schreiben bereits heute ihre Preise gleichzeitig in Franken und Euro an und akzeptieren 
bereits heute beide Währungen beim Einkauf. An vielen Bancomaten kann bereits heute neben Franken 
auch Euro bezogen werden.  
Teile der Privatwirtschaft sind daher bereits heute gerüstet, wenn eine oder mehrere Fremd-währungen 
als Komplementärwährung eingesetzt würden. Der Einsatz einer Komplementärwährung zur Lösung 
oder Abschwächung von Währungsentwicklungen wurde bereits früher von Fachleuten empfohlen (vgl. 
z.B. Schuster/Kennedy, Zeitschrift für Sozialökonomie 170-171/2011). Aus dem Blickwinkel der privat-
rechtlichen Bestimmungen erscheint es daher ohne weiteres möglich, dass ein hiesiges Unternehmen 
seine Produktionskosten auf Euro oder auf eine andere Fremdwährung umstellt.  
Im Jahr 2015 haben sich die Arbeitnehmer und die Arbeitnehmervertretungen weitblickend verhalten 
und haben, um Arbeitsplätze erhalten zu können, einer temporären Verlängerung der Arbeitszeit zuge-
stimmt, um die Produktionskosten für die hiesigen Exportunternehmen senken zu können. Es ist deshalb 
denkbar, dass die Arbeitnehmer bereit wären, sich in Euro entlöhnen zu lassen. Selbstverständlich wäre 
es Aufgabe der Arbeitnehmervertretungen, Schutzmechanismen mit den Arbeitgebern auszuhandeln, 
um Missbräuche zu verhindern. 
Nachdem der Bund als Gesetzgeber die privatrechtlichen Rahmenbedingungen schon bereit-gestellt hat, 
damit die hiesigen Unternehmen ihre Produktionskosten auf Euro oder auf eine andere Fremdwährung 
umstellen können, liegt es nun am Kanton Solothurn zu prüfen, ob die Vorschriften des öffentlichen 
Rechts dergestalt anzupassen sind, dass umstellungswilligen Unternehmen keine Steine in den Weg 
gelegt werden, wenn sie die hiesigen Arbeitsplätze durch die Umstellung der Produktionskosten in 
Fremdwährung erhalten wollen.  
In diesem Zusammenhang wird der Regierungsrat höflich ersucht, die folgenden Fragen zu beantwor-
ten: 
1. Wie viele exportorientierte Arbeitsplätze sind im Kanton Solothurn von der Währungsentwicklung 

des Schweizer Frankens in ihrem Bestand potentiell gefährdet? 
2. Die Verteuerung des Schweizer Frankens hat offenbar auch Auswirkungen auf die Tourismusbran-

che. Sind hier auch Arbeitsplätze im Kanton Solothurn betroffen? 
3. Ist der Regierungsrat bereit, von Unternehmen, die ihre Bilanz und Erfolgsrechnung nach Art. 958d 

Abs. 3 OR auf eine Fremdwährung umgestellt haben, Steuern und Gebühren ohne Aufschlag in die-
ser Fremdwährung zu berechnen und zu beziehen? 

4. Ist der Regierungsrat bereit, von Arbeitnehmern die bei Unternehmen angestellt sind, die ihre Bilanz 
und Erfolgsrechnung nach Art. 958d Abs. 3 OR auf eine Fremdwährung umgestellt haben und ihre 
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Arbeitnehmer in Fremdwährung entlöhnen, Steuern und Gebühren ohne Aufschlag in dieser 
Fremdwährung zu berechnen und zu beziehen? 

2. Begründung (Vorstosstext) 
3. Stellungnahme des Regierungsrates 
3.1 Vorbemerkungen. Der Entscheid Grossbritanniens, aus der Europäischen Gemeinschaft EU auszutre-
ten (Brexit), hatte erwartungsgemäss Auswirkungen auf die internationalen Devisenmärkte. Das briti-
sche Pfund verlor gegenüber den wichtigsten Währungen, so auch dem Franken, in kurzer Zeit massiv 
an Wert. Seine Bedeutung als Transaktionswährung wird sicher in naher Zukunft darunter leiden. Dem-
gegenüber erholten sich der US-Dollar und der Euro gegenüber dem Franken relativ rasch. Das mag 
sicher auch an den Interventionen der Schweizerischen Nationalbank SNB liegen. Das genaue Ausmass 
und die erzielten Wirkungen dieser Interventionen können wir nicht im Detail abschätzen. Vorerst sind 
die Finanzmärkte wieder einigermassen beruhigt. 
Zurzeit ist noch nicht bekannt, in welchem Zeitraum und unter welchen Modalitäten der Austritt von 
Grossbritannien aus der EU erfolgt. Die Verhandlungen dazu stehen erst an. Ebenfalls ist noch nicht 
geklärt, unter welchen Bedingungen und in welchem Rahmen Grossbritannien mit den anderen europä-
ischen Ländern politisch, aber auch wirtschaftlich, in Zukunft zusammenarbeiten wird. Es kann aber 
davon ausgegangen werden, dass sich Grossbritannien als wichtige Wirtschafts- und Handelsmacht nicht 
vollkommen isolieren wird. 
Wir gehen davon aus, dass der Brexit negative Folgen auf die Schweizer Wirtschaft haben wird. Einer-
seits wird durch die Stärkung des Schweizer Frankens die Wettbewerbsposition der Exportwirtschaft 
verschlechtert, anderseits wurde damit ein weiterer, wichtiger Unsicherheitsfaktor geschaffen. Unsi-
cherheiten wirken sich stets negativ auf die wirtschaftliche Entwicklung aus und hemmen insbesondere 
die Investitionsausgaben, was Auswirkungen auf die Hersteller von Investitionsgütern hat (z. B. Maschi-
nenindustrie). Die Wirtschaftsexperten gehen davon aus, dass längerfristig das Wirtschaftswachstum in 
Grossbritannien, aber auch in der Eurozone, durch das Resultat der Brexit-Abstimmung gebremst wird. 
Das wird auch wesentliche Auswirkungen auf die Schweizer Wirtschaft haben.  
Auf der anderen Seite kann der Brexit auch Chancen für die Schweizer Wirtschaft sowie den Wirt-
schaftsstandort Schweiz beinhalten, z. B. in der Verlagerung von Headquarters von Grossbritannien in 
die Schweiz. Wir verfügen jedoch über keine prospektiven Studien, die sich mit den Folgen des Brexit 
auf die Solothurner Wirtschaft auseinandersetzen. Wir sind der Ansicht, dass derartige Studien ein 
schlechtes Kosten-Nutzen-Verhältnis hätten und nur über eine eingeschränkte Aussagekraft verfügen 
würden. 
3.2 Zu den Fragen 
3.2.1 Zu Frage 1: Wie viele exportorientierte Arbeitsplätze sind im Kanton Solothurn von der Währungs-
entwicklung des Schweizer Frankens in ihrem Bestand potentiell gefährdet? Es steht fest, dass durch den 
Brexit der Franken, vor allem gegenüber dem britischen Pfund, gestärkt wurde. Aus der Währungsent-
wicklung können aber keine direkten Rückschlüsse auf die potenzielle Gefährdung von Arbeitsplätzen 
geschlossen werden. Die Wettbewerbsfähigkeit hängt von weiteren, zu berücksichtigenden Faktoren 
ab. Im Jahr 2015 wurden von Solothurner Unternehmen Waren im Wert von 215 Mio. Franken nach 
Grossbritannien exportiert. Das entspricht einem Anteil von 4.1% der Exporte des Kantons Solothurn. 
Auffällig ist, dass rund 90% auf drei Branchen entfallen, nämlich «Präzisionsinstrumente, Uhren und 
Bijouterie» (139 Mio.), «Maschinen, Apparate, Elektronik» (31 Mio.) und «Metalle» (24 Mio.). 
Für uns steht fest, dass die Solothurner Wirtschaft, insbesondere die exportorientierte Industrie, nach 
wie vor unter einem enormen, internationalen Konkurrenzdruck steht. Diese Situation ist für unsere 
Unternehmen nicht einfach. Sie verstehen es aber, mit diesen Herausforderungen umzugehen und sich 
auf den globalen Märkten zu behaupten. Dabei darf nicht übersehen werden, dass Optimierungsmass-
nahmen auch Entlassungen beinhalten können. Es gibt aber keine zuverlässigen Quellen, die prognosti-
zieren könnten, wie viele Stellen allein aufgrund des Brexit im Kanton Solothurn verloren gehen könn-
ten und vice versa natürlich auch nicht, wie viele möglicherweise geschaffen werden könnten. Die 
Entscheidprozesse, die zu einem Stellenabbau führen, sind wesentlich komplexer, als dass sie nur auf die 
Entwicklung einer Währungsentwicklung zurückgeführt werden könnten. 
3.2.2 Zu Frage 2: Die Verteuerung des Schweizer Frankens hat offenbar auch Auswirkungen auf die 
Tourismusbranche. Sind hier auch Arbeitsplätze im Kanton Solothurn betroffen? Der Schweizer Touris-
mus, der sehr stark von ausländischen Touristen abhängig ist, leidet massiv unter dem starken Schweizer 
Franken. 
Im Kanton Solothurn nimmt der Beherbergungstourismus mit rund 400'000 Übernachtungen pro Jahr 
eine relativ bescheidene Rolle ein. Das touristische Angebot im Kanton Solothurn ist stark auf den Ta-
ges- und Ausflugstourismus sowie den Event- und Seminartourismus ausgerichtet. Der Anteil der aus-
ländischen Gäste ist dabei wesentlich kleiner als in den klassischen Tourismusdestinationen. In der Folge 
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des sogenannten Frankenschocks hat sich gezeigt, dass der Tourismus im Kanton Solothurn keine Um-
satzeinbussen verzeichnen musste, sondern teilweise noch zugelegt hat. Wir gehen davon aus, dass auch 
der Brexit keinen wesentlichen Einfluss auf den Solothurner Tourismus und dessen Arbeitsplätze hat. 
3.2.3 Zu Frage 3: Ist der Regierungsrat bereit, von Unternehmen, die ihre Bilanz und Erfolgsrechnung 
nach Art. 958d Abs. 3 OR auf eine Fremdwährung umgestellt haben, Steuern und Gebühren ohne Auf-
schlag in dieser Fremdwährung zu berechnen und zu beziehen? In unserer Antwort zur Interpellation 
fraktionsübergreifend (I 038/2015): Rechtssicherheit schaffen im Umgang mit Fremdwährungen (RRB 
Nr. 2015/665 vom 21. April 2015) haben wir dargelegt und ausführlich begründet, dass die Steuern in 
Schweizer Franken festgesetzt und in der Landeswährung zu begleichen sind. Wir vertreten auch wei-
terhin diese Haltung und verweisen auf unsere damalige Begründung.  
3.2.4 Zu Frage 4: Ist der Regierungsrat bereit, von Arbeitnehmern die bei Unternehmen angestellt sind, 
die ihre Bilanz und Erfolgsrechnung nach Art. 958d Abs. 3 OR auf eine Fremdwährung umgestellt haben 
und ihre Arbeitnehmer in Fremdwährung entlöhnen, Steuern und Gebühren ohne Aufschlag in dieser 
Fremdwährung zu berechnen und zu beziehen? In unserer Antwort zur Interpellation fraktionsübergrei-
fend (I 038/2015): Rechtssicherheit schaffen im Umgang mit Fremdwährungen (RRB Nr. 2015/665 vom 
21. April 2015) haben wir uns ausdrücklich mit der Auszahlung des Lohnes in einer fremden Währung 
auseinandergesetzt. Wir verweisen auch hier auf die damalige Begründung. In Verbindung mit unseren 
Ausführungen zu Frage 3 halten wir fest, dass Arbeitnehmer, die als Ausnahme in einer Fremdwährung 
entlöhnt werden, ihre Steuern und Gebühren nicht in dieser Fremdwährung entrichten können. 

Felix Wettstein (Grüne). Das Grundproblem, das in der Interpellation angesprochen ist, scheint nicht der 
Wechselkurs an sich zu sein, sondern die inzwischen schon lange andauernde Überbewertung des 
Schweizer Frankens. Das möchte ich als Stichwort zum Thema Geld anlegen und den Geldflüssen anfü-
gen. Manfred Küng hat seine Interpellation mit einer ausführlichen Begründung eingeleitet. Beim 
Durchlesen seiner Überlegungen hatte ich - und wie ich erfahren habe auch andere Mitglieder unserer 
Fraktion - einen seltsamen Gedanken. Manfred Küng fragt, ob es nicht gut wäre, wenn man als Unter-
nehmer die Freiheit hätte, in Euro statt in Schweizer Franken zu produzieren, auch in Euro einzukaufen, 
die Löhne in Euro auszuzahlen, die Steuern in Euro zu bezahlen und Gebühren in Euro zu entrichten. Da 
ich habe ich mir gedacht, dass wir den Schweizer Franken genau so gut fallen lassen und den Euro zur 
Währung der Schweiz machen können. Ich habe diesen seltsamen Gedanken aber sofort wieder ver-
scheucht, weil es der Interpellant sicher nicht so gemeint hat. Hinzu kam ein anderer Gedanke. Wie 
wäre es, wenn es wieder kehrt und der Euro beispielsweise 1.60 Franken Wert hätte? Es ist noch nicht 
lange her, als es so war. Gerade gestern haben wir bei der Lehrmitteldiskussion gehört, dass bei den 
aktuell gültigen, obligatorischen Lehrmitteln mit einem ähnlichen Umrechnungsfaktor gerechnet wird. 
Was würde das also bedeuten? Müsste man im Tourismus auf Mallorca die Löhne in Schweizer Franken 
auszahlen? Oder könnte man in Luxemburg wählen, ob man seine Steuern in Schweizer Franken zahlen 
darf? Das wären schöne Aussichten. 
Aber ernsthaft: Wenn wir auf der Welt verschiedene Währungen haben, gibt es gleichzeitig immer bei-
des: solche, die aktuell profitieren und das nächste mal wieder strampeln und umgekehrt. Sobald es 
irgendwo auf der Welt eine überbewertete Währung gibt, setzen Geldfluchtbewegungen in die Rich-
tung dieses scheinbar sicheren Hafens ein und prompt leidet nachher die Exportwirtschaft. Der Staat 
kann hier herzlich wenige Massnahmen ergreifen, die allen helfen sollten, der ganzen Exportwirtschaft 
beispielsweise. Entweder würden auch die, die es gar nicht nötig haben, dass man ihnen unter die Arme 
greift, im Seitenwagen mitfahren oder man nimmt das fehlende Geld an einem Ort weg, zum Beispiel 
bei den Privatpersonen, oder beides. 

Markus Baumann (SP). Ich mache es kurz: Interpellationen, die mit Antworten, die bereits vor einem 
Jahr gegeben wurden, beantwortet werden, erachte ich als wenig sinnvoll. So gesehen denke ich, dass 
man sich diesen Aufwand hätte sparen können. Das Einzige, was mich ein wenig erstaunte, ist, dass sie 
aus einer Ecke kommt, wo die EU des Teufels genannt wird. Geht es aber um Geld, ist man bereit, über 
Eurolöhne und Eurosteuern etc. zu sprechen. Ansonsten gibt es nicht viel dazu zu sagen. 

Heiner Studer (FDP). Um vorweg unsere Meinung mitzuteilen: Die FDP.Die Liberalen-Fraktion ist mit den 
Antworten des Regierungsrats einverstanden. Das ist nicht verwunderlich und ich kann mich meinem 
Vorredner anschliessen. Mit der Interpellation von Christian Imark von vor einem Jahr wurden praktisch 
die gleichen Fragen gestellt. Der Regierungsrat ist auch heute noch der Ansicht, dass die Steuern in 
Franken abzurechnen und zu begleichen sind gemäss dem Motto, dass die Eigenständigkeit eines Staa-
tes davon abhängt, dass er eine eigenständige Währung hat. Nach einer relativ kurzen Zeit nach dem 
Brexit können dessen Auswirkungen nicht oder noch nicht definitiv beurteilt werden. Die Solothurner 
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Unternehmen stehen nicht erst jetzt, sondern standen seit der Freigabe des Frankens stark unter Druck. 
Ihnen kann man hier ein Kränzchen winden. Sie sind zuverlässig und innovativ und fliegen nicht beim 
ersten Windstoss davon, d.h. sie wandern nicht ins Ausland ab.  

Georg Nussbaumer (CVP). Es ist immer wieder erstaunlich, wie kreativ Manfred Küng Interpellationen 
mit einem gewissen Unterhaltungswert kreiert. Es wäre allerdings schön, wenn er zuerst im Archiv des 
Kantonsrats nachschauen würde, bevor er mit grossem Eifer die Grundlagen seiner Vorstösse zusam-
mensucht. So könnte er allenfalls feststellen, dass sich das Ganze erübrigt, weil wir bereits vor einem 
Jahr darüber gesprochen haben. Grundsätzlich finde ich es - wie wohl wir alle - interessant, dass ein SVP-
Politiker mit einem Vorstoss quasi der Einführung des Euros Vorschub leisten möchte. Das wäre die un-
weigerliche Folge, wenn man diesen Gedanken zu Ende denkt. Wenn die Unternehmen ihre Löhne in 
Euro auszahlen könnten, wäre das nur dann sinnvoll, wenn die Eurolöhne tiefer wären. Ansonsten be-
stünde kein Wettbewerbsvorteil. Das wiederum würde dazu führen, dass das Bruttoinlandprodukt stark 
absinken würde, weil die Arbeiter weniger Kaufkraft hätten. Letztlich würde es dazu führen, dass wir 
uns über die Frankenstärke und das Problem des Frankens grundsätzlich unterhalten würden. Das wie-
derum würde dahin gehen, was Felix Wettstein gesagt hat, nämlich dass wir uns darüber unterhalten 
würden, ob wir unsere Währung noch wollen oder ob wir den Euro, der von der EU kommt, die doch 
des Teufels ist, einführen. Das kann aber nicht im Sinne eines SVP-Politikers sein und so sind wir sehr 
erstaunt über diese Interpellation und erachten sie als nicht sehr zielführend. 

Manfred Küng (SVP). Ich möchte Ihnen doch nahelegen, das Parteiprogramm der SVP anzuschauen. Für 
den einen oder den anderen hier im Saal gäbe es sicher eine Horizonterweiterung, denn darin ist keine 
Rede davon, dass die EU des Teufels sei. Das finden wir überhaupt nicht, im Gegenteil - wir alle reisen 
zwischendurch gerne mal nach Paris und kaufen den Frauen Handtaschen. Oder wir reisen gerne nach 
München und trinken ein Mass Bier. Oder wir reisen gerne nach Italien und geniessen das dolce vita. 
Was wir aber nicht wollen, ist, diesem Club beizutreten. Aber nur, weil ich irgendwo nicht beitreten will, 
muss ich das noch nicht des Teufels finden. Ich finde die Sozialdemokraten nicht des Teufels. Ich finde 
das eine gute Einrichtung und es war in der schweizerischen Geschichte ein wichtiger Entwicklungs-
schritt (Heiterkeit im Saal), aber deswegen würde ich der SP doch nicht beitreten wollen. Als Ehrenmit-
glied würde ich vielleicht einmal vorbeischauen, das wäre es dann aber auch schon gewesen. Also: Nur 
weil man irgendwo nicht beitreten will, muss das noch nicht als Teufelsgestalt gesehen werden. Es ist 
klar, dass der Franken unsere Währung bleibt und sehr gut gepflegt wird, deswegen gibt es so viele 
Leute, die in den Franken wollen. Das ändert aber nichts daran, dass der starke Franken unsere Arbeits-
plätze in der Exportindustrie und in der Tourismusbranche gefährdet. Wenn man hier ein Instrument 
wirtschaftspolitischer Natur schaffen könnte, um den Unternehmen einen Schritt entgegenzukommen, 
so sollte das meiner Meinung nach nochmals geprüft werden. 
Regierungsrätin Gassler hat im vorherigen Votum gesagt, dass die Ansiedlungspolitik ihrer Meinung 
nach ein sehr wichtiger Faktor in der Wirtschaftspolitik darstelle. Wenn der Regierungsrat gesagt hätte, 
dass die Idee, die Steuern in Euro zu bezahlen, gut wäre, hätte ich mich zuerst in die Wange gekniffen, 
um zu sehen, ob ich im falschen Film bin, da ich das nicht erwartet hätte. Der Kanton hätte aber wahr-
scheinlich im Wallstreet Journal und Financial Times Schlagzeilen gemacht. Man hätte weltweit davon 
Kenntnis genommen, dass der Kanton Solothurn derart flexibel und wirtschaftsnahe ist, dass er die Ar-
bitragegeschäfte in der Währungsabsicherung nicht mehr bei den Unternehmen belässt, sondern dass er 
sagt, dass seine Tresorie so gut aufgestellt sei, dass er das Geschäft für die Unternehmen übernehmen 
würde, damit sich diese auf ihre Kernkompetenzen konzentrieren können. Der Kanton wäre dafür be-
sorgt, zusammen mit der Nationalbank zu schauen, wie der Euro in Schweizer Franken umgerechnet 
werden können. Das wäre ein möglicher Lösungsweg gewesen, der aber ein wenig Flexibilität benötigt 
hätte. Wir werden daran arbeiten, dass wir im Kanton Solothurn an Flexibilität gewinnen, um solche 
Sachen machen zu können. 

Albert Studer (SVP), Präsident. Darf ich den Zufriedenheitsgrad abfragen? 

Manfred Küng (SVP). Ich bin selbstverständlich zufrieden, weil der Regierungsrat genau so reagiert hat, 
wie ich es erwartet habe (Heiterkeit im Saal). 

Albert Studer (SVP), Präsident. Das war eine gute und humorvolle Antwort. Eine kleine Anmerkung 
meinerseits: Auch in Solothurn gibt es schöne Handtaschen (Heiterkeit im Saal). Somit schliessen wir 
diesen nicht ganz trockenen, sehr schönen und angeregten Morgen ab. Ich werde Ihnen nun die Ge-
schäfte, die eingegeben wurden, vermitteln. Wir haben noch fünf Geschäfte, die auf der Traktandenlis-
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te stehen geblieben sind, was nicht schlimm ist und wir haben 16 neue Geschäfte. Ich schliesse den heu-
tigen Sitzungsmorgen mit dem Wunsch ab, dass Sie einen schönen Nachmittag haben werden, es richtig 
geniessen und dass es heute Abend auf dem Allerheiligenberg ein gutes Essen gibt. Ich hoffe, dass Pet-
rus weiterhin mitspielt. Nehmen Sie trotzdem eine Jacke mit, denn wir möchten draussen essen. Damit 
schliesse ich definitiv. 

Neu eingegangene Vorstösse: 

I 0136/2016 

Interpellation Thomas Marbet (SP, Olten): Trinkwasserschutz: Ist der Schutz der Bevölkerung 

bei einem Notfall gewährleistet? 

  
Beim Unfall im japanischen Kernkraftwerk Fukushima-Daiichi am 11. März 2011 floss Wasser aus den 
Atomreaktoren, das mit radioaktivem Iod bzw. radioaktivem Cäsium ausserordentlich hoch kontami-
niert war. Dass radioaktiv kontaminiertes Wasser wie in Fukushima in grossen Mengen aus einem 
schweizerischen Kernreaktor auslaufen könnte, wird in den Unfallszenarien des ENSI jedoch nicht be-
rücksichtigt. Entsprechend fehlt der gesetzlich vorgeschriebene Notfallschutz für ein solches Szenario. 
Eine wissenschaftliche Studie – Untersuchung möglicher Folgen eines schweren Unfalls in einem schwei-
zerischen Kernkraftwerk auf die Trinkwasserversorgung - des Öko-Instituts Darmstadt (September 2014) 
zeigt auf, dass in einem solchen Fall die Trinkwasserentnahme aus Aare und Rhein innert weniger Stun-
den für Wochen und Monate eingestellt werden müsste. In einer «Aktennotiz» vom 27.2.2015 hat das 
Eidgenössische Nuklearsicherheitsinspektorat (ENSI) die vom Öko-Institut berechneten Fliessgeschwin-
digkeiten bestätigt. Laut ENSI dauert es zwischen 9 und 31 Stunden bis verseuchtes Wasser aus Beznau, 
Leibstadt oder Gösgen am Ort der Trinkwasserfassungen der Stadt Basel eintrifft. Nur zwei bis vier 
Stunden dauert es, bis die Radioaktivität aus dem Atomkraftwerk Mühleberg den Bielersee und die 
dortigen Trinkwasserfassungen erreichen würde. Das ENSI verlangt unverständlicherweise auf Grund 
dieser Befunde von den Betreibern keinerlei technische Massnahmen gegen eine unkontrollierte Frei-
setzung von radioaktiv kontaminiertem Wasser (z.B. Auffangbecken, Dekontaminierungsanlagen), die 
etwas kosten würden. Es erwägt nur eine billige Revision der Alarmpläne. Bei einem Atomunfall vom 
Typ Fukushima könnte das Wasser von Aare und Rhein während Wochen und Monaten nicht mehr zur 
Trinkwassergewinnung genutzt werden. Der Regierungsrat ist gebeten, die folgenden Fragen zu be-
antworten: 
1. Welche Vorsorge gegen eine akute Trinkwasserkontamination durch Radioaktivität ist derzeit im 

Kanton griff- und betriebsbereit? 
a. Wo stehen konkret die entsprechenden Tankwagen/Transportkapazitäten und Trinkwasserliefe-

rungen bereit? 
b. Für welche Mengen Trinkwasser (Liter/Kopf/Tag) über welche Zeiträume ist mit Sicherheit vorge-

sorgt? 
c. Woher werden die betroffenen Einwohner, soweit sie nicht evakuiert werden müssen, mit Trink-

wasser versorgt? 
2. Welche Radioaktivitätsmengen (insb. Cäsium, Strontium, Jod) werden im angestrebten Referenzsze-

nario der Notfallplanung unterstellt und wie unterscheidet sich dieses Szenario quantitativ von den 
Emissionsmengen in Fukushima? Trifft es zu, dass das ENSI als Referenzszenario nur Unfallvarianten 
berücksichtigen will, bei denen 100 bis 1000 Mal weniger Radioaktivität in die Gewässer austritt als 
in Fukushima und, falls dies zutrifft, welchen Wert haben solche Schein-Szenarien nach Ansicht des 
Regierungsrats? 

3. Was wären die Konsequenzen einer längerfristigen Trinkwasserverseuchung für Bevölkerung und 
Wirtschaft, z.B. über mehrere Jahre? 

4. Die «Faustregeln» des ENSI vom 27. Februar 2015 enthalten keine Angaben darüber, welche Mengen 
an Radioaktivität freigesetzt würden. Mit der publizierten Formel werden die Spitzenwerte herun-
tergespielt, weil die Abgabe über die gesamte Dauer der Emissionen gemittelt und die Spitzenwerte 
geglättet werden. So versäumen es die Verantwortlichen im ENSI, eine Abschätzung des Verlaufs der 
Emissionen und deren Konzentration über die Zeit zu berechnen, was für eine Beurteilung der effek-
tiven Gefährdung entscheidend ist. Zuständig für die Notfallmassnahmen sind die Kantone. 
a. Kann der Regierungsrat darlegen, in welchen Mengen und in welchem Zeitverlauf eine Wasser-

verseuchung bei einem Unfall aus seiner Sicht erwartet wird? 



732 V. Session – 12. Sitzung - 31. August 2016 

b. Kann der Regierungsrat darlegen, welche Massnahmen konkret vorbereitet sind, solange das 
ENSI seine eigenen Befunde und Berechnungsmethoden zu den Emissionen verheimlicht? 

c. Teilt der Regierungsrat die Auffassung, dass der Notfallschutz realistische Szenarien beinhalten 
müsste, um wirksam zu sein? 

d. Wie hat sich der Bundesrat bezüglich Notfallpläne nach dem Unfall von Fukushima geäussert? 
Werden die damaligen Erwartungen heute in den Kantonen umgesetzt? 

5. Teilt der Regierungsrat die Auffassung, dass nach den Erfahrungen in Fukushima die Katastrophen-
vorsorge der Betreiber mit technischen Massnahmen verbessert werden muss, zum Beispiel durch 
Einrichtung von Dekontaminationsanlagen und Restwasserbecken? Was unternimmt er, dass das 
ENSI diesbezüglich endlich aktiv wird? 

6. Teilt der Regierungsrat die Ansicht, dass die Schliessung der Schweizer Atomkraftwerke beschleunigt 
werden muss, wenn sich zeigt, dass die Ziele des Notfallschutzes nicht erfüllt werden können, umso 
mehr als inzwischen alle Schweizer AKWs defizitär arbeiten (vgl. NZZ vom 13.12.2014) und ihre Ent-
sorgungskosten so oder so wirtschaftlich nicht tragen können? 

 
Begründung: Im Vorstosstext enthalten. 
 
Unterschriften: 1. Thomas Marbet, 2. Markus Baumann, 3. Mathias Stricker, Markus Ammann, Fränzi 
Burkhalter, Simon Bürki, Simon Esslinger, Hardy Jäggi, Franziska Roth, Anna Rüefli, Luzia Stocker, Karl 
Tanner, Urs von Lerber (13) 

I 0137/2016 

Interpellation Simon Bürki (SP, Biberist): Wärmeisolierung und Nutzung von Alternativener-

gien bei staatlichen Liegenschaften 

  
Im kantonalen Energiekonzept formuliert der Regierungsrat die Stossrichtung im Bereich der Gebäude: 
«Im Gebäudebereich wird der Energiebedarf der Bauten reduziert und der Anteil fossiler Energien deut-
lich gesenkt. Zentral sind die energetische Erneuerung des Gebäudebestands sowie möglichst effiziente 
Neubauten».  
Der Kanton Solothurn, als grosser Liegenschaftsbesitzer, hat eine grosse Anzahl an Verwaltungs- und 
Wohngebäuden. Um den Energieverbrauch zu senken, reicht es nicht, nur bei Neubauten und bei anfal-
lenden Sanierungen energetisch effiziente Lösungen zu überprüfen und durchzuführen. Auch ältere 
staatliche Liegenschaften, bei welchen sich zurzeit keine Totalsanierung aufdrängt, sollten bspw. opti-
maler isoliert werden.  
Wir bitten darum die Regierung, folgende Fragen zu beantworten: 
1. Werden systematisch alle Verwaltungs- und Wohngebäude des Kantons Solothurn nach bester ver-

fügbarer Technik saniert? 
2. Wie kann erreicht werden, dass die energietechnische Sanierung staatlicher Gebäude nicht zu unzu-

mutbaren Mehrkosten für Miete inkl. Heiznebenkosten führt? 
3. Werden bei einer Sanierung auch Massnahmen zur Schaffung eines angenehmeren Klimas in den 

Sommermonaten geprüft, um den Einsatz von energiefressenden Ventilatoren zu verhindern? Wo 
wurde dies jeweils gemacht? Mit welchen Resultaten? 

4. Wird bei einer allfälligen Sanierung auch die Möglichkeit der Alternativenergienutzung geprüft (z.B. 
Solaranlagen auf dem Dach)? Welches waren die letzten Bauten/Sanierungen, bei welchen dies ge-
prüft wurde? Was waren die Resultate? Bei welchen kommenden Bauten/Sanierungen findet eine 
sollte Prüfung statt? 

5. Wird bei Sanierungen jeweils geprüft, ob es bei zentral geheizten Gebäuden möglich ist, wärmeiso-
lierende Massnahmen zu ergreifen, damit nicht ein Zimmer einige Grade wärmer ist als das andere 
(z.B. in Schulhäusern)? Wo wurde dies jeweils gemacht? Mit welchen Resultaten? 

6. Besteht ein Konzept für die energietechnische Sanierung von Liegenschaften unter Denkmal-
schutz/historische Gebäude (z.B. Rathaus)? 

 
Begründung: Im Vorstosstext enthalten. 
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Unterschriften: 1. Simon Bürki, 2. Urs Huber, 3. Markus Ammann, Markus Baumann, Christine Bigolin 
Ziörjen, Fränzi Burkhalter, Simon Esslinger, Thomas Marbet, Fabian Müller, Stefan Oser, Franziska Roth, 
Anna Rüefli, Susanne Schaffner, Luzia Stocker, Mathias Stricker, Karl Tanner, Urs von Lerber (17) 

I 0138/2016 

Interpellation Simon Bürki (SP, Biberist): Stand der ökologischeren Ausrichtung der Motor-

fahrzeugsteuer gemäss Legislaturplan der Regierung 

  
In der Legislaturplanung 2013-2017 der Regierung unter Kapitel B2 informiert der Regierungsrat über 
seine Ziele im Bereich «Natürliche Lebensgrundlagen nachhaltig schützen». Er erwähnt, dass aufgrund 
des immer noch steigenden Energiebedarfs sich der Regierungsrat für die bessere Nutzung der Energie 
und den Ersatz herkömmlicher Brennstoffe durch erneuerbare Energien einsetzt. Speziell geht er darauf 
ein, dass in der Legislaturperiode 2013-2017 die Motorfahrzeugsteuer «vermehrt ökologisch auszurich-
ten und umzugestalten sei. Energieeffiziente Fahrzeuge sind steuerlich zu fördern.» Im Handlungsziel 
B.2.2.2. wird dieses Ziel dann noch detaillierter umschrieben: «Die Motorfahrzeugsteuer wird vermehrt 
ökologisch ausgerichtet. Die heutige Hubraumbesteuerung wird um ökologische Anreize ergänzt. Mas-
sgabe ist die Energieeffizienz eines Fahrzeugs.» 
In diesem Zusammenhang wird der Regierungsrat gebeten, folgende Fragen zu beantworten: 
1. Steht der Regierungsrat immer noch hinter dem Ziel, die Motorfahrzeugsteuer vermehrt ökologisch 

auszurichten? 
2. Welche Varianten prüft der Regierungsrat zur Ökologisierung der Motorfahrzeugsteuer? 
3. Wie sieht die im Legislaturplan geplante Überarbeitung aus? Welche Anreize werden geschaffen? 
4. Werden verbrauchsarme Fahrzeuge gefördert? 
5. Werden die Fahrzeuge auch in Bezug auf Verkehrssicherheit (Schutz für Fussgänger) beurteilt? 
6. Wie steht der Kanton der Einführung des vom Bund vorgeschlagenen Bonus-Malus-Systems gegen-

über? 
7. Könnte es sich der Regierungsrat vorstellen, sich bei der entsprechenden Vorlage an der Auto-

Umweltliste des VCS zu orientieren? 
8. Wird der Kantonsrat die Möglichkeit haben, wie im Legislaturplan festgelegt, noch in dieser Legisla-

tur über eine entsprechende Vorlage beschliessen zu können? 
 
Begründung: Im Vorstosstext enthalten. 
 
Unterschriften: 1. Simon Bürki, 2. Mathias Stricker, 3. Markus Ammann, Markus Baumann, Christine 
Bigolin Ziörjen, Fränzi Burkhalter, Hardy Jäggi, Thomas Marbet, Fabian Müller, Franziska Roth, Anna 
Rüefli, Susanne Schaffner, Luzia Stocker, Karl Tanner, Urs von Lerber (15) 

I 0139/2016 

Interpellation Fraktion FDP.Die Liberalen: Obst- und Beerenanbau - Opfer der Kirschessigflie-

ge (KEF) 

  
In diesem Sommer war die Obst- und Beerenproduktion durch das Auftreten der Kirschessigfliege (dro-
sophila suzukii) massiv betroffen. Die Fliege tritt in der Schweiz seit 2011 auf und hat in vorangehenden 
Jahren vor allem im Weinbau für grosse Schäden gesorgt. Dieses Jahr trat die Kirschessigfliege bereits 
bei der Kirschenernte flächendeckend massiv in Erscheinung. Insbesondere der Hochstamm-Kirschen-
anbau war so stark betroffen, dass die Ernte eingestellt werden musste: der Anteil der geniessbaren 
Früchte sank gegen Null. Auch die Verwertung als Brennobst ist nicht mehr möglich. 
Ich bitte den Regierungsrat, zur Situation des neuen Schädlings die folgenden Fragen zu beantworten: 
1. Welche Möglichkeiten sieht der Regierungsrat, um die Ausbreitung der Kirschessigfliege zu bremsen 

oder zu stoppen? 
2. Werden Untersuchungen gemacht, um praxistaugliche Bekämpfungsmassnahmen zu testen? 
3. Welche Möglichkeiten zur Bekämpfung dieses neu eingeschleppten Schädlings gibt es bisher? 



734 V. Session – 12. Sitzung - 31. August 2016 

4. Wie beurteilt der Regierungsrat die Auswirkungen des Kirschessigfliegenbefalls auf den Hochstam-
mobstbau und die Landschaft im Schwarzbubenland? Welche Massnahmen sind aus dem Mehrjahre-
sprogramm Natur und Landschaft möglich, wenn weiterhin wirksame Bekämpfungsmassnahmen 
nicht verfügbar sind? 

5. Intensivobstanlagen und Beerenanlagen können teilweise mittels Mückennetzen geschützt werden. 
Ist der Regierungsrat bereit, die dazu notwendigen Einrichtungen unbürokratisch und zeitgerecht zu 
bewilligen? 

6. Welche Massnahmen sieht der Regierungsrat, damit die weitere Verbreitung dieses Schädlings ge-
stoppt werden kann? 

7. Ist der Kanton in der Lage, die für die Bekämpfung dieses neuen Schädlings notwendigen Bera-
tungsdienstleistungen zu erbringen?  

 
Begründung: Der Kirschenanbau ist im Schwarzbubenland ein wichtiger wirtschaftlicher Faktor der 
Landwirtschaft. Auf den Beerenanbau spezialisierte Betriebe sind auf den Markt ausgerichtete Betriebe, 
die ihr Einkommen erzielen, indem sie sich auf die Bedürfnisse der Konsumentinnen und Konsumenten 
ausgerichtet haben. Die wirtschaftlichen Auswirkungen im Hochstamm-Obstbau haben auch ökologi-
sche Auswirkungen: wenn der Obstbau keine verwertbaren Produkte mehr liefert, wird die Pflege der 
Hochstammbäume sehr schnell aufgegeben. Die Direktzahlungen von Bund und Kanton (Mehrjahres-
programm Natur und Landschaft) reichen nicht aus, um eine ertragslose Kultur aufrecht zu erhalten. 
Bis zum heutigen Zeitpunkt ist die einzige, einigermassen wirksame Schutzmassnahme bei Intensivanla-
gen und im Beerenanbau der Schutz mit Mückennetzen. 
Die Vermehrung der Kirschessigfliege erfolgt explosionsartig, wenn reife Früchte nicht geerntet werden. 
Innerhalb von 31 Tagen entstehen aus einem einzigen Weibchen 8 Millionen reproduktionsfähige 
Weibchen. Dies verdeutlicht das Schadenpotential, das die KEF hat.  
 
Unterschriften: 1. Peter Brügger, 2. Peter Hodel, 3. Verena Meyer, Johanna Bartholdi, Claude Belart, 
Hubert Bläsi, Hans Büttiker, Karin Büttler, Enzo Cessotto, Verena Enzler, Markus Grütter, Rosmarie Hei-
niger, Beat Käch, Beat Loosli, Marianne Meister, Anita Panzer, Andreas Schibli, Heiner Studer, Urs Unter-
lerchner, Beat Wildi, Mark Winkler, Ernst Zingg (22) 

I 0140/2016 

Interpellation Anna Rüefli (SP, Solothurn): Was unternehmen Kanton und Gemeinden, um 

den Mangel an subventionierten Plätzen der familienergänzenden Kinderbetreuung im Vor-

schulbereich zu beheben? 

  
Mit Kantonsratsbeschluss vom 26. Juni 2013 hat der Solothurner Kantonsrat den Auftrag «Massnahmen 
zur Steigerung des Angebots an familienergänzender Kinderbetreuung im Vorschulbereich» (A 117/2012) 
für erheblich erklärt. In Umsetzung des erheblich erklärten Auftrags hat das Amt für soziale Sicherheit 
(ASO) unter Beizug des Verbandes Solothurner Einwohnergemeinden (VSEG) die Firma Ecoplan beauf-
tragt, eine Analyse zum Angebot und zum Bedarf an familienergänzender Kinderbetreuung im Vor-
schulbereich durchzuführen. Am 30. Juni 2016 wurde der Öffentlichkeit das Ergebnis dieser Analyse 
präsentiert. Der Ecoplan-Bericht kommt zum Schluss, dass im Kanton Solothurn ein Mangel an Plätzen 
für Kinder bis 18 Monate besteht und dass mit der heute geltenden Finanzierung kein ausreichendes 
Angebot an subventionierten Plätzen sichergestellt werden kann. Im Bericht steht, dass für viele Eltern 
«die Vollkosten für einen Platz in einer Kindertagesstätte oder bei einer Tagesfamilie nicht tragbar» 
sind (vgl. S. 6). Es wird von einer «Bedarfslücke im subventionierten Bereich» gesprochen (vgl. S. 44). 
Gleichzeitig zeigt der Bericht auch auf, dass es sich für Gemeinden finanziell lohnen kann, Angebote der 
familienergänzenden Kinderbetreuung zu subventionieren. Je nach Gemeindetyp seien im Durchschnitt 
steuerliche Mehreinnahmen von 5'000-5'500 Fr. pro Jahr und Kita-Platz zu erwarten (vgl. S. 61). Die 
aufgezeigten Mehreinnahmen basieren auf höheren Steuereinnahmen aus vermehrter Berufstätigkeit 
der Eltern und der Mitarbeitenden von Kindertagesstätten. Wird zusätzlich auch berücksichtigt, dass 
Kinderbetreuungsplätze einen Standortvorteil für die Gemeinden darstellen und die Integration von 
sozial benachteiligten Kindern erleichtern, fällt der Nutzen noch grösser aus. Der Bericht endet mit 
nachfolgenden sechs Empfehlungen: 1. Es sind mehr subventionierte und damit vergünstigte Betreu-
ungsplätze bereitzustellen. 2. Der Bedarf im ländlichen Raum ist zu beobachten, um einem möglichen 
Anstieg der Nachfrage an Betreuungsplätzen frühzeitig begegnen zu können. 3. Tagesfamilien als al-
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ternative Betreuungsstruktur sollen gefördert werden. 4. Gute Erfahrungen und erfolgreiche Modelle 
sollen systematisch weitergegeben werden; bzw. sie sind aktiv bekannt zu machen. 5. Das Bewilligungs-
verfahren soll kundenfreundlich ausgestaltet und von den Behörden begleitet werden. 6. Über die kan-
tonalen Richtlinien zur Bewilligung und Aufsicht ist aktiv zu informieren. 
In diesem Zusammenhang bitten wir den Regierungsrat um die Beantwortung der folgenden Fragen:  
1. Wie stellen Kanton und Gemeinden sicher, dass der Mangel an subventionierten Betreuungsplätzen 

und an Plätzen für Kinder bis 18 Monate möglichst bald behoben wird? 
2. Wie stellen Kanton und Gemeinden sicher, dass die Empfehlungen des Berichts umgesetzt werden? 

Wird die Umsetzung der Empfehlungen (bzw. die Zielerreichung) periodisch überprüft? Werden Zwi-
schenziele definiert und ein Zeitplan erstellt, bis wann welche Ziele erreicht werden sollen? 

3. Wie wird sichergestellt, dass gute Erfahrungen und erfolgreiche Modelle «systematisch weitergege-
ben» und «aktiv bekannt gemacht» werden (vgl. Empfehlung 4)? 

4. Wie wird sichergestellt, dass die Entscheidungsträgerinnen und Entscheidungsträger in den Gemein-
den Kenntnis davon haben, welche steuerlichen Vorteile Angebote der familienergänzenden Kin-
derbetreuung für die Gemeinden mit sich bringen können? 

5. Der Bundesrat hat dem Bundesparlament am 29. Juni 2016 eine Änderung des Bundesgesetzes über 
Finanzhilfen für die familienergänzende Kinderbetreuung unterbreitet, mit der er den Kantonen 
und Gemeinden für die Erhöhung von kantonalen und kommunalen Subventionen sowie für Projek-
te zur besseren Abstimmung des familienergänzenden Betreuungsangebotes auf die Bedürfnisse der 
Eltern zusätzlich 100 Millionen Franken zur Verfügung stellen will.  
a. Sind im Kanton Solothurn die notwendigen Rechtsgrundlagen vorhanden und entsprechend aus-

gestaltet, damit die Gemeinden von den in Aussicht gestellten zusätzlichen Subventionen profi-
tieren können? 

b. Falls nein, wie stellt der Regierungsrat sicher, dass die notwendigen kantonalen Rechtsgrundla-
gen rechtzeitig vorliegen? 

6. Der Bericht zeigt auf, dass in verschiedenen Kantonen auch die Unternehmen in die Finanzierung 
des Betreuungsangebots miteinbezogen werden.  
a. Ist der Regierungsrat bereit, im Gegenzug zur Unternehmenssteuerreform III (die den Unterneh-

men erhebliche Steuerersparnisse bringen wird) eine solche Mitfinanzierung der Wirtschaft zu 
prüfen und entsprechende Modelle mit den betroffenen Kreisen zu diskutieren?  

b. Wenn nein, warum nicht? 
7. Der Bericht ist auf das aktuelle Angebot der familienergänzenden Kinderbetreuung im Vorschulalter 

(namentlich auf Kindertagesstätten und Tagesfamilien) beschränkt. Nicht Bestandteil der Analyse 
waren demgegenüber Angebote für Kinder im Schulalter (wie z.B. Mittagstische, Hausaufgabenhil-
fen, Tagesstrukturen, Tagesschulen). Die letzte Bedarfsabklärung im Bereich der schulergänzenden 
Kinderbetreuung ist mehrere Jahre alt und vor dem Hintergrund des in den letzten Jahren erfolgten 
gesellschaftlichen Wandels vermutlich nicht mehr aktuell.  
a. Ist der Regierungsrat bereit, eine Auslegeordnung und Bedarfsabklärung im Bereich der schuler-

gänzenden Kinderbetreuung analog zur Auslegeordnung und zur Bedarfsabklärung im Vor-
schulbereich vorzunehmen bzw. vornehmen zu lassen? 

b. Wenn ja, bis wann? 
c. Wenn nein, warum nicht? 

 
Begründung: Im Vorstosstext enthalten. 
 
Unterschriften: 1. Anna Rüefli, 2. Luzia Stocker, 3. Stefan Oser, Markus Ammann, Markus Baumann, 
Christine Bigolin Ziörjen, Fränzi Burkhalter, Simon Bürki, Simon Esslinger, Urs Huber, Hardy Jäggi, 
Thomas Marbet, Fabian Müller, Franziska Roth, Susanne Schaffner, Mathias Stricker, Karl Tanner, Urs 
von Lerber (18) 

I 0141/2016 

Interpellation Mathias Stricker (SP, Bettlach): Mit Disc-Recycling CO2-Ausstoss reduzieren und 

Erdöl sparen 

  
Obwohl in diversen Gemeinden Rückgabemöglichkeiten bestehen, landen im Kanton Solothurn jährlich 
mehrere Millionen gebrauchte CDs im Kehricht. Hauptgründe für diese vermeidbare Verschwendung 
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von wertvollen Ressourcen sind vermutlich die mangelnde Information der Bevölkerung und das Fehlen 
von spezifischen Sammelbehältern. 
CDs und DVDs bestehen zu über 90 Prozent aus Polycarbonat, einem pflegeleichten Kunststoff mit ho-
her Transparenz, Temperaturbeständigkeit und beachtlicher Resistenz gegen Verformungen. Der Her-
stellungsprozess ist energieintensiv und teuer. Für eine Disc von 15 g werden etwa 30 g Erdöl gebraucht. 
Das Rezyklieren von Polycarbonat trägt dazu bei, den CO2-Ausstoss zu reduzieren und die nicht erneu-
erbare Ressource Erdöl zu schonen. Im Recyclingprozess kann das Polycarbonat von Discs in hoher Rein-
heit wiedergewonnen werden. Es dient dann als Ausgangsstoff für eine Vielzahl neuer Produkte bei-
spielsweise in der Medizintechnik. Weil die bisher gesammelten Mengen zu klein sind, existiert in der 
Schweiz noch keine Disc-Recycling-Anlage. 
Dass die Bereitschaft der Bevölkerung gross ist, die ausgedienten Datenträger einer sinnvollen Wieder-
verwertung zuzuführen, zeigen diverse Angebote in Gemeinden des Kantons Solothurn.  
In diesem Zusammenhang wird der Regierungsrat gebeten, folgende Fragen zu beantworten: 
1. Welche Gemeinden im Kanton Solothurn bieten ihrer Bevölkerung die Möglichkeit, CDs und DVD-

Discs zu recyceln? 
2. Werden die bestehenden Angebote der Gemeinden genutzt? Sind sie genügend niederschwellig 

oder gibt es Potential, die bestehenden Angebote für die Bevölkerung besser erreichbar zu machen? 
3. Wo steht der Kanton Solothurn im interkantonalen Vergleich? 
4. Erachtet der Kanton eine flächendeckende Sammlung von CDs und DVD-Discs als sinnvoll, um die 

Umweltbelastung und den Ressourcenverbrauch zu reduzieren? 
a. Falls ja, was unternimmt der Kanton Solothurn, um eine flächendeckende Sammlung von CDs 

und DVD-Discs im Kanton zu etablieren? 
b. Falls nein, warum nicht? 

5. Welche gesetzlichen Grundlagen müssten angepasst werden, damit eine Sammlung von CDs und 
DVD-Discs im Kanton Solothurn flächendeckend erreicht werden könnte? 

 
Begründung: Im Vorstosstext enthalten. 
 
Unterschriften: 1. Mathias Stricker, 2. Markus Baumann, 3. Thomas Marbet, Christine Bigolin Ziörjen, 
Fränzi Burkhalter, Simon Bürki, Hardy Jäggi, Fabian Müller, Stefan Oser, Franziska Roth, Susanne Schaff-
ner, Luzia Stocker, Karl Tanner (13) 

A 0142/2016 

Auftrag Daniel Urech (Grüne, Dornach): Konsequente Wiederverwertung von Steinen bei 

Strassenbauarbeiten im Kanton Solothurn 

  
Der Regierungsrat wird beauftragt, bei der Planung und Ausführung von Strassenbauarbeiten wenn 
immer möglich im Rahmen der Ausschreibungen vorzuschreiben, dass bereits vorhandene Pflaster-, 
Randsteine etc. wiederverwendet werden müssen oder dass vom Kanton zur Verfügung gestellte Recyc-
ling-Steine oder Steine aus einheimischer Produktion verwendet werden. 
 
Begründung: Es ist störend und sorgt in der Bevölkerung immer wieder für berechtigte Entrüstung, dass 
bei kantonalen Baustellen Steine von sehr weit weg (insbesondere aus China) verwendet werden. Dies 
ist sowohl unter sozialen und ökologischen Gesichtspunkten wie auch im Hinblick auf die lokale Wert-
schöpfung problematisch. Auch wenn Sozial-Label verwendet werden, ist es unsinnig, Steine um die 
halbe Welt zu transportieren. Es ist unverständlich, dass zugleich häufig alte, vorhandene Steine ausge-
baggert und entsorgt oder als Füllmaterial verwendet werden. Der Unmut über die Verwendung von 
Steinen aus China war bereits Thema von verschiedenen Vorstössen im Kantonsrat. Der Regierungsrat 
verwies dabei immer auf den fehlenden Handlungsspielraum aufgrund übergeordneter Submissionsvor-
schriften. Der vorliegende Auftrag lässt sich ohne Verstoss gegen diese Submissionsvorschriften umset-
zen: Die Wiederverwendung von bereits vorhandenen Materialien kann im Rahmen einer Vergabe vor-
geschrieben werden. Ebenso kann der Kanton die Verwendung von spezifischen Materialien aus 
eigenem Lager als Teil des Auftrags vorschreiben. Es ist anzunehmen, dass teilweise die Aufbereitung 
von Steinen für die Wiederverwertung oder deren Lagerung und Beschaffung im Inland durch den Kan-
ton einen etwas höheren Aufwand bedeuten, als der Import von neuen. Da die Wiederaufbereitung von 
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Materialien jedoch im Inland zu Lohneinkommen führt, dürfte dies gesamtwirtschaftlich dennoch sinn-
voll sein. Zudem sind die Wiederverwertung und die Produktion im Inland ökologisch am sinnvollsten. 
 
Unterschriften: 1. Daniel Urech, 2. Rolf Sommer, 3. Doris Häfliger, Urs Ackermann, Peter Brügger, Simon 
Esslinger, Markus Knellwolf (7) 

K 0143/2016 

Kleine Anfrage Fraktion SP: Ortsübliche Mietzinse in der Sozialhilfe 

  
Jede Person hat Anspruch auf ein menschenwürdiges Obdach. Die Sozialhilfe übernimmt für eine be-
dürftige Person deshalb grundsätzlich den Mietzins für die Wohnung – allerdings nur bis zu einer be-
stimmten Obergrenze, die sich nach der Ortsüblichkeit bemisst. Weder das kantonale Sozialgesetz noch 
die Richtlinien der SKOS (Schweizerische Konferenz für Sozialhilfe) geben Auskunft darüber, wie hoch 
die Mietkosten sein dürfen. 
In diesem Zusammenhang bitten wir den Regierungsrat um die Beantwortung der folgenden Fragen:  
1. Nach welchen Kriterien wird die Ortsüblichkeit festgelegt?  
2. Wer ist dafür zuständig? 
3. Ist der Regierungsrat der Ansicht, dass der ortsübliche Mietzins in allen Sozialregionen (auch für 

Einzelpersonen) der Realität (auf dem Wohnungsmarkt) entspricht (bzw. dass es die festgelegte 
Obergrenze in allen Sozialregionen erlaubt, eine Wohnung zu finden)?  

4. Falls nein, was wird dagegen unternommen? 
 
Begründung: Im Vorstosstext enthalten. 
 
Unterschriften: 1. Stefan Oser, 2. Luzia Stocker, 3. Anna Rüefli, Markus Ammann, Markus Baumann, 
Simon Esslinger, Hardy Jäggi, Thomas Marbet, Franziska Roth, Mathias Stricker, Karl Tanner (11) 

K 0144/2016 

Kleine Anfrage Stefan Oser (SP, Hofstetten-Flüh): Alternativen zum Wirkstoff Glyphosat 

 
Unerwünschte Pflanzen werden gerne mit Unkrautvertilgungsmitteln (Herbizide) bekämpft. Im Handel 
werden sie oft mit dem umstrittenen Wirkstoff Glyphosat angeboten. Im Privatgebrauch (obwohl auf 
Wegen und Plätzen ein generelles Verbot besteht) und in der Landwirtschaft kommt dieser Wirkstoff in 
grossem Umfang zum Einsatz. Unkrautvertilgungsmittel sollen dazu dienen, Kulturpflanzen gesund und 
Beikräuter (neue Bezeichnung für Unkräuter) und Schädlinge fern zu halten. Jedoch wirken sie auch 
dort, wo keine Schadorganismen sind, und beeinträchtigen die Artenvielfalt und die Wasserqualität 
angrenzender Biotope. Dies kann zu weiterführenden Auswirkungen auf den gesamten Naturkreislauf 
und unsere Nahrungskette, beispielsweise durch negative Folgen für unsere wertvollen Bienen, führen. 
Glyphosat kann bei unsachgemässer Anwendung Schleimhäute und Augen reizen und steht unter Ver-
dacht, krebserregend zu sein. Das weltweit am meisten eingesetzte Herbizid mit dem besagten Wirk-
stoff ist bei uns bestens bekannt: Roundup vom US-Konzern Monsanto. Auf Bundesebene wurde im 
Frühling 2016 eine Petition «Glyphosat verbieten – jetzt» bereits eingereicht. 
Auf den Kantonsstrassen, Böschungen und Grünstreifen sind heute Einzelstockbehandlungen von Prob-
lempflanzen mit Herbiziden erlaubt (sofern andere Massnahmen wie regelmässiges Mähen nicht erfolg-
reich sind) und diese enthalten bedauerlicherweise in den meisten Fällen den erwähnten Wirkstoff. Als 
Alternativen könnten vermehrt mechanische und physikalische Methoden zur Anwendung gelangen: 
wie regelmässige Strassenreinigung, Abranden, Abkratzen, Ausreissen nach feuchter Witterung, Einsatz 
von Abflammgeräten oder Wasserdampf. 
In diesem Zusammenhang bitte ich den Regierungsrat um die Beantwortung der folgenden Fragen: 
1. Ist die Regierung bereit, Alternativen zum Herbizid-Wirkstoff Glyphosat auf Kantonsgebiet aufzu-

zeigen und baldmöglichst von unseren Kreisbauämtern auszutesten respektive anzuwenden? 
2. Wurden für Einzelstockbehandlungen von Problempflanzen Wirkstoffe natürlichen Ursprungs, z.B. 

Pelargonsäure, getestet? 
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3. Wurden bereits Erfahrungen mit der neuen Wasserdampfmethode erzielt (in einzelnen Gemeinden 
im Einsatz)? Falls ja, welche? 

4. Könnte das zuständige Amt für Umwelt unsere Bevölkerung bezüglich dem umstrittenen Wirkstoff 
Glyphosat vermehrt über dessen Anwendung und die möglichen Auswirkungen informieren? 

 
Begründung: Im Vorstosstext enthalten. 
 
Unterschriften: 1. Stefan Oser, 2. Luzia Stocker, 3. Simon Esslinger, Markus Ammann, Markus Baumann, 
Simon Bürki, Thomas Marbet, Franziska Roth, Anna Rüefli, Mathias Stricker, Karl Tanner (11) 

A 0145/2016 

Auftrag Felix Lang (Grüne, Lostorf): Kantonalisierung Zivilschutz 

  
Der Regierungsrat wird beauftragt, eine Vorlage zur Kantonalisierung des Zivilschutzes auszuarbeiten. 
 

Begründung: Steigerung der Effizienz und Qualität mit Kosteneinsparungen bei Kanton und Gemein-
den von rund 1,4 Mio. Franken jährlich (siehe RRB 2016/1370 Regierungsantwort Interpellation FDP.Die 
Liberalen). 
 

Unterschriften: 1. Felix Lang, 2. Barbara Wyss Flück, 3. Felix Glatz-Böni, Doris Häfliger, Daniel Urech, Felix 
Wettstein, Brigit Wyss (7) 

I 0146/2016 

Interpellation Dieter Leu (CVP, Rickenbach): Erdbeben der Stärke 6 und mehr - ist unser Zivil-

schutz vorbereitet? 
  

Die schrecklichen Bilder der Zerstörung nach einem Erdbeben grosser Stärke ist uns allen nach dem Erd-
beben in Mittelitalien noch in Erinnerung. Beeindruckend ist, wie schnell Hilfe, Zelte und Räumungs-
mannschaften mit schwerem Gerät vor Ort waren. In kurzer Zeit entstanden «Zeltstädte» für die Ob-
dachlosen. Auch die Bilder und geschichtlichen Aufzeichnungen des grossen Erdbebens von Basel am 
18. Oktober 1356 führen uns klar vor Augen, dass ein solches Ereignis jederzeit auch in der Schweiz 
auftreten kann. Ein Erdbeben der Stärke 6 kommt laut der Statistik etwa alle 50 bis 150 Jahre vor, es 
kann in wenigen Minuten oder erst in 100 Jahren vorkommen. Zeitpunkt, Stärke und Intensität können 
nicht vorausgesagt werden. Ein solches Erdbeben löst bei der heutigen dichten Besiedelung grosse 
Schäden an Gebäuden und Kulturgütern aus. Auch wäre mit vielen zum Teil sehr schwer Verletzten und 
vielen Toten zu rechnen. Die Regio Basiliensis und der Jurasüdfuss sind auf Grund der geologischen 
Formationen stark erdbebengefährdet. Sind wir genügend vorbereitet? 
1. Wurden vom kantonalen Führungsstab in Zusammenarbeit mit den regionalen Führungsstäben in 

Stabsübungen solche Szenarien eines Erdbebens der Stärke 6 und grösser schon durchgeführt? 
2. Gibt es vorbereitete, kantonale Eventualplanungen bei Erdbeben grosser Stärke (>6)? 
3. Gibt es vorbehaltene Entschlüsse, Varianten und vorbereitete Weisungen? 
4. Wurden die Erdbebenrisiken im Kanton Solothurn erhoben? 
5. Gibt es Berechnungen über die Auswirkungen (Verletzte, Tote, Gebäudeschäden, Kulturdenkmal-

schäden) eines Erdbebens der Stärke >6 im Raume des Kantons Solothurn? 
6. Gibt es ein Register über erdbebensichere und erdbebengefährdete Gebäude für Erdbeben >6 und 

Intensität >VII? 
7. Haben wir genügend beheizbare Zelte, Material und schwere Maschinen, die rasch eingesetzt wer-

den können? 
8. Gibt es vorbereitete Einsatzplanungen für private schwere Baumaschinen und andere benötigte 

Hilfsmittel? 
9. Wie ist die Wasserversorgung/Lebensmittelversorgung bei zerstörter Infrastruktur organisiert? 
10. Wie ist die medizinische Versorgung in einer solchen Situation sichergestellt? 
11. Wie ist die Kommunikation/Information sichergestellt? 
12. Besteht eine für solche Grossschäden bei Erdbeben genügende, obligatorische Versicherung? 
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Begründung: Im Vorstosstext enthalten. 
 
Unterschriften: 1. Dieter Leu, 2. Daniel Mackuth, 3. Susanne Koch Hauser, Urs Ackermann, Stephan Ba-
schung, Peter Brotschi, Alois Christ, Felix Glatz-Böni, Kurt Henzmann, Nicole Hirt, Jonas Hufschmid, Doris 
Häfliger, Karin Kissling, Markus Knellwolf, Edgar Kupper, Peter Kyburz, Felix Lang, Tamara Mühlemann 
Vescovi, Georg Nussbaumer, Michael Ochsenbein, Thomas Studer, Susan von Sury-Thomas, Bruno Vögtli, 
Felix Wettstein, Marie-Theres Widmer, Brigit Wyss, Barbara Wyss Flück (27) 

K 0147/2016 

Kleine Anfrage Bruno Vögtli (CVP, Hochwald): Vergabe von Kantonsaufträgen an regionale 

Unternehmen 

  
Sehr viele KMU Unternehmen in unserem Kanton leisten Öffentlichkeitsarbeite,: bilden Lehrlinge aus, 
sind als Prüfungsexperten im Einsatz, sind in ihren Berufsverbänden aktiv, sind in ihren Gemeinden als 
Sponsoren von Vereinen oder anderen Anlässen aktiv. Als Unternehmen sowie einige ihrer Mitarbeiter 
bezahlen sie in den Gemeinden Steuern. 
In diesem Zusammenhang ist der Regierungsrat höflich um die Beantwortung der folgenden Fragen 
ersucht: 
1. Wieso werden bei kantonalen Objekten wie Schulhäuser, Spitäler, Amtshäuser, usw. nicht bezirks-

anwesende Unternehmen angefragt? 
2. Wo erfahren die Unternehmen über die Ausschreibung von öffentlichen Aufträgen? 
3. Besteht eine Plattform über Bewerbungen? 
4. Werden alle Kantonsaufträge ausgeschrieben oder werden nur einzelne Unternehmen berücksich-

tigt? 
5. Besitzt der Kanton Unternehmerlisten von bezirksanwesenden Firmen? 
 
Begründung: Im Vorstosstext enthalten. 
 
Unterschriften: 1. Bruno Vögtli (1) 

A 0148/2016 

Auftrag Susanne Koch Hauser (CVP, Erschwil): Kantonsstrassenfinanzierung neu regeln 

  
Die bestehenden Gesetze und Verordnungen werden dahingehend angepasst, dass die Beteiligung der 
Gemeinden an die Kantonsstrassenfinanzierung gestrichen wird. 
 
Begründung: Gemäss Strassengesetz ist der Kanton zuständig für die Kantonsstrassen, die Gemeinden 
für die Gemeindestrassen. Mit einer Übernahme aller Kosten im Zusammenhang mit dem Bau, Unterhalt 
etc. der Kantonsstrasse würde der Kanton in Bezug auf die Planung und die Sicherheit der Globalbud-
gets profitieren; es müsste nicht auf die finanziellen Lagen der Gemeinden abgestellt werden. 
Im Rahmen der Vorarbeiten zum Neuen Aufgaben- und Lastenausgleich wurde den Gemeinden in Aus-
sicht gestellt, dass die Kantonsstrassenfinanzierung ebenfalls einbezogen wird. Eine schon lange gefor-
derte, immer wieder in Aussicht gestellte Entflechtung steht nach wie vor aus. 
Die Kantonsstrassen dienen der Aufnahme von Durchgangsverkehr, der je nach Lage der Kantonsstras-
senteile nicht als direkt durch die entsprechende Gemeinde verursacht wird. Insbesondere in Gebieten 
mit Industrie, Zufahrten zu Autobahnen oder Passstrassen belastet der Durchgangsverkehr die Infra-
struktur massiv und es ist wenig ersichtlich, wieso die jeweiligen Gemeinden Kosten, die allen Verkehrs-
teilnehmern zu Gute kommen, tragen müssen. Zudem ist die Abhängigkeit, ob eine Gemeinde einen 
langen Kantonsstrassenanteil hat, als Schlüssel völlig willkürlich. 
Die im Vernehmlassungsentwurf zur Teilrevision des Strassengesetzes angedachte Lösung einer Regio-
nalisierung der Mitfinanzierung scheint kein praxisorientierter Ansatz; er wird zu langen Verhandlun-
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gen zwischen Gemeinden und Kanton führen; zudem fehlen Übergangsbestimmungen. Dieser Ansatz 
würde im Übrigen auch das Systems NFA aushebeln. 
 
Unterschriften: 1. Susanne Koch Hauser, 2. Michael Ochsenbein, 3. Sandra Kolly, Urs Ackermann, Urs 
Allemann, Stephan Baschung, Alois Christ, Martin Flury, Kurt Henzmann, Jonas Hufschmid, Karin Kiss-
ling, Edgar Kupper, Peter Kyburz, Dieter Leu, Daniel Mackuth, Tamara Mühlemann Vescovi, Georg 
Nussbaumer, Thomas Studer, Marie-Theres Widmer (19) 
 
 
Schluss der Sitzung um 12:00 Uhr 


